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Obwohl die Sozialpartnerschaft in Deutschland 
eine gute und lange Tradition hat, spielt die fi nan-
zielle Mitarbeiterbeteiligung in der politischen 
Diskussion und in der unternehmerischen Praxis 
nach wie vor eine untergeordnete Rolle. Die im-
mer ungleichere Verteilung von Vermögen und 
speziell die Konzentration des Produktivkapitals 
in den Händen Weniger gibt allen Anlass, die in 
früheren Jahrzehnten geführten Diskussionen 
wieder aufzunehmen. Die breite Beteiligung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern am Un-
ternehmen könnte der zunehmenden Ungleich-
verteilung von Vermögen in Deutschland zumin-
dest entgegenwirken. Zusätzlich zeigen Erfahrun-
gen aus der Unternehmenspraxis, dass Mitarbei-
terbeteiligung vielfältige Vorteile für Beschäftigte 
und Unternehmen bieten kann. Der Gesetzgeber 
hat mit der Neufassung des Mitarbeiterkapitalbe-
teiligungsgesetzes von 2009 neue und verbesserte 
Anreize für die Einführung von Beteiligungsmo-
dellen geschaffen und will damit insbesondere 
die Beteiligung im Bereich der kleinen und mitt-
leren Unternehmen (KMU) fördern. Mit der Zu-
lassung von überbetrieblichen Beteiligungsfonds 
wurde darüber hinaus ein Instrument geschaffen, 
um die Umsetzung von Beteiligungsangeboten 
zu erleichtern. 

Nicht zuletzt durch die faktisch zeitgleich 
einsetzende Wirtschafts- und Finanzkrise und 
den Regierungswechsel fand das neue Gesetz zur 
Mitarbeiterbeteiligung bisher nicht die gewünsch-
te breite Resonanz in der Wirtschaft. An der poli-
tischen Unterstützung mangelt es nicht: Die 
 Spitzenverbände der Sozialpartner BDA und DGB 
begrüßen beide die erweiterten Möglichkeiten 
der Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Auch in den 
politischen Parteien gab und gibt es allenfalls 

 Differenzen über die Ausgestaltung einzelner 
 Instrumente, nicht aber über den gesellschafts-
politischen und wirtschaftlichen Wert einer Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung. Die Zielsetzungen von 
langfristig mehr Verteilungsgerechtigkeit durch 
die breitere Beteiligung von Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen am Produktivkapital sind ge-
nauso Konsens wie die Idee einer stärkeren Moti-
vationswirkung im Unternehmen durch Beteili-
gung mit positiven Wirkungen auf die Produk-
tivität.

Die möglichen Hindernisse bei einer stärke-
ren Nutzung von fi nanziellen Mitarbeiterbeteili-
gungsmodellen liegen gerade bei kleinen und 
mittleren Unternehmen in den Details der prak-
tischen Umsetzung. Dies belegen auch die sehr 
unterschiedlichen Beteiligungsquoten in den ver-
schiedenen Branchen und Unternehmensgrö-
ßenklassen. Während bei den großen börsenno-
tierten Unternehmen Beteiligungsangebote doch 
relativ weit verbreitet sind und zum „alltägli-
chen“ Instrument moderner Personalpolitik ge-
hören, ist eine Beteiligung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter am Unternehmenskapital in 
KMU nach wie vor eine Ausnahme. Daher ist die 
Umsetzung, Begleitung und Verbesserung der 
Möglichkeiten einer fi nanziellen Mitarbeiterbe-
teiligung insbesondere im KMU-Bereich ein wich-
tiges Aktionsfeld für einen wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitischen Dialog, der u. a. auch der 
Idee von mehr Demokratie und Verteilungsge-
rechtigkeit verpfl ichtet ist. 

Vor diesem Hintergrund hat der Arbeitskreis 
Mittelstand der Friedrich-Ebert-Stiftung in Zu-
sammenarbeit mit der Hans Böckler Stiftung ein 
Dialogprojekt durchgeführt, das aus einer Reihe 
von Expertengesprächen bestand und an wichti-

Vorbemerkung
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gen offenen Fragen der fi nanziellen Mitarbeiter-
beteiligung ansetzte. Ziel des Projektes war es, 
Wirtschaft, Politik, Wissenschaft, aber auch Ver-
bands- und Gewerkschaftsvertreter sowie Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im kritischen 
Austausch zusammenzubringen und hieraus An-
stöße für Verbesserungen der Beteiligungsmög-
lichkeiten und entsprechende Handlungsoptio-
nen zu entwickeln. 

Im Rahmen des ersten Expertengespräches 
am 23.11.10 wurden die Hintergründe des neuen 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetzes und not-
wendige Impulse für weitergehende gesetzgeberi-
sche Initiativen diskutiert, um die Attraktivität 
von Beteiligungsmodellen für Beschäftigte und 

Unternehmen zu steigern. Im Mittelpunkt des 
zweiten Expertengesprächs am 22.2.11 stand die 
Diskussion betrieblicher Erfahrungen mit Beteili-
gungsmodellen im Zusammenhang mit betrieb-
lichen Krisen- und Sanierungsfällen. Im Rahmen 
des dritten Expertengespräches am 5.4.11 wur-
den schließlich auf Grundlage der Erfahrungen 
mit Mitarbeiterbeteiligung in den Niederlanden, 
Frankreich und Österreich Bedingungsfaktoren 
für die unterschiedliche Verbreitung fi nanzieller 
Mitarbeiterbeteiligung in Europa diskutiert. 

Die vorliegende Publikation fasst die wesent-
lichen Ergebnisse der Expertengespräche und die 
politische Auseinandersetzung mit dem Thema 
Mitarbeiterbeteiligung in jüngster Zeit zusammen. 
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Das Wesentliche auf einen Blick

Der Bundestag hat im Frühjahr 2009 eine Neufas-
sung des Gesetzes zur fi nanziellen Mitarbeiter-
beteiligung verabschiedet, um das politische Ziel 
einer stärkeren Verbreitung der Beteiligung von 
Beschäftigen an Erfolg und Kapital der Unterneh-
men zu erreichen. Dieser Gesetzesinitiative vor-
ausgegangen war eine mehrjährige politische 
 Diskussion unter Einbeziehung der Sozialpartner 
über mehr Verteilungsgerechtigkeit sowie einzel-
wirtschaftlich positive Auswirkungen von Mitar-
beiterbeteiligung. Der wirtschaftspolitische Kon-
text dieser Diskussion war geprägt durch einen 
konjunkturellen Aufschwung und steigende Un-
ternehmensgewinne. Die nach der Verabschie-
dung des Gesetzes einsetzende Finanzkrise im 
Jahr 2009 änderte diese Rahmenbedingungen 
 erheblich. Zwar wurde in der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise die Debatte um Mitarbeiterbeteiligung 
fortgeführt – jetzt allerdings aus einem anderen 
Blickwinkel. Im Zusammenhang mit wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten, beispielsweise bei Opel und 
Schaeffl er, wurde diskutiert, inwieweit eine Kapi-
talbeteiligung als Instrument zur Bewältigung der 
Krisensituation in Frage kommen könnte. Wenn 
Belegschaften auf Lohnansprüche in der Gegen-
wart verzichten – so die Forderung der Arbeitneh-
merseite – sollten sie durch eine Beteiligung am 
Kapital der Unternehmen im Gegenzug Stimm-
rechte und die Chance auf mögliche Wertstei-
gerungen in der Zukunft haben.

Die Weiterentwicklung der Förderbedingun-
gen für Kapitalbeteiligungen aus der Neufassung 
des Gesetzes umfasste u. a. die Erhöhung der Ar-
beitnehmersparzulage für in Beteiligungen ange-
legte vermögenswirksame Leistungen von 72 auf 
80 Euro jährlich. Zudem wurde der steuer- und 
sozialversicherungsfreie Höchstbetrag für die 
Überlassung einer Mitarbeiterbeteiligung am Ar-
beit gebenden Unternehmen von 135 auf 360 Euro 
pro Jahr erhöht. Darüber hinaus sollte durch über-
betriebliche Mitarbeiterbeteiligungsfonds vor al-
lem für KMU eine Möglichkeit geschaffen wer-

den, ihren Beschäftigten ein Beteiligungsangebot 
zu machen. Nach den Vorstellungen der damali-
gen Regierungskoalition von CDU/CSU und SPD 
sollte durch die Ausweitung der Förderbedingun-
gen die Anzahl der am Unternehmen beteiligten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von zwei auf 
drei Millionen gesteigert werden.

In der Diskussion seit Einführung des Ge-
setzes werden die mit den neuen gesetzlichen 
 Regelungen verbundenen praktischen Anwen-
dungsprobleme und Verbesserungsvorschläge 
thematisiert. Hier zeigt sich vor allem, dass es in 
der Umsetzung des neuen Gesetzes noch erhebli-
chen Kommunikations- und Vermittlungsbedarf 
gegenüber der Wirtschaft gibt. Die möglichen 
 positiven Wirkungen von Beteiligungsmodellen 
(bessere Mitarbeitermotivation und -bindung, 
höhere Produktivität etc.) werden in der Wirt-
schaft zwar erkannt, aber die Idee überbetrieb-
licher Umsetzungsmodelle scheint vielen Unter-
nehmen zu kompliziert. In der Realität gibt es 
solche Fonds bisher noch nicht.

Der Weg zu einer stärkeren Verbreitung von 
Mitarbeiterbeteiligung kann zwar über eine For-
derung nach noch stärkerer fi nanzieller Förde-
rung gehen. Aber ohne die politische Initiative 
der Parteien und Sozialpartner kann das Thema 
Mitarbeiterbeteiligung in der öffentlichen Dis-
kussion keinen neuen Schwung erhalten. Wich-
tig ist vor allem eine gemeinsame Diskussion von 
Politik und Sozialpartnern zur Verwirklichung 
von mehr positiven Beispielen auf Unternehmens-
ebene. Hier ist z. B. zu überlegen, statt der bislang 
völlig ungenutzten überbetrieblichen Fonds Stif-
tungsmodelle und andere betriebliche Beteili-
gungsgesellschaften in den Mittelpunkt der För-
derung zu stellen. Solche Modelle werden in 
Deutschland bereits praktiziert. Es ist auch zu dis-
kutieren, inwieweit Frankreich als Vorbild dienen 
kann. Dort hat eine umfassende staatliche För-
derung zu einer hohen Verbreitung von Beteili-
gungsmodellen geführt.
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Der Bundestag hat im Frühjahr 2009 eine Neu fas-
sung des Gesetzes zur fi nanziellen Mitarbei terbe-
tei ligung („Mitarbeiterkapitalbeteiligungsge setz“, 
im Folgenden: MKBG) verabschiedet. Politisches 
Ziel war eine stärkere Verbreitung der Beteiligung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am Kapi-
tal der Unternehmen. Die Anzahl der am Unter-
nehmenskapital beteiligten Beschäftigten sollte 
mittelfristig von heute rund zwei Millionen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern auf drei Millio-
nen erhöht werden (Deutscher Bundestag Druck-
sache 16/10531 2008). Um diesem Ziel näher zu 
kommen, wurden die staatlichen Förderbeträge 
angehoben und als neue Förderkategorie das so-
genannte „Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermö-
gen“, d. h. eine Beteiligung in Form überbetrieb-
licher Fonds, neu eingeführt.

Der Gesetzesinitiative vorausgegangen war 
eine mehrjährige politische Diskussion unter Ein-
beziehung der Sozialpartner über mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit durch fi nanzielle Mitarbeiter-
beteiligung. Angeregt worden war die Debatte 
schon im Jahr 2001 durch den damaligen Bun-
deskanzler Gerhard Schröder und Ende 2005 auch 
durch den damaligen Bundespräsidenten Horst 
Köhler, der eine stärkere Partizipation der Be-
schäftigten an der erfolgreichen Entwicklung von 
Unternehmen einforderte (Bundespräsidialamt 
2005). 

Der wirtschaftspolitische Kontext zu Beginn 
der Diskussion war geprägt durch einen konjunk-
turellen Aufschwung und steigende Unterneh-
mensgewinne. Die nach der Verabschiedung des 
Gesetzes einsetzende Finanzkrise im Jahr 2009 
änderte diese Rahmenbedingungen aber erheb-
lich, so dass die Debatte um Mitarbeiterbeteili-
gung in der Wirtschafts- und Finanzkrise eine 
andere Perspektive bekam. Im Zusammenhang 
mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten, beispiels-

weise bei Opel und Schaeffl er, wurde nun disku-
tiert, inwieweit eine Kapitalbeteiligung als Instru-
ment zur Bewältigung der Krisensituation in Fra-
ge kommen könnte. Wenn Belegschaften auf 
Lohnansprüche in der Gegenwart verzichten – so 
die Forderung der Arbeitnehmerseite – sollten sie 
durch eine Beteiligung am Kapital der Unterneh-
men im Gegenzug Stimmrechte und die Chance 
auf mögliche Wertsteigerungen in der Zukunft 
haben.

Beide Diskussionsstränge haben ihre Berech-
tigung. Allerdings muss man heute, zwei Jahre 
nach Einführung des Mitarbeiterkapitalbeteili-
gungsgesetzes, feststellen, dass es keine wirklich 
konkreten Hinweise gibt, dass die durch dieses 
Gesetz und die damit verbundene Förderung ein-
geräumten Möglichkeiten der Mitarbeiterkapital-
beteiligung in größerem Umfang genutzt werden 
als vorher (auch wenn es zwei Jahre nach Einfüh-
rung des MKBG zu früh sein mag zu beurteilen, 
welche langfristigen Effekte von den veränderten 
Förderbedingungen auf die Verbreitung und Nut-
zung von Mitarbeiterbeteiligungsmodellen in der 
Praxis ausgehen). Die Gründe für die bisher eher 
schwache Resonanz auf eine Initiative, die von 
allen politischen Parteien und den Sozialpartnern 
im Grundsatz unterstützt wurde, sind erklärungs-
bedürftig.

Aus diesem Grund wurden vom Arbeitskreis 
Mittelstand der Friedrich-Ebert-Stiftung in Koope-
ration mit der Hans Böckler Stiftung eine Reihe 
von Expertengesprächen zwischen Herbst 2010 
und Frühjahr 2011 durchgeführt (siehe Übersicht 
im Anhang). Ziel war es, in einem kritischen Aus-
tausch zwischen Politik, Praxisexperten und So-
zialpartnern Problemstellungen bei der Nutzung 
und Verbreitung der Mitarbeiterbeteiligung in 
Deutschland zu erörtern und Lösungsansätze für 
eine Verbesserung der Bedingungen zu entwi-

1. Einführung: Mitarbeiterkapitalbeteiligung – ein Thema mit 
 vielen Facetten 
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ckeln. Da die grundsätzlichen Vorteile (und Nach-
teile) einer fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung 
und die damit verbundenen politischen Ziele 
schon im Vorfeld der letzten Gesetzesänderung 
breit diskutiert worden sind,1 sollte das Projekt 
auf diesen Diskussionsergebnissen aufsetzen. 
D. h. es ging nicht darum, noch einmal das gene-
relle Für und Wider fi nanzieller Mitarbeiterbetei-
ligung zu diskutieren,2 sondern vielmehr konkret 
an den in letzten Jahren erkennbar gewordenen 
einzelnen Problemstellungen anzusetzen. The-
men für die Diskussion in den Expertengesprä-
chen waren:
– Was war mit dem MKBG aus dem Jahr 2009 

beabsichtigt? Welche Umsetzungsprobleme gibt 
es? Wie sind die praktischen Probleme zu be-
werten?

– Hat sich Mitarbeiterbeteiligung in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise bewährt? Welche Er-

fahrungen haben Arbeitgeber und Gewerk-
schaften gemacht? Gibt es Best-Practice-Fälle? 

– Keine fi nanzielle Beteiligung ohne Transparenz 
und Information – aber wie viel Mitbestim-
mung folgt daraus?

– Was kann eine solche Beteiligung wirklich leis-
ten für Vermögensaufbau in Arbeitnehmer-
hand und Verteilungsgerechtigkeit?

– Mitarbeiterbeteiligung als europäisches Pro-
jekt – Was können wir auf politischer Ebene 
von Europa erwarten? Welche Möglichkeiten 
der Umsetzung von Beteiligungsmodellen gibt 
es bei transnationalen Unternehmen? Was ma-
chen unsere europäischen Nachbarn besser?

Die vorliegende Studie dokumentiert die Ergeb-
nisse der Expertengespräche und stellt sie in den 
Kontext der Fachdiskussion und der einschlägi-
gen Literatur zum Thema fi nanzieller Mitarbei-
terbeteiligung.

1 Vgl. dazu die Ergebnisse der gemeinsamen Arbeitsgruppe Mitarbeiterbeteiligung von SPD-Parteivorstand und SPD-Bundestagsfraktion 
aus dem Jahr 2007, den Beschluss der gemeinsamen Arbeitsgruppe von CDU und CSU unter dem Vorsitz von Karl-Josef Laumann und 
Erwin Huber 2007 sowie den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe von CDU/CSU und SPD für mehr Mitarbeiterkapitalbeteiligung in 
Deutschland aus dem Jahr 2008.

2 Ein Überblick der Debatte und der Vorschläge und Forderungen von Parteien und Sozialpartnern im Vorfeld des Gesetzgebungsverfah-
rens fi ndet sich z. B. bei Meyer (2008) und Stracke et al. (2007).
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2.1 Beteiligungsformen im Überblick

In der Diskussion werden üblicherweise die ma-
terielle (fi nanzielle) und die immaterielle Beteili-
gung der Beschäftigten an Entscheidungen und 
am Ergebnis der Unternehmen unterschieden. 
Die immaterielle Beteiligung bezieht sich auf die 
Partizipation von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern an Entscheidungsprozessen (Voß et 
al. 2003). Bei der materiellen Beteiligung sollen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer monetäre 
Vorteile aus einer Beteiligung bekommen. D. h. es 
geht um eine vertraglich geregelte, dauerhafte Be-
teiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
am Kapital und/oder wirtschaftlichen Erfolg ihres 
Arbeit gebenden Unternehmens (Juntermanns 
1991; Schneider/Fritz/Zander 2007).3

Grundsätzlich lassen sich zwei Formen der 
materiellen Mitarbeiterbeteiligung unterschei-
den: die Kapitalbeteiligung und die Erfolgsbeteili-
gung (Abbildung 1). In der Praxis werden diese 
beiden Beteiligungsformen häufi g miteinander 
verknüpft, z. B. wenn die Erfolgsbeteiligung zur 
Finanzierung der Kapitalbeteiligung genutzt wird.

Die Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die mit Angeboten einer fi nanziellen Be-
teiligung angesprochen werden soll, ist in der 
 Regel nicht homogen. Da sich die Arbeitsentgelte 
je nach Hierarchie oder nach berufsüblichen Be-
sonderheiten unterschiedlich zusammensetzen, 
spielt dies auch für Ansätze der fi nanziellen Mit-
arbeiterbeteiligung eine wichtige Rolle. So gibt es 
z. B. für die Beteiligung von Vorständen, Mana-
gern und leitenden Angestellten deutlich andere 

2. Formen und Verbreitung der fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung 

3 Auf europäischer Ebene wurde Anfang der 1990er Jahre von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften der Begriff „PEPPER“ 
geprägt: „Promotion of Employee Participation in Profi ts and Enterprise Results“ (Uvalić 1991).

Abbildung 1:

Formen der fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung

Quelle: Eigene Darstellung.
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Dimensionen bei Beteiligungsangeboten und an-
dere Spielräume für die Nutzung der Programme 
als für die breite Belegschaft. Die Diskussion der 
letzten Jahre konzentriert sich im Wesentlichen 
auf die breit angelegten Modelle für alle Beleg-
schaftsangehörigen.

2.1.1 Erfolgsbeteiligung

Eine Erfolgsbeteiligung basiert auf dem Grund-
gedanken, die Leistungen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter neben dem festen Lohn bzw. Ge-
halt durch eine erfolgsabhängige Sonderzuwen-
dung im Rahmen der Vergütung zu honorieren. 
Diese ist vom wirtschaftlichen Erfolg des Unter-
nehmens oder eines Unternehmensteils abhängig 
und kann nur indirekt von den einzelnen Be-
schäftigten beeinfl usst werden (Risser 2005; Strot-
mann 2003). Basis der Erfolgsbeteiligung ist die 
Erzielung eines Periodenerfolgs, von dem ein Teil 
an die Belegschaft ausgeschüttet wird (Beck 2008; 
Drumm 2008). In vielen Unternehmen ist es üb-

lich, die Höhe der Sonderzuwendung an betrieb-
liche Kennziffern zu koppeln. In Abhängigkeit 
von dem Kriterium, das zur Festlegung des Perio-
denerfolgs herangezogen wird, lassen sich dem-
nach Gewinn-, Leistungs- und Ertragsbeteiligung 
unterscheiden (Abbildung 2). In wirtschaftlich 
erfolgreichen Zeiten führt dies in der Regel zu hö-
heren Ausschüttungen an die Beschäftigten, in 
schlechteren Zeiten kann die Erfolgsbeteiligung 
entsprechend abgesenkt werden bzw. ganz ent-
fallen. 

In der neueren Literatur wird das Konzept 
der Erfolgsbeteiligung in einer weiter gefassten 
Defi nition nicht mehr nur mit dem Gedanken 
 einer Beteiligung an einer kollektiv erbrachten 
Basisgröße, sondern darüber hinaus auch auf der 
Ebene der Individualleistung als „Individual In-
centive“ betrachtet. Hierunter werden im We-
sentlichen Prämien auf der Basis von Leistungs-
beurteilungen oder Zielvereinbarungen, aber 
auch Umsatz- oder Deckungsbeitragsprovisionen 
verstanden (AGP 2011; Schneider/Fritz/Zander 

Abbildung 2:

Formen der Erfolgsbeteiligung

Quelle: Eigene Darstellung.
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2007). Damit wird das Konzept einer Erfolgsbe-
teiligung im kollektiven Sinne jedoch aufge-
weicht und der Übergang beispielsweise zu Prä-
mienlohnsystemen wird fl ießend.

2.1.2 Kapitalbeteiligung

Bei einer Kapitalbeteiligung stellen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer dem Unternehmen 
neben ihrer Arbeitskraft fi nanzielle Mittel zur 
Verfügung. Hierbei kann es sich entweder um 
Fremd- oder um Eigenkapital handeln (Abbil-
dung 3). Zwischen dem Unternehmen und dem 
einzelnen Beschäftigten entsteht dabei zusätzlich 
zur arbeitsrechtlichen eine vermögensrechtliche 
Beziehung (Kay/Backes-Gellner 2004; Risser 2005). 
In der Unternehmenspraxis lassen sich unter-
schied liche Verfahren und Regelungen zur Ge-
staltung der Beteiligungsmodelle fi nden. Die je-
weilige Form der Kapitalbeteiligung bestimmt 
darüber, ob die Beschäftigten eine feste oder er-

folgsabhängige Verzinsung ihres eingesetzten Ka-
pitals erhalten oder als Anteilseigner mit allen 
Chancen und Risiken am unternehmerischen Er-
folg teilhaben. Welche der Beteiligungsformen 
im Einzelfall gewählt wird, hängt vor allem von 
den Zielen, die mit der Mitarbeiterbeteiligung 
verfolgt werden sollen (z. B. die Stärkung der 
 Eigenkapitalbasis oder die Steigerung der Mitar-
beitermotivation und -bindung), und der Rechts-
form des Unternehmens ab. Aus dem gewählten 
Beteiligungsmodell ergeben sich bestimmte Rech-
te, insbesondere Informations- und Mitwirkungs-
rechte für die beteiligten Beschäftigten (siehe 
hierzu ausführlich z. B. Schneider/Fritz/Zander 
2007; Stettes 2008; Voß/Wilke/Maack 2003).

Die einfachste Form einer Fremdkapitalbetei-
ligung ist das Mitarbeiterdarlehen, das unabhän-
gig von der Rechtsform des Unternehmens ge-
wählt werden kann. Wesentlich ist, dass die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer dem Unter-
nehmen für einen festgelegten Zeitraum eine 

Abbildung 3:

Formen der Kapitalbeteiligung

Quelle: Eigene Darstellung.
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bestimmte Geldsumme zur Verfügung stellen, die 
nach Ablauf des Zeitraumes in verzinster Form 
zurückgezahlt wird. Neben einer festen Verzin-
sung ist auch eine Verzinsung möglich, die an 
Kenngrößen wie Umsatz oder Gewinn geknüpft 
ist (partiarisches Darlehen). Eine Verlustbeteili-
gung ist hier ausgeschlossen, im Fall einer Insol-
venz des Unternehmens kann die Forderung des 
Darlehensgebers jedoch ganz oder teilweise aus-
fallen. Im Fall einer Darlehenskonstruktion ha-
ben die beteiligten Beschäftigten keine gesetzlich 
geregelten zusätzlichen Informations-, Kontroll- 
und Mitspracherechte, es sei denn, diese werden 
gesondert geregelt (Bierbaum et al. 2005; Drumm 
2008).

Die in ihren Konsequenzen am weitesten 
 reichende Form einer Kapitalbeteiligung der Be-
schäftigten ist die Eigenkapitalbeteiligung. Je 
nach Rechtsform des Unternehmens können die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Beleg-
schaftsaktien, GmbH-Anteile, Genossenschafts-
anteile oder Kommanditanteile am Unternehmen 
beteiligt werden. Auf diese Weise sind die Be-
schäftigten auch gesellschaftsrechtlich am Unter-
nehmen beteiligt, d. h. sie haben die gleichen In-
formations-, Kontroll- und Mitentscheidungs-
rechte wie die übrigen Gesellschafter des Unter-
nehmens, sofern diese Rechte nicht durch 
zu sätzliche Regelungen eingeschränkt werden 
(Kay/Backes-Gellner 2004; Voß/Wilke/Maack 
2003). Je nachdem, welche Beteiligungsform ge-
wählt wird, sind diese Rechte in ihrem Umfang 
unterschiedlich ausgestaltet (siehe ausführlich 
BMAS 2009a). In der Regel übernehmen die Be-
schäftigten dieselben Risiken wie die übrigen An-
teilseigner. Hierzu gehört etwa das Risiko der 
 Haftung, der Erfolgsabhängigkeit der Erträge 
(z. B. der Höhe der Dividendenzahlung) oder das 
Risiko von Kursschwankungen bis hin zum Total-
verlust in der Insolvenz (Risser 2005).

Insbesondere bei kleinen und mittleren Un-
ternehmen sind auch Mischformen zwischen 
 Eigen- und Fremdkapitalbeteiligung über stille 
Beteiligungen oder Genussrechte zu fi nden (siehe 
ausführlich Schneider/Fritz/Zander 2007). 

In der Praxis werden oft die Anteile der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in einer sogenann-
ten Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaft zusammen-

ge fasst, die „zwischen“ das Unternehmen und die 
beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter „ge-
schaltet“ wird (Voß et al. 2003). D. h. die Beschäf-
tigten schließen Beteiligungsverträge mit der Be-
teiligungsgesellschaft (in der Praxis häufi g als stil-
le Gesellschafter), diese wiederum beteiligt sich 
am Arbeit gebenden Unternehmen (vielfach auch 
als stille Gesellschafterin). Hierbei handelt es sich 
demnach um eine indirekte Beteiligung. Für Mit-
arbeiterbeteiligungsgesellschaften wird häufi g die 
Rechtsform der GmbH gewählt. Auch Stiftungs-
modelle sind üblich (John/Stachel 2009).

Zusätzlich zu diesen betrieblichen Beteili-
gungsformen gibt es die Möglichkeit einer über-
betrieblichen Beteiligung über das Instrument 
 eines Mitarbeiterbeteiligungsfonds. Hier vereinba-
ren Beschäftigte, Unternehmen und eine Fondsge-
sellschaft ein „Dreiecksgeschäft“ (Abbildung 4): 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erwerben An-
teile an einem Fonds, dieser wiederum beteiligt 
sich am Kapital mehrerer Unternehmen gleich-
zeitig, u. a. am Arbeit gebenden Unternehmen 
(Brenk-Keller 1997; Schneider/Zander 2001). Bei 
Mitarbeiterbeteiligungsfonds handelt es sich um 
rechtlich unselbstständige Sondervermögen, die 
von einer Kapitalanlagegesellschaft für Beschäf-
tigte von Unternehmen aufgelegt und verwaltet 
werden (Bierbaum et al. 2005). Voraussetzung ist 
die Bereitschaft des Unternehmens, Anteile an 
die Fondsgesellschaft zu veräußern. Erträge, die 
der Fonds erwirtschaftet (z. B. Gewinnanteile oder 
Zinsen), werden zurück an die beteiligten Beschäf-
tigten geleitet. Überbetriebliche Fonds werden 
vor allem von Gewerkschaften als Möglichkeit 
 einer risikoärmeren Form der Vermögensbildung 
von Belegschaften gesehen (Tofaute 2006). 

Es bestehen unterschiedliche Möglichkeiten, 
die Mittel für die Beteiligung der Beschäftigten 
am Unternehmenskapital aufzubringen. Diese 
reichen von einer vollständigen Finanzierung 
durch das Unternehmen bis zu freiwilligen Zah-
lungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer aus ihrem Privatvermögen oder ihrem Lohn 
bzw. Gehalt (siehe ausführlich BMAS 2009a; 
 Stracke et al. 2007). 

Für viele Unternehmen stellt eine Erfolgsbe-
teiligung den Einstieg in eine spätere Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung dar. Wenn Beschäftigte eine 
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Sonderzuwendung durch den Arbeitgeber erhal-
ten und mit diesen Mitteln eine Kapitalbeteili-
gung fi nanziert wird, spricht man auch von einer 
„investiven Erfolgsbeteiligung“. 

In diesem Zusammenhang wird auch der Be-
griff des „Investivlohns“ verwendet (vgl. hierzu 
ausführlich Bontrup/Springob 2002; Priewe/Ha-
vighorst 2001; Rürup/Schäfer 1998). Was ist da-
runter zu verstehen? In einer engen Defi nition 
spricht man von Investivlohn, wenn Bestandteile 
des tarifvertraglich festgelegten Lohns bzw. der 
Lohnsteigerung (Barlohn) der Beschäftigten für 
eine Beteiligung am Produktivkapital verwendet 
werden. Diese Umwandlungsform wird von ge-
werkschaftlicher Seite in der Regel abgelehnt. In 
einer weiter gefassten Defi nition handelt es sich 
bereits dann um einen Investivlohn, wenn Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zusätzlich zum Bar-
lohn ein weiteres Einkommen erhalten, das aller-
dings nicht ausbezahlt wird, sondern als Kapi-
taleinlage im Unternehmen verbleibt. Der ersten 
Abgrenzung zufolge wird der Investivlohn direkt, 

d. h. substitutiv durch den Verzicht auf die Bar-
auszahlung eines Teils des (Tarif-)lohns bzw. der 
Lohnsteigerung fi nanziert. In diesem Fall redu-
ziert sich das ausbezahlte Entgelt, während die 
Beschäftigten einen Anspruch auf künftige Aus-
schüttungen und Kurssteigerungen erwerben. Die 
andere Alternative sieht die additive Entlohnung 
durch die Überlassung von Kapitalanteilen vor 
(„on top“).

2.2 Wo funktionieren Beteiligungs -
 angebote – wo gibt es Probleme? 

In Deutschland gibt es einen parteienübergrei-
fenden Konsens, dass Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung sowohl wirtschaftlich als auch politisch (in 
Sachen Mitbestimmung und Transparenz) positi-
ve Effekte hat. Trotzdem sind die Zahl der Unter-
nehmen mit Beteiligungsmodellen und die Zahl 
der am Unternehmen beteiligten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in Deutschland im europä-

Abbildung 4:

Funktionsweise eines Mitarbeiterbeteiligungsfonds

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMAS 2009a: 33.
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ischen Vergleich eher gering. Ein „fl ächendecken-
des“ Angebot an alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gibt es nicht.

In der Praxis sind Formen der Erfolgsbeteili-
gung weiter verbreitet als Formen der Kapitalbe-
teiligung – auch wenn Erfolgsbeteiligungen we-
der gesetzlich geregelt sind noch Steuervergünsti-
gungen genießen. Nach dem IAB-Betriebspanel 
2005 praktizieren lediglich zwei Prozent der Un-
ternehmen (ab einem Beschäftigten) in Deutsch-
land ein Modell der Kapitalbeteiligung, aber neun 
Prozent der Unternehmen haben ein Erfolgsbe-
teiligungssystem (Bellmann/Möller 2006). Dort, 
wo Beteiligungsangebote gemacht werden, ist der 
Anteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die das Beteiligungsangebot nutzen, relativ 
hoch. 46 Prozent der Beschäftigten in diesen Un-
ternehmen werden in Modelle der Kapitalbetei-
ligung einbezogen, 62 Prozent der Beschäftigten 
profi tieren von Erfolgsbeteiligungsmodellen. Be-
zogen auf die Gesamtheit aller Beschäftigten neh-
men jedoch nur zwölf Prozent aller Beschäftigten 
in Deutschland an Erfolgsbeteiligungsmodellen 
und lediglich drei Prozent an Kapitalbeteiligungs-
programmen teil (Bellmann/Leber 2007). 

Die geringen Durchschnittswerte bei der Ver-
breitung der Mitarbeiterbeteiligung werden stark 
durch den hohen Anteil kleiner Betriebe in 
Deutschland beeinfl usst, die seltener als Groß-
betriebe und Konzerne über Beteiligungsmodel- 
le verfügen (Bellmann/Möller 2006; Matiaske/
Tobsch/Fietze 2009). Während lediglich zwei Pro-
zent der Unternehmen mit weniger als 50 Be-
schäftigten ein Modell der Kapitalbeteiligung 
praktizieren, haben immerhin sieben Prozent der 
Unternehmen mit 500 und mehr Beschäftigten 
ein solches Modell. Die Verbreitung von Erfolgs-
beteiligungsmodellen für die entsprechenden 
Grö ßenklassen beträgt acht Prozent in Unterneh-
men mit weniger als 50 Beschäftigten bzw. 34 
Prozent in Unternehmen mit 500 und mehr Be-
schäftigten (Bellmann/Möller 2006). Warum ist 
das so? 

Beteiligungsmodelle, die z. B. über pauschale 
Bonuszahlungen an die Beschäftigten hinausge-
hen und sich an unterschiedlichen betrieblichen 

Kennziffern orientieren, setzen ein bestimmtes 
fachliches Wissen und besondere Verwaltungska-
pazitäten voraus. Diese sind eher in Großbetrie-
ben als in kleineren Unternehmen zu fi nden. 
Auch die wirtschaftliche Stabilität von Unterneh-
men ist ein wichtiger Faktor. Betriebe mit guter 
Ertragslage verfügen eher über ein Beteiligungs-
programm als solche in schlechter wirtschaftli-
cher Verfassung (Bispinck/Brehmer 2008). 

Auf eine einfache Formel gebracht, funktio-
nieren die Angebote einer Kapitalbeteiligung in 
großen, vorzugsweise börsennotierten Unterneh-
men. Von den über zwei Millionen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in Deutschland, die heute 
eine Beteiligung halten, arbeitet ein großer Teil in 
solchen Unternehmen. Unzureichend oder gar 
nicht vorhanden sind Beteiligungsangebote in 
der Mehrzahl der KMU in Privatbesitz. Drei we-
sentliche Gründe sind hierbei ausschlaggebend: 
– Technisch-juristische Hindernisse von Beteili-

gung an Unternehmen z. B. in der Rechtsform 
einer GmbH und hohe Verwaltungskosten pro 
Beschäftigten (vor allem bei KMU); 

– hohes wirtschaftliches Risiko der Beteiligung 
(Gehalt und Kapitalanlage von einem Unter-
nehmen abhängig);

– mangelnde Bereitschaft zur Beteiligung auf bei-
den Seiten (Unternehmen und Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer bzw. Gewerkschaften).

Dies zeigt auch die Verbreitung der praktizierten 
Modelle der Kapitalbeteiligung nach der Beteili-
gungsform. Es überwiegen eindeutig Belegschafts-
aktien (1,5 Millionen beteiligte Beschäftigte) vor 
stillen Beteiligungen (rund 340.000 beteiligte Be-
schäftigte). D. h. rund zwei Drittel der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die ein Beteiligungsan-
gebot wahrnehmen, sind über Belegschaftsaktien 
beteiligt (AGP & GIZ 2009).

Im europäischen Vergleich liegt Deutschland 
bei der Verbreitung fi nanzieller Mitarbeiterbetei-
ligung insgesamt im hinteren Mittelfeld (vgl. z. B. 
Cranet 2005, EWCS 2005, ECS 2009). Dem „Euro-
pean Company Survey“ (ECS), einer Befragung 
von mehr als 27.000 Personalverantwortlichen 
aus dem Jahr 2009 zufolge, bieten 14 Prozent der 
privaten deutschen Unternehmen mit zehn oder 
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mehr Beschäftigten ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Möglichkeit einer Erfolgsbeteili-
gung. Dies entspricht exakt dem Durchschnitts-
wert der 30 untersuchten Länder in Europa. Nach 
den Ergebnissen dieser Studie verfügen jedoch 
nur drei Prozent der privaten Unternehmen mit 
mindestens zehn Beschäftigten in Deutschland 
über ein Modell der Kapitalbeteiligung. Damit 
liegt Deutschland unterhalb des ermittelten euro-

päischen Durchschnittswertes von fünf Prozent 
(Eurofound 2010). Die Unterschiede in der Ver-
breitung sind im Wesentlichen auf die spezifi -
schen sozialen, wirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen der einzelnen Länder sowie 
auf die landestypischen Kapitalmarktstrukturen, 
die unterschiedlichen Größenstrukturen der Un-
ternehmen und den Einfl uss der Sozialpartner zu-
rückzuführen (Lowitzsch/Hashi/Woodward 2009).
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3. Die gesellschaftspolitische Debatte: Mitarbeiterbeteiligung 
 als Lösungsansatz für mehr Verteilungsgerechtigkeit?

Die Diskussion um eine Beteiligung von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern am Unternehmens-
eigentum und damit auch an den Wertzuwäch-
sen und Gewinnen eines Unternehmens zieht 
sich wie ein roter Faden durch die Entwicklung 
der Marktwirtschaft – von den Anfängen des in-
dustriegeprägten Kapitalismus über die program-
matischen Neuansätze der 1950er Jahre bis zu 
den Ideen der modernen sozialen Marktwirtschaft 
mit ihren Leitbildern beteiligungsorientierter Un-
ternehmensführung und gemeinsamer Verant-
wortung. Aus verteilungspolitischem Blickwinkel 
ging es dabei schon immer um die Frage, ob 
 Mitarbeiterbeteiligung in einer Volkswirtschaft 
insgesamt zu einer gerechteren Verteilung des 
Produktivvermögens und der Einkommen der 
 Beschäftigten führen kann (Bispinck/Brehmer 
2008). 

In den 1950er und 1960er Jahren wurde der 
Gedanke der fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung 
vor allem von Kirchen und anderen gesellschaft-
lichen Gruppierungen in die Diskussion einge-
bracht, die den weitgehenden Ausschluss der Be-
legschaften von der Teilhabe am Produktiv-
vermögen und am wirtschaftlichen Erfolg der 
Unternehmen kritisierten. Hintergrund dieser 
Forderung war die schon damals ungleiche Ver-
teilung des Vermögens. Nach einer Studie von 
Krelle, Schunck und Siebke aus dem Jahr 1968 
 besaßen 1,7 Prozent der privaten westdeutschen 
Haushalte allein mehr als 70 Prozent des privaten 
gewerblichen Produktivkapitals.

Die Diskussion um fi nanzielle Mitarbeiterbe-
teiligung war damals eingebettet in die Debatte 
um eine stärkere „Vermögensbildung in Arbeit-

nehmerhand“. Die für kurze Zeit in den Parteien 
und Gewerkschaften aufkommende Diskussion 
um eine Verstaatlichung bzw. Vergesellschaftung 
von Verkehrseinrichtungen, Schlüsselindustrien 
und Kreditinstituten hatte politisch an Bedeu-
tung verloren. Kritiker sahen in der Frage der Mit-
arbeiterbeteiligung eine „Ersatzdiskussion in Sa-
chen materieller Partizipation (Vermögensbeteili-
gung)“ (Bontrup 2009a: 3). Die in den 1960er 
Jahren eingeführten Vermögensbildungsgesetze 
hatten nicht die Förderung einer Beteiligung der 
abhängig Beschäftigten am Produktivkapital zum 
Ziel, sondern in erster Linie die allgemeine Spar- 
und Eigenheimförderung (Priewe/Havighorst 
2001).

In den Debatten der 1960er und 1970er Jah-
re wurde von Seiten der Gewerkschaften eine 
 fi nanzielle Beteiligung der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer abgelehnt (Pitz 1974; Tofaute 
1998). Als Gefahr wurde vor allem eine drohende 
„Entsolidarisierung der Arbeitnehmer“ oder eine 
mögliche Beendigung des „Klassenkampfes“ ge-
sehen (Bontrup/Springob 2002: 19). Im Vorder-
grund stand eine offensive Tarifpolitik, die durch 
fi nanzielle Mitarbeiterbeteiligung eher erschwert 
worden wäre. Die ablehnende Haltung der Ge-
werkschaften gegenüber fi nanzieller Mitarbeiter-
beteiligung hatte auch trotz der von Krelle, 
Schunck und Siebke (1968) festgestellten extrem 
ungleichen Konzentration des Produktivvermö-
gens in Deutschland Bestand. Die Gewerkschaf-
ten waren der Auffassung, dass sowohl die Kon-
zentration des Produktivvermögens als auch die 
Verfügungsmacht des Kapitals bereits in den 
1950er Jahren irreversibel war und mit einer wie 
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auch immer gearteten Umverteilung des Vermö-
gens – unterstellt, sie wäre überhaupt realisier-
bar – keine greifbaren Vorteile für den einzelnen 
Beschäftigten verbunden wären. Pitz (1974: 8) be-
zeichnete die fi nanzielle Mitarbeiterbeteiligung 
schlicht als „abgebranntes Irrlicht in der gesell-
schaftspolitischen Auseinandersetzung“. Diese 
Einschätzung mündete letztendlich in die pro-
grammatische Forderung der Gewerkschaften 
„Wir wollen keine Vermögensbildung, wir wollen 
mehr Lohn“. Man sprach sich damit eindeutig 
für eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik 
aus, die mit einer zusätzlichen Umverteilungs-
komponente in Form eines verteilungswirksamen 
Zuschlags zu ergänzen sei (Bontrup/Springob 
2002). In der Gewerkschaftspolitik standen zu-
dem die Demokratisierung politischer und öko-
no mischer Macht, staatliche Reformen und der 
Ausbau der sozialen Sicherheit klar im Vorder-
grund (Hardieck 2009).

Seit den 1990er Jahren hat sich die gewerk-
schaftliche Position hinsichtlich einer Teilhabe 
der Belegschaften an Kapital und Erfolg der Un-
ternehmen geändert und ist differenzierter. Deut-
lich wurde dies vor allem auf dem DGB-Bundes-
kongress 1996 in Dresden. Das dort verabschiede-
te Grundsatzprogramm enthält die Forderung 
nach einer gerechten Beteiligung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer am Produktivver-
mögen. „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sind immer noch weitgehend von der Teilhabe 
ausgeschlossen. Auch in Ostdeutschland ist es 
nicht gelungen, die Privatisierung der Vermö-
gensbestände und die Neubildung von Produk-
tivkapital für eine gerechtere Vermögensvertei-
lung zu nutzen. Wir wollen deshalb unsere An-
strengungen für eine bessere Beteiligung der Be-
schäftigten am Produktivkapital verstärken. Wir 
fordern, die gesetzlichen Voraussetzungen für 
entsprechende tarifpolitische Initiativen der Ge-
werkschaften zu schaffen“ (DGB 1997: 20).

Vor dem Hintergrund der ungleichen Ver-
mögens- und Einkommensverteilung und der 
Tatsache, dass Gewinne und Kapitaleinkommen 
in den vergangenen Jahren deutlich stärker ge-
stiegen sind als die Einkommen der abhängig 
 Beschäftigten (vgl. z. B. Becker 2011; Frick/Grabka 

2010), bietet sich eine Beteiligung an Erfolg und 
Kapital der Unternehmen geradezu an. So be-
gründete die damalige Bundesregierung die Ge-
setzesinitiative im Jahr 2008 auch mit einem 
 „Gebot wirtschaftlicher Vernunft und sozialer 
Gerechtigkeit, dass Beschäftigte am Ertrag der 
Volkswirtschaft gerecht und ausgewogen teilha-
ben“ (Deutscher Bundestag Drucksache 16/10531 
2008: 11).

Doch kann der Ausweg aus dieser strukturel-
len Ungleichheit allein darin bestehen, möglichst 
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu 
Kapitaleignern und damit zu Miteigentümern 
 ihrer Unternehmen zu machen, die an den Wert-
steigerungen und den Gewinnen ihrer Unter-
nehmen beteiligt werden? Nach Einschätzung 
von Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Ex-
pertengespräche ist in fi nanzieller Mitarbeiterbe-
teiligung mit Sicherheit kein „Allheilmittel“ zur 
Beseitigung der sozioökonomischen Ungleichheit 
in Deutschland zu sehen. Mitarbeiterbeteiligung 
kann aber einen Beitrag dazu leisten, einer weite-
ren Polarisierung der Gesellschaft mit einer klei-
nen Gruppe von Eigentümerinnen und Eigentü-
mern am Produktivkapital (mit möglicherweise 
hohen Zuwächsen) auf der einen und einer großen 
Gruppe von Nichteigentümerinnen und -eigen-
tümern mit real stagnierendem oder schrumpfen-
dem Arbeitseinkommen auf der anderen Seite 
langfristig zu begegnen. 

Die Chance auf Partizipation durch Mit-
eigentümerschaft ist gleichzeitig jedoch unver-
meidbar verbunden mit der Übernahme des un-
ternehmerischen Risikos. Kapitalbeteiligungen 
beinhalten immer ein Anlagerisiko, das bis zum 
Totalverlust führen kann. Für die Belegschaft geht 
es nicht nur um ein Ertragsrisiko, sondern zusätz-
lich um das Risiko, im Insolvenzfall neben dem 
eingesetzten Kapital auch den Arbeitsplatz zu ver-
lieren (Bispinck 2007). Auch bei einer Erfolgsbe-
teiligung, die z. B. zur Finanzierung einer Kapital-
beteiligung genutzt wird, besteht ein Einkom-
mensrisiko für die Beschäftigten, wenn feste Ent-
geltkomponenten variabilisiert werden und die 
Beteiligung nicht zusätzlich („on top“) zu den 
 tarifvertraglich festgelegten Entgelten gewährt 
wird. Gewerkschaftliche Kapitalbeteiligungsmo-
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delle waren deshalb in der Regel Fondsmodelle, 
die das individuelle Verlustrisiko minimieren 
sollten.

Eine Flexibilisierung der Vergütung im Zuge 
einer Mitarbeiterbeteiligung könnte bei wirt-
schaftlichem Misserfolg des Unternehmens fak-
tisch sogar zu einer Verminderung des Entgelts 
der Beschäftigten führen. Im Kern geht es hierbei 
um die Frage, inwieweit Beschäftigte bereit sind, 
auf Lohnbestandteile zu verzichten, wenn ihnen 
im Gegenzug eine Beteiligung am Kapital des Un-
ternehmens eingeräumt wird. Beschäftigte erwar-
ten dann in der Regel eine Gegenleistung in Form 
von Beschäftigungssicherung und Mitsprache-

rechten. Insbesondere vor diesem Hintergrund ist 
mitbestimmungspolitisch von Bedeutung, ob 
durch eine verstärkte Kapitalbeteiligung auf be-
trieblicher, sektoraler oder gesamtwirtschaftlicher 
Ebene verbesserte Möglichkeiten der Einfl ussnah-
me und Mitsprache der Beschäftigten entstehen 
können (Bispinck & Brehmer 2008; Trautwein 
2007). Von Beschäftigtenseite könnte jedoch be-
fürchtet werden, dass es zu einer „Verwischung“ 
der Interessen der Belegschaft als Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf der einen und 
als Miteigentümer bzw. Miteigentümerin auf der 
anderen Seite kommt (Rieble 2009; Tietmeyer 
2008).
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merinnen und Arbeitnehmer am wirtschaftlichen 
Erfolg der Unternehmen teilhaben zu lassen. Die 
Einkommen aus Kapitalbeteiligungen hätten sich 
seit Jahren besser entwickelt als die Löhne. Der 
damalige Bundeswirtschaftsminister Glos sah in 
einer verstärkten Beteiligung der Beschäftigten 
an den Gewinnen der Unternehmen auch eine 
Möglichkeit für branchen- und situationsgerech -
te fl exible Lohnabschlüsse. Die positiven Finan-
zierungseffekte für die Unternehmen durch Mit-
arbeiterbeteiligung könnten seiner Meinung nach 
die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Volks-
wirtschaft stärken (Creutzburg 2006). Politisch 
ging es auch um die Suche nach neuen Möglich-
keiten, den Interessen von „unternehmensinteres-
sierten“ Investoren gegenüber „ausschließlich 
renditeinteressierten“ Investoren mehr Gewicht 
zu verleihen. Demzufolge sollte der Zugang zu 
den Kapitalmärkten für breitere Kreise der Beleg-
schaften und der Bevölkerung erleichtert und so-
mit eine langfristige Anlage von Beteiligungska-
pital gegenüber kurzfristigen Interessen reiner 
 Finanzinvestoren gestärkt werden (Drost 2007).4

In der Folgezeit kündigten einige Politiker 
der damaligen Großen Koalition aus CDU/CSU 
und SPD eine Verbesserung der rechtlichen Rah-
menbedingungen der fi nanziellen Mitarbeiterbe-
teiligung an. Die Fraktionen beider Parteien erar-
beiteten jeweils unterschiedliche Ansätze zur 
Stärkung und zum Ausbau von Modellen der fi -
nanziellen Mitarbeiterbeteiligung, die Mitte 2007 
vorgestellt wurden.5 Im Modell der CDU/CSU 
(„Betriebliche Bündnisse für Soziale Kapitalpart-
nerschaften“) standen vor allem freiwillige Kon-
zepte der Mitarbeiterkapitalbeteiligung auf Un-

4.1 Die politischen Beweggründe – 
 Was war mit der Modernisierung der 
 Förderbedingungen beabsichtigt?

Nach knapp dreijähriger Diskussion ist im April 
2009 das „Gesetz zur steuerlichen Förderung der 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung (Mitarbeiterkapital-
beteiligungsgesetz)“ in Kraft getreten (Bundesge-
setzblatt 2009). Bundestag und Bundesrat haben 
dem Gesetz und den bereits seit dem Frühsom-
mer 2008 bekannten Regelungen ohne größere 
Veränderungen ihre Zustimmung gegeben. Es 
stand von Anfang an fest, dass es hierbei in erster 
Linie nicht um die Förderung unternehmerischer 
Beteiligungsmodelle geht, sondern um den Aus-
bau der Vermögensbildung und die Beteiligung 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am 
Produktivkapital der Unternehmen.

Der Anstoß zur Diskussion, die zu den ge-
setzlichen Maßnahmen führte, war Ende 2005 
vom damaligen Bundespräsidenten Köhler ausge-
gangen. Er hatte sich in der damaligen konjunk-
turellen Aufschwungphase dafür ausgesprochen, 
die Möglichkeiten der Beteiligung der Belegschaf-
ten am Kapital ihrer Unternehmen zu verbessern, 
um die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
an der positiven Entwicklung der Unternehmen 
teilhaben zu lassen: „In der Globalisierung kön-
nen solche Kapitalbeteiligungen in Arbeitneh-
merhand dazu beitragen, einer wachsenden Kluft 
zwischen Arm und Reich entgegenzuwirken“ 
(Bundespräsidialamt 2005). 

Bundeskanzlerin Merkel nahm das Thema 
mit dem Argument auf, dass es in Zeiten hoher 
Gewinnzuwächse wichtig sei, die Arbeitneh-

4. Das Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz von 2009

4 Im Zuge der Schließung des Nokia-Werkes in Bochum bezeichnete Bundeskanzlerin Merkel Anfang 2008 eine starke Beteiligung der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als zukunftsweisendes Instrument, mit dem Unternehmensverkäufe an unerwünschte Investo-
ren verhindert oder zumindest erschwert werden könnten (Hardieck 2009).

5 Ein Überblick der Debatte und der Vorschläge und Forderungen von Parteien und Interessenverbänden ist z. B. bei Meyer (2008) und 
Stracke et al. (2007) dargestellt.
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ternehmensebene im Mittelpunkt (CDU/CSU 
2007). Die SPD dagegen sprach sich in ihrem 
 Modell („Deutschlandfonds für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer“) für überbetriebliche Be-
teiligungslösungen aus (SPD-Parteivorstand/SPD-
Bundestagsfraktion 2007). Da sich die beiden 
Konzepte inhaltlich jedoch in den wesentlichen 
Punkten widersprachen, konnten sie nicht in 
Einklang miteinander gebracht werden.

Ende 2007 wurde daraufhin eine „gemeinsa-
me Arbeitsgruppe von CDU/CSU und SPD für 
mehr Mitarbeiterkapitalbeteiligung in Deutsch-
land“ unter Leitung von Olaf Scholz (SPD), Erwin 
Huber (CSU) und Karl-Josef Laumann (CDU) ge-
bildet und mit der Ausarbeitung eines parteien-
übergreifenden Konzeptes und eines Gesetzes-
entwurfes beauftragt. Bei der Wahl dieses Ansat-
zes war es wenig überraschend, dass im Ge setz-
gebungsverfahren die unterschiedlichen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Sichtweisen der 
Koalitionsparteien eine zentrale Rolle spielen 
sollten. Der Ausgleich der Forderungen und In-
teressen im Sinne einer Kompromisslösung war 
zu erwarten. Der gemeinsame Vorschlag der Ar-
beitsgruppe wurde im April 2008 vorgestellt (Ge-
meinsame Arbeitsgruppe von CDU, CSU und SPD 
2008). Einigkeit bestand darin, vor allem die Rah-
menbedingungen für die Umsetzung von Betei-
ligungsangeboten im Bereich der kleinen und 
mittleren Unternehmen zu verbessern. Als politi-
sches Ziel bzw. als Begründung zum Gesetz wurde 
eine stärkere Verbreitung der Beteiligung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an Kapital 
und Erfolg der sie beschäftigenden Unternehmen 
formuliert. Dies sei ein Gebot wirtschaftlicher 
Vernunft und sozialer Gerechtigkeit. Die vorge-
schlagenen Neuerungen betreffen jedoch nur die 
Kapitalbeteiligung, Erfolgsbeteiligungsmodelle 
werden nach wie vor nicht gefördert. Die Eck-
punkte des Papiers waren schließlich die Grund-
lage für das neue Gesetz.

Durch die gesetzliche Neuregelung wurde die 
fi nanzielle (steuerliche) Förderung von Mitar bei-
terkapitalbeteiligungsmodellen erhöht und die 
Möglichkeiten der technischen Durchführung 
 erweitert, u. a. durch Einführung von Mitarbei-
terbeteiligungsfonds in Form des sogenannten 
Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögens. Dafür 

wurde die steuerliche Förderung von Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen im Rahmen des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) und des Fünften Ver-
mögensbildungsgesetzes erweitert (5. VermBG). 
Darüber hinaus wurde das Investmentgesetz ge-
ändert, in dem die Anlage von Kapital in Mitar-
beiterbeteiligungsfonds geregelt wird.

Die wesentlichen Neuerungen des MKBG 
sind im Einzelnen (siehe ausführlich BMAS 2009a 
und 2009b; Bundesgesetzblatt 2009):

(1) Erhöhung des steuer- und sozialversicherungs-
freien Höchstbetrags für die Überlassung einer 
Mitarbeiterbeteiligung durch den Arbeitgeber
Wird Beschäftigten eine Beteiligung am Arbeit ge-
benden Unternehmen unentgeltlich oder verbil-
ligt überlassen, liegt darin ein geldwerter Vorteil, 
der als Arbeitslohn sozialabgaben- und einkom-
mensteuerpfl ichtig ist. Erfolgt die Beteiligung der 
Beschäftigten am Unternehmenskapital als frei-
willige Leistung des Arbeitgebers, besteht die 
Möglichkeit einer Befreiung von Steuern und So-
zialversicherungsabgaben auf Basis des § 3 Nr. 39 
EStG. Im Zuge der Neuregelung wurde der bis da-
hin für die Förderung relevante § 19a EStG durch 
den § 3 Nr. 39 ersetzt und der jährliche Freibetrag 
von 135 auf 360 Euro pro Mitarbeiterin bzw. Mit-
arbeiter erhöht.

Die Gewährung von Steuervergünstigungen 
wurde allerdings an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft. So wurde festgelegt, dass das Angebot zur 
Beteiligung am Unternehmen mindestens allen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern offen 
stehen muss, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Angebots ein Jahr oder länger ununterbro-
chen in einem Dienstverhältnis zum Unterneh-
men stehen (Gleichbehandlungsgrundsatz). Ver-
günstigungen sollten zudem nur dann gewährt 
werden, wenn die Vermögensbeteiligung als frei-
willige Leistung zusätzlich zum ohnehin vom Ar-
beitgeber geschuldeten Arbeitslohn („on top“) 
gewährt und nicht auf bestehende oder zünftige 
Ansprüche angerechnet wird (Freiwilligkeits-
grundsatz).

Darüber hinaus wurde die Bewertung der 
überlassenen Beteiligungen neu geregelt. Als Wert 
der Vermögensbeteiligung ist der gemeine Wert 
anzusetzen, der dem Verkehrswert entspricht. 
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Kam es bislang bei Wertpapieren auf den Stichtag 
der Beschlussfassung über die Überlassung einer 
Beteiligung an, ist nun der Zufl uss maßgeblich, 
also der Zeitpunkt, zu dem die Arbeitnehmerin 
bzw. der Arbeitnehmer die wirtschaftliche Verfü-
gungsbefugnis über die Beteiligung erhält. Die 
begünstigten Anlageformen wurden mit Ausnah-
me einer Anlage in einem der neu eingeführten 
Mitarbeiterbeteiligungsfonds auf innerbetrieb-
liche Beteiligungsformen beschränkt. Dazu kön-
nen neben der Überlassung von Beteiligungen 
am Unternehmen des Arbeitgebers auch Beteili-
gungen an konzernzugehörigen Unternehmen 
gehören (Konzernklausel).

Begründung:
Mit dem Gedanken der Freiwilligkeit sollte die 
Zielsetzung zum Ausdruck gebracht werden, dass 
eine Kapitalbeteiligung der Beschäftigten nicht in 
Konkurrenz zur Altersvorsorge tritt. Olaf Scholz 
betonte im Rahmen des ersten Expertengesprä-
ches, dass es ein schwerwiegender Fehler gewesen 
wäre, wenn Mitarbeiterbeteiligung durch falsch 
verwendete öffentliche Subventionen zu einer 
Konkurrenz für die betriebliche oder private Al-
tersvorsorge gemacht worden wäre und man die-
se damit aufs Spiel gesetzt hätte. Daher bleibe die 
Höhe der Fördersumme für Kapitalbeteiligungen 
deutlich hinter den förderfähigen Beträgen bei 
der betrieblichen Altersvorsorge mit bis zu 4.344 
Euro jährlich zurück. Scholz hob hervor, dass die 
Förderung der Altersvorsorge/Vermögensbildung 
auf die Alterssicherung ausgerichtet sei und daher 
zumindest die Rückzahlung der Beiträge garan-
tiert werde. Währenddessen garantiere eine Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung als teilweise Übertra-
gung unternehmerischer Verantwortung dies ge-
rade nicht (siehe auch Scholz 2008). 

Das schlüssigste Argument gegen eine steuer-
lich im Verhältnis zur Altersvorsorge zu attraktive 
Kapitalbeteiligung ist laut Hardieck (2009: 29), 
dass „der Euro nur einmal ausgegeben werden 
kann“. „Der Arbeitnehmer, der sich an seinem 
Betrieb beteiligen will, muss sich der Tatsache be-
wusst sein, dass vernünftiger Vermögensaufbau 
zur Altersvorsorge eine persönlich vorrangige 
Aufgabe ist. Dies schränkt naturgemäß den für 

eine MKB zur Verfügung stehenden Teil seines 
Einkommens ein“ (ebd.). Aus diesem Grund hat-
te die gemeinsame Arbeitsgruppe von CDU, CSU 
und SPD in ihr Konzept keine Maßnahmen zur 
Integration der Mitarbeiterkapitalbeteiligung in 
die betriebliche sowie die steuerlich geförderte 
Altersvorsorge aufgenommen.

Nach dem Regierungswechsel von der gro-
ßen Koalition zur CDU/CSU-FDP-Regierung wur-
de von Bundestag und Bundesrat im April 2010 
das „Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher EU-
Vorgaben sowie weiterer steuerrechtlicher Rege-
lungen“ verabschiedet und eine Änderung des 
sogenannten „Entgeltumwandlungsverbots“ be-
schlossen (AGP-Mitteilungen 1/2010). Damit 
wurde auch eine Vereinbarung des christlich-libe-
ralen Koalitionsvertrages umgesetzt (CDU/CSU/
FDP 2009). Nach der Neuregelung dürfen nun 
auch Teile des Lohnes bzw. des Gehalts oder der 
Sonderzahlungen des Unternehmens bis zu einer 
Höhe von 360 Euro pro Jahr von den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern als Kapitalbeteiligung 
im Unternehmen angelegt werden. Damit ist die 
neue Förderung auch dann gültig, wenn Beschäf-
tigten im Gegenzug für einen Lohnverzicht Kapi-
talanteile an ihrem Unternehmen erhalten. Der 
Betrag bis zu einer Höhe von 360 Euro ist steuer-
frei, nicht aber sozialabgabenfrei. Die Maßnahme 
ist rückwirkend zum 2. April 2009 in Kraft getre-
ten.

(2) Erhöhung der Arbeitnehmersparzulage zur 
Finanzierung einer Beteiligung am Unterneh-
menskapital
Im Rahmen des 5. VermBG fördert der Staat die 
Vermögensbildung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern durch Gewährung einer Arbeit-
nehmersparzulage für vermögenswirksam ange-
legte Leistungen. Für Leistungen, die in betriebli-
chen oder außerbetrieblichen Beteiligungen (bör-
sennotierte Aktien, Anteile an Aktienfonds) ange-
legt werden, wurde die Arbeitnehmersparzulage 
von 18 auf 20 Prozent des angelegten Betrages er-
höht (maximal 80 statt bisher 72 Euro pro Jahr). 
Dies entspricht einem Anlagebetrag von 400 
Euro. 
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Für die Gewährung einer Arbeitnehmerspar-
zulage gelten Einkommensobergrenzen, die mit 
dem neuen MKBG erhöht wurden: für Ledige 
20.000 Euro (bisher: 17.900 Euro) und für Verhei-
ratete 40.000 Euro (bisher: 35.800 Euro). Die Aus-
zahlung der Arbeitnehmersparzulage erfolgt erst 
nach Ablauf einer sechs- bzw. siebenjährigen 
Sperrfrist. Abgesehen von wenigen Ausnahmen 
(Tod, Erwerbsunfähigkeit, längere Arbeitslosig-
keit, Beginn einer selbstständigen Tätigkeit, Hei-
rat oder bei einer Verwendung des Erlöses für be-
rufl iche Weiterbildungsmaßnahmen) führt eine 
vorzeitige Verfügung über die Kapitalanlage zum 
Verlust des Anspruchs auf die Arbeitnehmerspar-
zulage. Beschäftigte können also spätestens nach 
dem siebten Jahr über die gesamte Summe aus 
Einzahlungen, Erträgen und staatlichen Zulagen 
verfügen.

(3) Möglichkeit „überbetrieblicher“ Beteiligun-
gen mit Hilfe von Mitarbeiterbeteiligungsfonds
Durch das MKBG wurden die bisherigen Mög-
lichkeiten zur Mitarbeiterbeteiligung um ein Mo-
dell zur überbetrieblichen Mitarbeiterbeteiligung 
erweitert. Dafür wurde das Investmentgesetz ge-
ändert (§§ 90l - 90r InvG) und mit dem Mit-
arbeiterbeteiligungs-Sondervermögen eine neue 
Fondskategorie eingeführt, die von einer Kapital-
anlagegesellschaft als Treuhandvermögen verwal-
tet wird (zur Funktionsweise eines Mitarbei ter-
beteiligungsfonds siehe Kap. 2.1.2). Vorgesehen 
ist, dass diese Gesellschaft das von den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern im Fonds an-
gelegte Kapital in das Arbeit gebende Unterneh-
men oder in andere Unternehmen, z. B. in der 
gleichen Region oder dem gleichen Sektor, in-
vestiert. 

Auch bei der Beteiligung über einen Fonds 
können beide Varianten der staatlichen Förde-
rung (§ 3 Nr. 39 EStG und 5. VermBG) genutzt 
werden, soweit Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer Fondsanteile selbst erwerben bzw. ihnen 
diese vom Arbeitgeber überlassen werden. Die Be-
teiligung des Fonds an den teilnehmenden Un-
ternehmen erfolgt durch den Erwerb von be-
stimmten verbrieften oder unverbrieften Darle-

hensforderungen (wie z. B. Schuldverschreibun-
gen) oder Beteiligungen an den Unternehmen. 
Damit sind Beteiligungen des Fonds am Eigenka-
pital der teilnehmenden Unternehmen oder als 
Fremdkapitalgeber möglich. 

Allerdings wurden für die Beteiligungsfonds 
vom Gesetzgeber Anlagegrenzen festgelegt, die 
grundsätzlich der Risikomischung und der Erhö-
hung der Liquidität des Fondsvermögens dienen 
sollen. So ist der Fonds gesetzlich dazu verpfl ich-
tet, nach drei Jahren mindestens 60 Prozent des 
Kapitals in die Unternehmen zu investieren, die 
ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
die Beteiligung am Fonds garantieren. Umgekehrt 
bedeutet dies, dass maximal 40 Prozent des Fonds 
beispielsweise in börsennotierte Wertpapiere, An-
leihen oder Geldmarktinstrumente anderer in der 
Regel renditestarker Unternehmen investiert wer-
den dürfen. Es dürfen jedoch höchstens 5 Prozent 
des Gesamtwertes des Sondervermögens in ein ein-
zelnes nicht-teilnehmendes Unternehmen inves-
tiert werden (Ausstellergrenze). Zusätzlich darf 
der Kapitalrückfl uss in ein einzelnes teilnehmen-
des Unternehmen maximal 20 Prozent des Wer-
tes des Sondervermögens betragen. Ein teilneh-
mendes Unternehmen hat jedoch kein gesetzlich 
begründetes Recht auf Investitionen aus dem 
Fonds in das Unternehmen. Somit dürfen Unter-
nehmen mit schlechten Renditeerwartungen bei 
der Zuteilung von Finanzmitteln aus dem Fonds 
unberücksichtigt bleiben. Gleichzeitig müssen 
nicht-börsennotierte Beteiligungen an teilneh-
menden Unternehmen (z. B. GmbH-Anteile, Be-
legschaftsaktien, stille Beteiligungen) und nicht-
notierte Wertpapiere der teilnehmenden Unter-
nehmen (z. B. Schuldverschreibungen) auf 25 Pro-
zent des Gesamtwerts beschränkt werden. 

Darüber hinaus steht Anlegern die Möglich-
keit offen, ihre Anteile an die Kapitalanlagege-
sellschaft zum Rücknahmepreis zurückzugeben. 
Wegen bestehender Liquiditätsanforderungen 
der Fonds ist eine Rücknahme der Anteile aber 
höchstens einmal halbjährlich und mindestens 
einmal jährlich möglich. Hierbei gilt eine Rück-
gabefrist von bis zu 24 Monaten. 
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Begründung:
Mit der Aufnahme von überbetrieblichen Fonds 
als zusätzliche Förderkategorie sollten drei we-
sentliche Vorteile miteinander verbunden wer-
den. Zum einen wollte man eine attraktive Be-
teiligungsmöglichkeit schaffen, um dem soge-
nannten doppelten Risiko des Verlusts des Ar-
beitsplatzes und des Kapitals im Falle einer 
Unternehmensinsolvenz zu begegnen und das 
Anlagerisiko zu streuen. Des Weiteren sollte der 
administrative und juristische Aufwand bei der 
Implementierung und Praxis von Beteiligungs-
modellen reduziert werden. Dadurch sollte die 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung stärker als bisher 

auch Beschäftigten in kleinen und mittleren 
 Unternehmen zugänglich gemacht werden. 
Schließlich sollte die Handelbarkeit (Fungibilität) 
von Anteilen auch bei Anlage in nicht börsen-
notierten Unternehmen verbessert werden. Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sollten die Mög-
lichkeit haben, die Anteile bei einem Wechsel der 
Arbeitsstelle je nach Wunsch zurückzugeben, sie 
aber auch zu behalten. Es sollten auch Möglich-
keiten geschaffen werden, der Bewertungsproble-
matik beim Erwerb und Verkauf von Anteilen zu 
begegnen, sofern es sich nicht um eine Aktien-
gesellschaft handelt.

Abbildung 5:

Anlagegrenzen des Mitarbeiterbeteiligungsfonds

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMAS 2009a: 34.

Mitarbeiterbeteiligungsfonds

Kapitalanlage-
gesellschaft

errichtet den Fonds

Mitarbeiter-
beteiligungsfonds

investiert

mindestens 60 %

Beteiligung und Fremdfi nanzierung wie 
Genussscheine, stille Beteiligungen oder 
unverbriefte Darlehensforderungen an / 
gegenüber Unternehmen, deren Mit-
arbeiter sich am Fonds beteiligen

Jedoch:
Max. 20 % des Wertes des Sonder-
vermögens darf in einem einzelnen 
teiInehmenden Unternehmen investiert 
werden.

Standardinvestments wie Bank-
guthaben, sonstige börsennotierte 
Aktien und Schuldverschreibungen 
anderer Unternehmen

Jedoch:
Max. 5 % des Wertes des Sonder-
vermögens darf in einem einzelnen 
nicht teilnehmenden Unternehmen 
investiert werden.

maximal 40 %
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4.2 Was muss besser werden? – 
 Erfahrungen und Positionen

Durch die faktisch zeitgleich einsetzende Wirt-
schafts- und Finanzkrise und den Regierungs-
wechsel von der großen Koalition zur CDU/CSU-
FDP-Regierung fand das neue Gesetz zur Mitar-
beiterbeteiligung bisher nicht die gewünschte 
breite Resonanz in der Wirtschaft. Nach Einschät-
zung der AGP gab es bis 2010 nur ca. 100 bis 200 
Unternehmen, die das MKBG nutzen. Dabei han-
delt es sich jedoch in der Regel um solche Unter-
nehmen, die ihre Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer schon vor der Gesetzesnovellierung 
beteiligt haben und nun lediglich ihr Modell auf 
die neuen Regelungen umgestellt haben (Öchs-
ner 2010). Diese schwache Resonanz überrascht, 
da sowohl die Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft als auch der DGB die Gesetzesinitia-
tive zum Ausbau der Mitarbeiterbeteiligung – 
trotz aller Einwände im Detail – grundsätzlich 
begrüßen. In den politischen Parteien gab und 
gibt es deutliche Differenzen über die Ausgestal-
tung einzelner Instrumente, weniger aber über 
den gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen 
Wert einer Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Die Re-
aktionen auf das verabschiedete Gesetz sind da-
her genauso unterschiedlich wie die Beiträge in 
der vorausgegangenen Debatte.

4.2.1 Reaktionen von Parteien 
 und Sozialpartnern auf das MKBG

Der damalige Bundesminister für Arbeit und So-
ziales, Olaf Scholz (SPD), sprach bei der Präsenta-
tion der Eckpunkte des neuen MKBG von einem 
„Startschuss für mehr Gerechtigkeit“ (Haas 2008). 
Aus Sicht der SPD wurden mit dem neuen Gesetz 
die Voraussetzungen für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verbessert, in angemessener 
Weise am wirtschaftlichen Erfolg der Unterneh-
men beteiligt zu werden und somit der immer 
größer werdenden Verteilungsungerechtigkeit in 
Deutschland zu begegnen (Deutscher Bundestag 
2009). 

Vertreterinnen und Vertreter von CDU und 
CSU betonten, dass durch die ausgeweitete Förde-

rung der Mitarbeiterbeteiligung die Möglichkei-
ten für die Beschäftigten gestiegen seien, stärker 
an den Erfolgen der Unternehmen und damit 
auch am Aufschwung teilzuhaben. Gleichzeitig 
erhöhe die durch die neuen Förderbedingungen 
verbesserte Eigenkapitalausstattung die Flexibili-
tät der Unternehmen (INSM 2010). Damit wur-
den die im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens 
vorgebrachten Argumente für eine Ausweitung 
der Mitarbeiterbeteiligung erneut aufgegriffen. 
Die CDU-Mittelstandsvereinigung übte allerdings 
schon im Zuge der Präsentation der Ergebnisse 
der gemeinsamen Arbeitsgruppe von CDU, CSU 
und SPD Kritik an der Fondslösung, weil diese zu 
bürokratisch sei und dadurch Fördermöglichkei-
ten für den direkten Beteiligungsweg wegfi elen 
(Christ 2008).

Noch als Oppositionspartei hatte die FDP 
den Gesetzesentwurf kritisiert und im Bundestag 
einen eigenen Antrag „Mitarbeiterbeteiligung – 
Eigenverantwortliche Vorsorge stärken“ einge-
reicht (Deutscher Bundestag Drucksache 16/9337 
2008). Dieser wurde jedoch abgelehnt. Im Kon-
zept der FDP war ein sogenanntes „Altersvorsor-
gekonto“ als transparente und fl exible Form der 
Altersvorsorge vorgesehen. Hauptforderung war, 
die Trennung zwischen Mitarbeiterbeteiligung 
und betrieblicher Altersvorsorge aufzuheben und 
für beide Formen gleiche Förderregeln festzule-
gen. Mitarbeiterbeteiligung sollte sich in die be-
reits bestehenden Formen der betrieblichen Al-
tersvorsorge einfügen und mit dem Vorsorge-
gedanken verknüpft werden. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sollten dabei fl exibel in In-
vestmentfonds investieren können, die wieder-
um ihrem und anderen Unternehmen Eigenka-
pital zur Verfügung stellen (siehe dazu auch FDP 
2009).

Vertreterinnen und Vertreter von Bündnis 
90/Die Grünen sehen in den neuen Fördermög-
lichkeiten die Gefahr, dass Mitarbeiterbeteiligung 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dazu ver-
leiten könnte, ihre Altersvorsorge einzuschrän-
ken (Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
2010; Deutscher Bundestag Drucksache 16/11681 
2009). Sie weisen auch darauf hin, dass das Pro-
blem der Insolvenzsicherung weiterhin ungelöst 
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sei und das „doppelte Risiko“ für die am Unter-
nehmenskapital beteiligten Beschäftigten durch 
die neue Fondslösung nicht gänzlich ausgeräumt 
sei. Statt neuer Finanzanlageprodukte bräuchten 
Unternehmen in Deutschland eine neue und of-
fene Unternehmenskultur. Nach Auffassung von 
Bündnis 90/Die Grünen kann Mitarbeiterbeteili-
gung als Konzept nur dann erfolgreich sein, wenn 
vor allem die immaterielle Mitarbeiterbeteiligung 
gestärkt werde. Diese umfasse neben Diversity 
Management, fl exiblen Arbeitszeitmodellen, Cor-
porate Governance auch die Frauen- und Fami-
lienförderung in Unternehmen. Eine gelungene 
Kultur der Beteiligung führe automatisch zu einer 
Win-Win-Situation für Unternehmen auf der  einen 
und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf 
der anderen Seite (Bundestagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen 2009a, 2009b).

Die Linkspartei hat lange Beteiligungen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Un-
ternehmenskapital im Grundsatz abgelehnt und 
sich für Steigerungen der Realeinkommen und 
eine Ausweitung der Arbeitnehmerrechte ausge-
sprochen (vgl. z. B. Dreibus 2006). Die Position 
der Linkspartei zur Mitarbeiterbeteiligung hat 
sich jedoch im Zuge der Diskussion der letzten 
Jahre gewandelt. Im Entwurf ihres Grundsatzpro-
grammes aus dem Jahr 2010 fi nden sich Passa-
gen, die sich auf den Ausbau und die Stärkung 
von „Belegschaftseigentum“ beziehen (Die Linke 
2010). Bezug auf die neuen Vorschriften des 
MKBG wird dabei jedoch nicht genommen. Heu-
te ist für weite Teile der Linkspartei die breite Be-
teiligung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern am Unternehmenseigentum vor dem 
Hintergrund sozialer Ungerechtigkeit und einer 
Ungleichverteilung von Vermögen und Einkom-
men „mehr denn je notwendig“ (INSM 2010). 
Die Verteilung des Vermögens nach Leistung und 
nicht nach Herkunft ist für die Linkspartei eine 
Grundvoraussetzung für das Funktionieren einer 
demokratischen Gesellschaft. Daher gelte die 

„Mitarbeitergesellschaft als das Unternehmen der 
Zukunft“ und als Grundlage eines neues Wirt-
schaftsmodells (Herrmann/Reinecke 2009).

Die Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft unterstützen im Grundsatz das Bestreben 
des Gesetzgebers, die Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung in Deutschland auszubauen (BMAS 2009a; 
Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft 2008a). 
Kritisiert wird jedoch vor allem der gewählte An-
satz, der ausschließlich auf Mitarbeiterkapitalbe-
teiligung ausgerichtet sei, und Erfolgsbeteiligun-
gen – die von Seiten der Arbeitgeberverbände 
grundsätzlich bevorzugt werden – nicht berück-
sichtige. Auch der Grundgedanke, über Mitarbei-
terbeteiligungsfonds eine stärkere Verbreitung 
von Beteiligungsmodellen zu erreichen, wird als 
„nicht sachgerecht“ eingestuft (Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft 2008a: 2). Durch diese 
aus Sicht der Arbeitgeberverbände falsche Prio-
ritätensetzung könnte man den Zielen einer stär-
keren Mitarbeiterbindung, der Verbesserung der 
Vermögenssituation der Beschäftigten und einer 
Stärkung der Eigenkapitalbasis der Unternehmen 
nicht gerecht werden.6 

Darüber hinaus geben die Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft der Bildung von Alters-
vorsorgevermögen prinzipiell den Vorrang vor 
zusätzlichen öffentlich geförderten Formen der 
Vermögensbildung in Form von Mitarbeiterkapi-
talbeteiligungen. Eine Kapitalbeteiligung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfe nicht 
in direkter Konkurrenz zur Altersvorsorge treten. 
So wird befürchtet, dass ein Arbeitgeber, der sei-
nen Beschäftigten im Rahmen des neuen MKBG 
eine Kapitalbeteiligung gewährt, nicht gleichzei-
tig einen Beitrag zur betrieblichen Altersvorsorge 
leisten kann. Unabhängig von dieser grundlegen-
den Kritik haben die Spitzenverbände der deut-
schen Wirtschaft im Zuge des Gesetzgebungsver-
fahrens konkret Stellung bezogen, um „eine mög-
lichst vertretbare Umsetzung der gesetzlichen 
Änderungsvorhaben zu gewährleisten“ (Spitzen-

6 Aus Sicht von Arbeitgeberverbänden wird grundsätzlich abgelehnt, dass Belegschaftsanteile in Fonds gebündelt werden, die von Ge-
werkschaften verwaltet würden. Für Lesch (2009) ist ordnungspolitisch bedenklich, wenn solche Tariffonds dazu genutzt würden, Ge-
werkschaften einen größeren Einfl uss auf die Unternehmenspolitik einzuräumen. Wenn Gewerkschaften neben der Mitbestimmung 
auch Entscheidungsrechte der Eigentümer wahrnehmen, erwartet Lesch eine „schleichende Politisierung“ von betrieblichen Entschei-
dungen. Außerdem könnte dies zwangsläufi g zu einer wachsenden Intransparenz bei der Entscheidungsfi ndung und einer Verwässerung 
der unternehmerischen Verantwortung bzw. einem Zielkonfl ikt zwischen Management und Kapitalgebern führen.
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verbände der deutschen Wirtschaft 2008a: 2; sie-
he auch BDA/BDI 2008 und Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft 2008b). 

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund 
(DGB) stellt das MKBG einen „Schritt in die rich-
tige Richtung“ dar (DGB 2008: 2). Den Zielen des 
Gesetzgebers, durch einen Ausbau der Mitarbei-
terkapitalbeteiligung dazu beizutragen, dass Be-
schäftigte einen fairen Anteil am Erfolg der Un-
ternehmen erhalten und mit der Förderung von 
Beteiligungsmodellen der Ungleichverteilung von 
Vermögen und Einkommen in Deutschland ent-
gegenzuwirken, wird aus gewerkschaftlicher Sicht 
grundsätzlich zugestimmt. Der DGB weist jedoch 
darauf hin, dass das erklärte Ziel des Gesetzgebers 
angesichts der geringen Reichweite des Gesetzes 
nicht erfüllt werden kann. Zudem wird das Feh-
len von präziseren Maßnahmen zum Anleger-
schutz sowie zur Mitbestimmung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer kritisiert. Es sei not-
wendig, diese Punkte zu ergänzen und in den 
Gesamtkontext einer verteilungspolitischen Neu-
ausrichtung der Politik zu stellen: „Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung ist keine Alternative zur Tarif-
politik. Der sinkende Anteil der Arbeitnehmer-
entgelte am Volkseinkommen erfordert gerade 
jetzt eine aktive Tarifpolitik. Nur eine Kombina-
tion aus aktiver Tarifpolitik, sozialer Steuerpolitik 
sowie zusätzlicher Gewinn- und Kapitalbeteili-
gung kann zu einer nachhaltigen Verbesserung 
der Verteilungssituation in Deutschland führen.“ 
(DGB 2008: 2)

Ausdrücklich begrüßt wird hingegen der 
Grundsatz, dass die Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
zusätzlich zum Tarifeinkommen „on top“ ge-
währt werden muss, um eine Befreiung von Steu-
ern und Sozialabgaben in Anspruch nehmen zu 
können. Wichtig für den DGB ist, dass Mitarbei-
terkapitalbeteiligung nicht mit zusätzlicher Al-
tersversorgung vermischt wird. Die Möglichkeit, 
risikominimierende Mitarbeiterbeteiligungsfonds 
aufzulegen, wird positiv bewertet. Insgesamt 
bleibt die Wirkung des Gesetzes laut DGB jedoch 
begrenzt, da lediglich drei der 40 Millionen Er-
werbstätigen in die steuerliche Begünstigung ein-
bezogen werden (DGB 2009).

Die Reaktionen der Einzelgewerkschaften auf 
das MKBG fallen unterschiedlich aus. Der ehema-

lige Vorsitzende der IGBCE, Hubertus Schmoldt, 
beispielsweise begrüßte die neuen Regelungen. 
Man müsse jedoch abwarten, ob die Höhe der 
steuerlichen Förderung ausreiche. Schmoldt lob-
te insbesondere die Möglichkeit der Mitarbeiter-
beteiligung über branchenbezogene Fonds. Diese 
dürften allerdings nicht „zu Lasten von Tarifer-
höhungen gespeist werden“ (o.V. 2008). Von Sei-
ten der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di wird 
hingegen bezweifelt, ob durch das Gesetz ein Bei-
trag zur Verringerung der wachsenden Vertei-
lungskluft in Deutschland geleistet werden kann, 
„weil das Klein-Klein, das die Koalition mit gro-
ßer Geste verabschiedet hat, aus den Deutschen 
keine Gesellschaft von Teilhabern machen wird“ 
(Glaubitz 2008).

4.2.2  Anwendungsprobleme des MKBG im Detail

In der öffentlichen Diskussion seit Einführung 
des Gesetzes werden die Chancen, aber insbeson-
dere auch die Anwendungsprobleme des Gesetzes 
intensiv thematisiert. Neben Politikern und So-
zialpartnern wird die Debatte vor allem von wis-
senschaftlicher Seite mit Wertungen und Vor-
schlägen zur Verbesserung angereichert. Entspre-
chend den unterschiedlichen Interessen der ein-
zelnen Gruppen und Institutionen sind auch die 
Kritikpunkte und Argumente kontrovers. Neben 
den interessenbedingten Standpunkten spielt in 
der Debatte auch die Frage nach dem generellen 
Sinn einer staatlichen Unterstützung der Mitar-
beiterbeteiligung eine Rolle.

Der Wille des Gesetzgebers zur Verbesserung 
der Förderung der Mitarbeiterbeteiligung wird im 
Grundsatz von allen Seiten anerkannt. Für einen 
Großteil der Kritiker ist es jedoch fraglich, ob die 
mit dem neuen Gesetz verbundenen Ziele in ab-
sehbarer Zeit überhaupt erreicht werden können 
(z. B. Thuesing 2009). Vielfach wird beanstandet, 
dass die Politik aus fi skalischen Gründen und 
 Koalitionszwängen auf eine umfangreiche Neu-
konzeption der Förderung der Mitarbeiterbe-
teiligung verzichtet hat. Im Ergebnis werde eine 
einfache Subvention (§ 19a EStG) durch eine 
kompliziertere ersetzt (§ 3 Nr. 39 EStG, Fonds-
lösung inklusive) (z. B. Leuner 2009a; Breiners-
dorfer 2009).
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Durch das Gesetz wird nicht nur die Höhe 
der steuerlichen Förderung, sondern auch die Vo-
raussetzungen für deren Anwendung geändert 
und mit dem Mitarbeiterbeteiligungs-Sonderver-
mögen gleichzeitig ein neues wirtschaftliches In-
strument eingeführt. Dadurch entstehen einer-
seits Probleme bei der Behandlung bereits prakti-
zierter Modelle, die nach dem MKBG nicht mehr 
förderfähig sind, andererseits Schwierigkeiten bei 
der Auslegung neuer Vorschriften (Lowitzsch et 
al. 2009). Das Hauptdefi zit der gesetzlichen Neu-
regelung besteht in dem nach Auffassung der Kri-
tiker zu geringen Umfang des Steuer- und Sozial-
versicherungsfreibetrags für die Überlassung von 
Beteiligungen in Höhe von 360 Euro pro Jahr. 
Dieser sei im Unterschied zu vergleichbaren an-
deren EU-Ländern zu niedrig, um zu einer effek-
tiven Wirkung für mehr Mitarbeiterbeteiligung 
führen zu können (z. B. Roggemann 2011; Rosi-
nus 2009). Darüber hinaus wird bemängelt, dass 
durch die Neuregelung die Bereiche Unterneh-
mensnachfolge und Unternehmenssanierung 
ebenso unberücksichtigt bleiben wie arbeitsrecht-
liche Fragen (Lowitzsch et al. 2009). 

All diese Probleme in der Umsetzung des 
neuen MKBG sind auch im Rahmen der drei Ex-
pertengespräche benannt geworden. Dabei wur-
den konkrete Vorschläge zur Verbesserung der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Förderung 
von Kapitalbeteiligungsmodellen diskutiert. 

Im Einzelnen wird Verbesserungsbedarf in 
Bezug auf die folgenden Punkte gesehen: 
– Zielsetzung und Wirksamkeit des MKBG;
– Umfang und Ausgestaltung der steuerlichen 

Förderung nach dem EStG und Entgeltum-
wandlung;

– Konzept des Mitarbeiterbeteiligungsfonds;
– Arbeitnehmersparzulage;
– Freiwilligkeitsprinzip bei der Überlassung von 

Kapitalanteilen;
– Gleichbehandlungsgrundsatz;
– Übergangsregelung und Bestandsschutz;
– Mitarbeiterbeteiligung als Weg der Unterneh-

mensnachfolge und Unternehmenssanierung;
– Mitbestimmung und arbeitsrechtliche Fragen;
– Privatisierung von Staatsunternehmen;
– Mitarbeiterbeteiligung und Altersvorsorge.

Diese Aufl istung und die im Folgenden beschrie-
benen Aspekte erheben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, da sie nur einen kleinen Aus-
schnitt der Diskussion wiedergeben können. 

Zielsetzung und Wirksamkeit des MKBG
Da es in der Diskussion nach wie vor grund-
sätzlich umstritten ist, ob die mit dem neuen Ge-
setz verbundenen Ziele in absehbarer Zeit erreicht 
werden können, sollen hier zunächst die Ein-
wände genannt werden, die gegen das Instrument 
als solches vorgebracht werden. Von politischer 
Seite wird vielfach argumentiert, dass die Weiter-
entwicklung der Mitarbeiterbeteiligung notwen-
dig ist, um den Beitrag der Belegschaften in Zei-
ten der Globalisierung zu honorieren und die 
Verteilungsgerechtigkeit zu verbessern. Kritiker 
bringen jedoch vor, dass die Mitarbeiterkapital-
beteiligung als singuläre Maßnahme das Problem 
der Verteilungsschiefl age bei Einkommen und 
Vermögen in Deutschland nicht lösen kann (AGP 
2008; Bontrup 2009b; Roggemann 2011). 

Für den DGB ist die durch das MAKB ange-
strebte mittelfristige Erhöhung der Anzahl der 
Beschäftigten mit direkten oder indirekten Be-
teiligungen an ihren Unternehmen zu gering, um 
dem vom Gesetzgeber selbst gestellten Anspruch 
eines fairen Anteils am Erfolg der Unternehmen 
gerecht zu werden. Es wird auch darauf hingewie-
sen, dass bestimmte Berufsgruppen wie Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst oder in Non-Profi t-
Organisationen nach wie vor von der Förderung 
ausgeschlossen sind (DGB 2008). Aus Sicht von 
ver.di wird für viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer das Thema Mitarbeiterbeteiligung 
ohnehin keine Rolle spielen, weil sie es sich ent-
weder nicht leisten können oder weil sie in Un-
ternehmen und Branchen tätig sind, die in der 
Regel keine Mitarbeiterbeteiligung unterstützen, 
z. B. im Bereich der Callcenter, Pfl egedienste oder 
Putzfi rmen (Glaubitz 2008).

Darüber hinaus wird kritisch angemerkt, dass 
im MKBG neben vermögenspolitischen und be-
triebs- bzw. personalwirtschaftlichen Zielsetzun-
gen von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen keine 
weiteren wichtigen Ziele wie die Unternehmens-
nachfolge oder die Erweiterung der Mitbestim-
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mung angesprochen werden (Lowitzsch et al. 
2009). Teilweise wird sogar bezweifelt, ob sich 
durch eine Mitarbeiterkapitalbeteiligung per se 
das Ziel der Steigerung der Produktivität errei-
chen lässt (vgl. Bontrup 2009a). Zudem fi nden 
sich Stellungnahmen, in denen darauf hingewie-
sen wird, dass Beteiligungsfonds als indirekte Be-
teiligungsmodelle die Bindung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer mit dem eigenen 
Unternehmen nicht verbessern können (Spitzen-
verbände der deutschen Wirtschaft (2008a).

Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie (BMWI) 
(2008) geht mit seiner Kritik noch einen Schritt 
weiter. Er sieht keinen Anlass, in der im Gesetz 
formulierten Weise in die Verwendung der Ein-
kommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer einzugreifen. Der Beirat trägt grundsätzliche 
Bedenken gegen eine staatliche Förderung der 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Auch in den viel-
fach erwarteten positiven Effekten für Motivation 
und Produktivität der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter werden keine stichhaltigen Argumente 
für den Einsatz von Steuermitteln gesehen. Aus-
gehend von seinem Standpunkt, nur Unterneh-
men, die ohnehin erfolgreich sind, seien auch 
bereit für die Umsetzung von Beteiligungsmodel-
len, kommt er zu dem Schluss, eine vom Staat 
organisierte oder mit Steuermitteln geförderte 
Mitarbeiterbeteiligung könne „daher nicht hal-
ten, was sich die gegenwärtige Diskussion von 
ihr verspricht“ (Wissenschaftlicher Beirat beim 
BMWI 2008: 3; siehe auch BMWI 2008). 

Für Hardieck (2009) hingegen wahrt das 
MKBG eine vertretbare Balance gegenüber dem 
Vorwurf einer übermäßigen Steuersubventionie-
rung. Die Größenordnung der für die Zwecke des 
MKBG aufzuwendenden Mittel im Verhältnis zu 
dem angestrebten Ziel, eine tragfähigere Eigentü-
merstruktur sowie mehr Teilhabe von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern am wirtschaftli-
chen Erfolg der Unternehmen zu erreichen, sei 
durchaus maßvoll. Zudem könnten durch das 
MKBG im Erfolgsfall wegen der größeren Zahl er-
folgreicher Unternehmen auch positive Effekte 
für die Volkswirtschaft durch Steuermehreinnah-
men entstehen. 

Umfang und Ausgestaltung der steuerlichen För-
derung nach dem EStG und Entgeltumwandlung
In vielen Stellungnahmen zum MKBG wird 
grundsätzlich befürwortet, dass der steuerliche 
Förderrahmen für den mittel- und langfristigen 
Aufbau von Mitarbeiterkapital zum Vorteil für die 
Unternehmen und die Beschäftigten ausgeweitet 
worden ist. Der Umfang des Steuer- und Sozial-
versicherungsfreibetrags für die Überlassung von 
Kapitalanteilen ist nach Auffassung vieler Diskus-
sionsteilnehmerinnen und -teilnehmer mit 360 
Euro pro Jahr und Beschäftigten aber immer noch 
zu niedrig, um zu einer messbaren Wirkung füh-
ren zu können. D. h. es wird bezweifelt, ob die 
vorgenommene Anhebung wesentlich dazu bei-
tragen kann, die Attraktivität und Verbreitung 
von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen in Deutsch-
land generell zu steigern.

Auch wenn die Förderbedingungen in den 
europäischen Nachbarstaaten, in denen die Ver-
breitung von Beteiligungsmodellen größer ist als 
in Deutschland, nicht 1:1 übertragbar sind, fi n-
den sich dort nach Auffassung einiger Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Expertenrunden 
nützliche Anknüpfungspunkte für die Verbes-
serung der Rahmenbedingungen hierzulande. In 
diesem Zusammenhang wurde vor allem die dort 
geltende Höhe der Steuerfreibeträge für die Über-
lassung von Unternehmensanteilen genannt.

Betrachtet man andere Länder der EU, so 
zeigt sich, dass dort einerseits höhere Steueran-
reize gelten und anderseits sogar gesetzliche Vor-
schriften zur Mitarbeiterbeteiligung bestehen 
(Volz 2007). Die häufi gste Form der Steuerver-
günstigung für Erträge aus anteils- bzw. aktien-
basierten Plänen in den Ländern der EU ist ein 
Freibetrag bei Steuerabgaben und Beiträgen zur 
Sozialversicherung (siehe ausführlich Lowitzsch/
Hashi/Woodward 2009; Lowitzsch et al. 2009). 
Die Höhe des absoluten Betrages ist allerdings 
sehr unterschiedlich, er reicht von den bis Ende 
2008 in Deutschland gültigen 135 Euro pro Be-
schäftigten und Jahr bis zu 12.700 Euro pro Mit-
arbeiterin bzw. Mitarbeiter jährlich in Irland. In 
Dänemark und Finnland kann der Freibetrag so-
gar noch höher ausfallen, da dort für die Berech-
nung der prozentuale Anteil des Jahresgehalts 
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zugrunde gelegt wird. Auffällig ist, dass der Frei-
betrag in keinem anderen Land außer Deutsch-
land unter 1.000 Euro liegt. In Österreich bei-
spielsweise, das in rechtlicher Hinsicht viele Ge-
meinsamkeiten mit Deutschland aufweist, liegt 
der Freibetrag bei 1.460 Euro. Bevor dort im Jahr 
2001 höhere Steueranreize eingeführt wurden, 
war der steuerliche Anreiz niedriger als in Deutsch-
land. In den Niederlanden wurde in den letzten 
Jahren der Freibetrag für Kapitalbeteiligungen 
von 613 Euro auf 1.226 Euro angehoben.

Vor diesem Hintergrund spricht sich das 
Deutsche Aktieninstitut (2008) dafür aus, die För-
derung von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen in 
Deutschland auf einen steuer- und sozialabga-
benfreien Betrag von mindestens 1.000 Euro pro 
Beschäftigten und Jahr anzuheben. Die AGP 
schlägt noch weitergehend eine Anhebung des 
Freibetrags pro Person und Jahr auf 2.400 Euro 
vor. Als Alternative zum Freibetrag spricht sich 
die AGP zudem für eine nachgelagerte Besteue-
rung von im Unternehmen angelegtem Mitarbei-
terkapital bis zu einem Höchstbetrag von 1.200 
Euro aus, die erst bei der Entnahme des Kapitals 
fällig wäre. Damit sei auch kurzfristig eine wirt-
schaftlich stabilisierende Wirkung für die Unter-
nehmen verbunden. Für Roggemann (2011) 
macht sogar erst eine Erhöhung des Freibetrags 
auf 3.600 Euro Sinn, um eine effektive Wirkung 
auf die Verbreitung der Mitarbeiterbeteiligung zu 
erzielen.

Vor der Aufhebung des „Entgeltumwand-
lungsverbots“ im Jahr 2010 wurde vielfach Kritik 
am Kriterium der „Zusätzlichkeit“ geübt (z. B. 
Leuner 2009a; Thüsing 2009; Roggemann 2010). 
Im § 3 Nr. 39 EStG war ursprünglich vorgesehen, 
dass eine Mitarbeiterkapitalbeteiligung nur dann 
zu begünstigen ist, wenn sie als zusätzliche und 
freiwillige Leistung zum regulären Arbeitsentgelt 
gewährt wird. Anders als bis dahin üblich, war 
damit ein Gehaltsverzicht in Verbindung mit der 
Gewährung einer Kapitalbeteiligung von einer 
Förderung ausgeschlossen. Im Ergebnis waren da-
mit viele in der Praxis bereits erprobte Modelle 
steuerlich nicht mehr förderfähig. Kritiker be-
mängelten, dass dadurch der Anwendungsbereich 
des MKBG erheblich eingeschränkt sei. Diese 
 eigentlich zum Schutz der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer gedachte Regelung erweise 
sich beispielsweise in Krisensituationen als pro-
blematisch, weil sie gerade im Sonderfall der Un-
ternehmenssanierung durch Gehaltsverzicht zu-
gunsten von Kapitalbeteiligung keine steuerliche 
Förderung erlaube. „Unternehmen, denen es in 
der Wirtschaftskrise schlecht geht, tun sich na-
türlich schwer, ihren Mitarbeitern 360 Euro zu-
sätzlich im Monat draufzusatteln“ (AGP-Ge-
schäftsführer Beyer, zitiert nach Petring/Röbisch 
2010).

Nach der Änderung des „Entgeltumwand-
lungsverbots“ dürfen nun auch Teile des Lohnes 
bzw. des Gehalts oder der Sonderzahlungen bis zu 
einer Höhe von 360 Euro pro Jahr als Kapital-
beteiligung im Unternehmen angelegt werden. 
Dieser Betrag ist jedoch nur steuerfrei, nicht aber 
sozialabgabenfrei. Damit gelten die Förderrege-
lungen nun auch für Krisenfälle, in denen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter auf Gehalt bzw. Lohn 
verzichten und im Gegenzug Kapitalanteile am 
Unternehmen erhalten. Nach Auskunft von Ex-
perten ist die Möglichkeit der Entgeltumwand-
lung grundsätzlich hilfreich (Petring/Röbisch 
2010). Nach Einschätzung der AGP hat diese Va-
riante aber wiederum den Nachteil, dass mit der 
Übertragung der Anteile auf den Beschäftigten 
die Steuer- und Sozialversicherungspfl icht ausge-
löst wird. Demnach müssten die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer im Krisenfall des Unter-
nehmens nicht nur auf Entgelt oder Sonderzah-
lungen verzichten, sie müssten auf den ihnen 
übertragenen Beteiligungswert auch noch Steu-
ern und Sozialabgaben zahlen. Dies sei in der Re-
gel kaum realisierbar. Das Unternehmen wieder-
um müsste die entsprechenden Arbeitgeberan-
teile abführen, wodurch die erhoffte Liquiditäts-
wirkung vermindert würde.

Auch die vorgenommene Anhebung der Ar-
beitnehmersparzulage lässt hier nach Auffassung 
einiger Diskussionsteilnehmerinnen und -teil-
nehmer kaum eine effektive Wirkung erwarten.

Konzept des Mitarbeiterbeteiligungsfonds
Sehr breiten Raum in der Diskussion nehmen die 
Regelungen zum Mitarbeiterbeteiligungs-Sonder-
vermögen (nach dem InvG) ein. Als indirekte Be-
teiligung soll diese Fondskategorie vor allem für 
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kleine und mittlere Unternehmen interessant 
sein. Obgleich eine Fondslösung für die Weiter-
entwicklung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung in 
Deutschland grundsätzlich als sinnvoll erachtet 
wird, ist sie unter Fachleuten sehr umstritten.

Trotz erkannter Konstruktionsmängel im De-
tail zählt der DGB zu den wenigen Befürwortern 
der Einführung von Mitarbeiterbeteiligungsfonds 
als eigener identifi zierbarer Fondskategorie. Die 
Einbeziehung von Fondsgesellschaften in die För-
derung stellt laut DGB einen wichtigen Schritt 
zur Begrenzung des doppelten Risikos dar. Die Fi-
nanz- und Wirtschaftkrise habe jedoch deutlich 
gemacht, dass auch vor einer Insolvenz geschütz-
te Investmentfonds einem nicht unerheblichen 
Wertverlustrisiko ausgesetzt sind. Daher spricht 
sich der DGB (2008) für eine garantierte Mindest-
verzinsung der Kapitaleinlage der Beschäftigten 
in einen Mitarbeiterbeteiligungsfonds aus.

Von der großen Zahl der Kritiker (z. B. Leuner 
2009a; Meyer 2011; Roggemann 2011; Schmidt 
2009) wird zum einen angezweifelt, ob die Ein-
führung solcher Fonds generell notwendig ist, 
zum anderen, ob die vom Gesetzgeber vorgegebe-
ne Form angemessen ist und insbesondere kleine 
und mittlere Unternehmen von der Attraktivität 
eines solchen Fonds überzeugt sind. Für sie stellt 
sich die Frage, ob das gewählte Fondsmodell auf-
grund der restriktiven Vorgaben zur Bildung und 
Aufrechterhaltung eines solchen Fonds und den 
damit verbundenen Anlagegrenzen des Gesetz-
gebers überhaupt praktikabel ist.

Bislang fehlt es an einer ausreichenden 
Zahl interessierter Unternehmen (Petring/Röbisch 
2010). Vor allem Kleinbetriebe tun sich immer 
noch schwer damit, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer am Unternehmen zu beteiligen. Zu-
dem ist fraglich, ob KMU bereit sind, Eigenmittel 
für solche Fonds aufzubringen, wenn lediglich 
60 Prozent des eingebrachten Kapitals garantiert 
in die teilnehmenden Unternehmen zurückfl ie-
ßen. Dies gilt umso mehr für wirtschaftlich we-
niger attraktive Unternehmen, da laut MKBG 
trotz Teilnahme an einem Mitarbeiterbeteiligungs-
fonds kein Rechtsanspruch auf eine Zuteilung 
von Finanzmitteln besteht. Zudem haben weder 
die Unternehmen noch die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Einfl uss auf die Anlagepolitik 

der Fondsgesellschaften (vgl. ausführlich BVI 
2009; Scharnagel 2008). 

Auf der anderen Seite widerspricht der Zweck 
des Mitarbeiterbeteiligungsfonds, der in der För-
derung der Beteiligung der Beschäftigten am eige-
nen Unternehmen und in neuen Finanzierungs-
quellen für KMU bestehen soll, gemäß Lowitzsch 
et al. (2009) dem Grundsatz der unabhängigen 
Anlagepolitik der Kapitalanlagegesellschaft mit 
dem Ziel der Renditesteigerung. Gleichzeitig sind 
laut AGP auch die Restriktionen für die Fondsan-
bieter viel zu groß und daher ein Grund für sie, 
nicht in das Geschäft einzusteigen. Für Fondsma-
nager sei es nur schwer möglich, die 60 Prozent-
Anlagegrenze einzuhalten, ohne gegen das Gebot 
der Risikostreuung zu verstoßen (Öchsner 2010). 
Schließlich ergibt sich für die Fondsgesellschaf-
ten ohne eine deutliche Nachfrage für Mitar-
beiterbeteiligungsfonds auf Seiten der Unterneh-
men nur wenig Sinn, solche Anlageprodukte 
anzu bieten. 

Generelle Zweifel werden geäußert, ob das 
Ziel des Gesetzgebers, eine Kapitalbeteiligung mit 
den Vorteilen eines Investmentfonds zu verknüp-
fen und daneben eine neue Finanzierungsquelle 
für KMU zu erschließen, überhaupt erreicht wer-
den kann. Wirtschaftsverbände verweisen darauf, 
dass es schon heute eine große Zahl unterschied-
licher Fonds gebe, die weniger bürokratisch und 
weniger riskant als die Fondskategorie des Mitar-
beiterbeteiligungs-Sondervermögens sind (Koch 
2008). Gemäß Sendel-Müller/Weckes (2010) ist 
nach wie vor unklar, inwieweit das Mitarbeiter-
beteiligungs-Sondervermögen für die Unterneh-
men und die Fondsanbieter wirtschaftliche Vor-
teile im Vergleich zu den herkömmlichen Anla-
gefonds bietet. 

Der im Gesetz vorgegebene Beteiligungs-
fonds ist zwar grundsätzlich geeignet, das Anlage-
risiko durch eine breitere Streuung zu vermindern 
(Scharnagel 2008; Leuner 2009a), aus der vorge-
gebenen Anlagestrategie von 40 Prozent „diversi-
fi ziert“ und 60 Prozent „nicht diversifi ziert“ erge-
ben sich jedoch zwei sich widersprechende Ziele 
(Hans Böckler Stiftung 2009). Auf der einen Seite 
soll die Risikostreuung die Geldanlage sicherer 
machen, auf der anderen Seite soll ein möglichst 
enger Bezug zwischen den Arbeitnehmerinnen 
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und Arbeitnehmern und dem Arbeit gebenden 
Unternehmen bestehen bleiben, in das die Fonds-
gesellschaft investiert. So können „weder die Vor-
teile der einen noch der anderen Strategie zum 
Tragen kommen“ (Lowitzsch et al. 2009: 49). Um 
eine wirksame Risikostreuung zu gewährleisten, 
müsste das Anlagespektrum erheblich breiter 
sein. Um die Identifi kation der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit ihrem Unternehmen zu ver-
bessern und ihre Motivation und damit die Pro-
duktivität zu steigern, müsste die fi nanzielle Bin-
dung hingegen viel enger sein – und zwar im Sin-
ne einer direkten und damit „fühlbaren“ Betei-
ligung an ihrem Unternehmen (Hans Böckler 
Stiftung 2009). Neben einer stärkeren Mitarbeiter-
bindung durch anonyme Fonds sind auch mög-
liche Direktbeiträge zur Optimierung der Eigen-
kapitalbasis des Unternehmens ausgeschlossen 
(Lowitzsch et al. 2009).

Eine erhebliche Schwierigkeit für die Unter-
nehmen besteht auch darin, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern eine solche komplexe Anla-
geform verständlich zu machen und sie von der 
Teilnahme zu überzeugen. „Wie etwa soll sich die 
gesamte Belegschaft eines Betriebes, die geschlos-
sen von ihrem Arbeitgeber gemäß § 3 Nr. 39 EStG 
gefördert wird, an ihr Unternehmen gebunden 
und beteiligt fühlen, wenn der Mitarbeiterbetei-
ligungsfonds, in den das gesamte Geld der Beleg-
schaft fl ießt, in dieses Unternehmen gar nicht 
investiert? Noch fataler wäre die Situation, wenn 
der Fonds diese Mittel dann bis zur maximal 
gesetzlich zulässigen Grenze in ein börsennotier-
tes Konkurrenzunternehmen investieren würde.“ 
(Leuner 2009a: 30; siehe auch Schmidt 2009)

Leuner (2009a) äußert zudem die Kritik, dass 
gemäß § 90m InvG nur bewertbare Beteiligungen 
von einem Beteiligungsfonds gezeichnet werden 
dürfen. Bei nicht-börsennotierten Unternehmen 
scheidet damit jeder „echte“ Anteilserwerb durch 
den Fonds aus. Möglich sind lediglich partiari-
sche Darlehen, echte typische stille Beteiligungen 
und vergleichbar ausgestaltete Genussrechte, die 

der Mitarbeiterbeteiligungsfonds an nicht-börsen-
notierte Unternehmen ausreichen darf. Es wird 
daher bezweifelt, ob auf diese Weise eine Verbes-
serung der Eigenkapitalstruktur des Zielunterneh-
mens erreicht werden kann. Darüber hinaus wi-
derspricht die Zusammensetzung der Fondsmittel 
aus größtenteils illiquiden Vermögensgegenstän-
den der KMU dem Grundsatz der Aufrechter-
haltung der Liquidität des Sondervermögens 
(Lowitzsch et al. 2009).

Als Empfehlung zur Weiterentwicklung des 
Konzeptes des Mitarbeiterbeteiligungs-Sonderver-
mögens wird von einigen Experten eine diversifi -
zierte Fondsanlage in Anlehnung an sog. ESOP-
Fonds vorgeschlagen. Employee Stock Ownership 
Plans, kurz ESOP, sind in Ländern wie Frankreich 
oder den Vereinigten Staaten relativ weit verbrei-
tet. Ein wesentlicher Vorteil des ESOP gegenüber 
gängigen betrieblichen Beteiligungsformen wird 
darin gesehen, dass das Anlagerisiko kalkulierbar 
bleibt – obwohl die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in Beteiligungen des Arbeit gebenden Un-
ternehmens investieren und keine Risikostreuung 
erfolgt. Die Anteile werden durch genau termi-
nierte Zahlungen des Unternehmens (z. B. durch 
die zusätzlich zum Entgelt gewährte Erfolgsbetei-
ligung der Beschäftigten) an einen zu bildenden 
selbstständigen Unternehmensfonds, einen soge-
nannten ESOP Trust, oder durch vom Unterneh-
men bediente und getilgte Bankkredite an diesen 
Fonds fi nanziert. Demnach müssen die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter kein eigenes Geld für 
ihren Anteilserwerb aufwenden und damit auch 
kein zusätzliches Verlustrisiko tragen.7 Der Vor-
teil für das Unternehmen wird darin gesehen, 
dass die Anteile nicht von Außenstehenden er-
worben werden können. Durch den engeren Grad 
der Beteiligung werden ESOP zudem positive Wir-
kungen auf die Motivation und Produktivität der 
Belegschaft attestiert. 

Meyer (2011) spricht sich dafür aus, dass 
 Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nur vollständig und direkt am 

7 Grundkonzept des ESOP ist, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kein eigenes Kapital einbringen, weil der Erwerb des Unterneh-
mens durch die Belegschaft in mehreren aufeinander folgenden Schritten erfolgt und durch eine zusätzlich zum Entgelt gewährte Er-
folgsbeteiligung fi nanziert wird. Soll ein größerer Teil am Unternehmenskapital kurzfristig übernommen werden, wird in der Regel auf 
eine Kreditfi nanzierung zurückgegriffen, die aus den Unternehmensgewinnen getilgt wird (siehe ausführlich z. B. Lowitzsch 2009a und 
2009b).
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 eigenen Unternehmen erfolgen sollten. Hierfür 
sollten bestehende Rechtsformen mit begrenzter 
Berichtspfl icht verwendet werden, z. B. die kleine 
AG oder GmbH. Um das Risiko der Kapitalbeteili-
gung für die Beschäftigten im Insolvenzfall zu re-
duzieren, schlägt Meyer einen gemeinsamen Ein-
lagensicherungsfonds ähnlich wie im Bankenwe-
sen vor, der im Insolvenzfall mit bis zu 100 Pro-
zent einspringt. Dafür ist aus der ursprünglichen 
Kapitaleinlage des Beschäftigten ein vom Ausfall-
risiko abhängiger Anteil an den Fonds abzufüh-
ren. Sendel-Müller/Weckes (2010) wiederum plä-
dieren dafür, nicht in überbetriebliche Fondslö-
sungen zu investieren, sondern die Kapitalanlage 
vollständig auf eine betriebliche Beteiligungs-
gesellschaft zu fokussieren.

Im Rahmen der ersten Expertenrunde beton-
te Scholz, dass es aus seiner Sicht ein klares Poten-
zial für eine stärkere Verbreitung von Beteili-
gungsmodellen bei KMU gibt. Ob die Beteili-
gungsfonds eine Alternative zu bestehenden Be-
teiligungskonzepten sind, bleibt laut Scholz 
abzuwarten. Wie die Möglichkeit der überbetrieb-
lichen Beteiligung in der Praxis angenommen 
wird, hänge davon ab, ob Unternehmen diese 
 Variante attraktiv fi nden und die wirtschaftliche 
Situation der Unternehmen eine Mitarbeiterbe-
teiligung zulässt. 

Arbeitnehmersparzulage
Die Kritik am MKBG umfasst auch die Höhe der 
Arbeitnehmersparzulage und die im 5. VermBG 
festgelegten Einkommensgrenzen. Es wird viel-
fach beanstandet, dass die vorgenommene Ver-
besserung der Förderung hinter dem vom Gesetz-
geber geäußerten Anspruch zurückbleibe. 

Das erklärte Ziel der Arbeitnehmersparzulage 
ist die Förderung von Beschäftigten mit niedri-
gem Einkommen durch die Festlegung von nied-
rigen Einkommensgrenzen. Dem Wissenschaftli-
chen Beirat beim BMWI (2008) zufolge zeigt die 
Arbeitnehmersparzulage aber vor allem bei Men-
schen dieser Einkommensgruppe kaum Wirkung. 
Dies wird durch statistische Auswertungen belegt 
(Thöne/Bergs/Schäfer 2008). So gehören zahlrei-
che Bezieher niedriger Einkommen, die keiner 
abhängigen Beschäftigung nachgehen, nicht zur 
Gruppe der Anspruchsberechtigten. Gleichzeitig 

können viele Menschen mit niedrigem Einkom-
men, die trotz abhängiger Beschäftigung auf 
Transferzahlungen des Staates angewiesen sind, 
die Sparzulage nicht in Anspruch nehmen, ohne 
wiederum den Anspruch auf Transferleistungen 
aufgeben zu müssen. 

Personen mit niedrigem Einkommen fehlt es 
in der Regel an der Fähigkeit und Bereitschaft zu 
sparen, so dass Instrumente zur Erhöhung der 
Sparneigung, wozu die Sparzulage gehört, nicht 
geeignet sind, das Sparverhalten zu beeinfl ussen. 
Würden sie die Sparzulage dennoch in Anspruch 
nehmen, wäre der Wert der Unternehmensbetei-
ligung, in die die Sparzulage investiert werden 
könnte, sehr gering. Der Verwaltungsaufwand 
würde sich im Verhältnis zum Ertrag nicht loh-
nen (Wissenschaftlicher Beirat beim BMWI 2008). 
Gemäß Angaben der AGP (2008) und des DGB 
(2008) kommen voraussichtlich auch vollbe-
schäftigte Durchschnittsverdiener in weit gerin-
gerem Umfang als vom Gesetzgeber vermutet in 
den Genuss der Arbeitnehmersparzulage, da 
durch das Gesetz die Einkommensgrenzen nicht 
an den realen monatlichen Durchschnittsver-
dienst von 3.057 Euro (im Jahr 2008) angepasst 
wurden. Lowitzsch et al. (2009) empfehlen daher, 
die Einkommensgrenzen bis zu diesem Betrag 
 anzuheben. Zudem wird angeregt, sich in Bezug 
auf das System des Arbeitnehmersparens stärker 
an vergleichbaren Instrumenten in anderen EU-
Mitgliedsstaaten zu orientieren. Als Vorteil wird 
z. B. gesehen, dass Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in anderen Ländern nach Ablauf des 
Sparvertrages individuell entscheiden können, 
ob sie den angesparten Betrag zum Erwerb einer 
Kapitalbeteiligung verwenden möchten oder ob 
ihnen der Betrag ausgezahlt werden soll. Die Nut-
zung der Zulage als spezielle Form der staatlichen 
Förderung fi nanzieller Beteiligungen der Beschäf-
tigten ist in Europa momentan nur in Deutsch-
land üblich. 

Zusätzlich wird die Kritik geäußert, dass die 
in Deutschland geltende Abgeltungssteuer, wo-
nach auf Kapitalerträge von Privatanlegern ein 
Steuersatz von 25 Prozent erhoben wird, den oh-
nehin geringen Effekt der Arbeitnehmersparzula-
ge wieder aufhebe. Durch die Erhebung der Ab-
geltungssteuer beim Verkauf von Belegschaftsak-
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tien beispielsweise wird die Zulage in vollem Um-
fang oder zumindest zu einem großen Teil wieder 
abgezogen (BVI 2008; Deutsches Aktieninstitut 
2008). Daher empfehlen Lowitzsch et al. (2009), 
Kursgewinne aus Kapitalbeteiligungen bei Beleg-
schaftsaktien von der Abgeltungssteuer zu befrei-
en, sofern eine Mindesthaltedauer besteht.

Freiwilligkeitsprinzip bei der Überlassung von 
Kapitalanteilen
Ein Problem wird von einigen Kritikern in dem 
Prinzip der Freiwilligkeit gesehen. Demnach darf 
es weder für die Unternehmen noch für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer einen Zwang 
zur Teilnahme an Mitarbeiterbeteiligungen geben, 
d. h. z. B., dass die Leistung des Arbeitgebers nicht 
auf bestehende und zukünftige Lohnansprüche 
der Beschäftigten angerechnet werden darf. Thü-
sing (2009) folgert daraus, dass der Arbeitgeber 
Beschäftigten keinen Rechtsanspruch auf Mitar-
beiterbeteiligung einräumen darf. Demzufolge ist 
die Festlegung eines langfristigen Beteiligungs-
programms individualvertraglich oder auf Basis 
eines Tarifvertrages – bezogen auf den Anspruch 
auf den Erwerb von Anteilen am Mitarbeiter-
beteiligungs-Sondervermögen – dem MKGB ent-
sprechend nicht zulässig (Lowitzsch et al. 2009; 
Schmidt 2009). Da somit ein Widerspruch zwi-
schen dem Freiwilligkeitsvorbehalt des Arbeitge-
bers einerseits und der langfristigen vertraglichen 
Festlegung und genauen Ausgestaltung des Beteili-
gungsprogramms andererseits bestehe, seien solche 
Klauseln nach § 307 BGB unwirksam. Da der Wort-
laut des Gesetzes und die Begründung verschiede-
ne Auslegungen zuließen, wäre es laut Rogge-
mann (2010) empfehlenswert, in der Begründung 
zum Gesetz dazu eine Klarstellung zu liefern.

Auch Leuner (2009a) befürchtet Konfl ikte 
aufgrund des Kriteriums der Freiwilligkeit, z. B. 
wenn die steuerliche Förderung bei Kapitalbetei-
ligungen auf Basis eines Tarifvertrages oder einer 
Betriebsvereinbarung gewährt werden soll. Dabei 
komme dem Vertragswortlaut der Vereinbarun-
gen entscheidende Bedeutung zu. 

Gleichbehandlungsgrundsatz
Sehr kontrovers diskutiert in der Debatte wird der 
Gleichbehandlungsgrundsatz in § 3 Nr. 39 EStG. 

Demzufolge soll die Nutzung des steuerlichen 
Freibetrags für die Überlassung von Kapitalantei-
len nur möglich sein, wenn die Beteiligung zu-
mindest allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern mit einer Mindestbeschäftigungsdauer im 
Unternehmen von einem Jahr angeboten wird. 

Vom DGB (2008) wird diese Regelung aus-
drücklich begrüßt. Damit würden klare Anreize 
gegen eine diskriminierende Zuteilung von Kapi-
talbeteiligungen und einer eventuell daraus fol-
genden Spaltung der Belegschaft gesetzt. Der 
Gleichbehandlungsgrundsatz wird als ein proba-
tes Mittel gesehen, die Mitarbeiterbeteiligung, die 
ansonsten häufi g auf Management und Führungs-
kräfte beschränkt ist, auch auf andere Beschäftig-
tengruppen auszuweiten. Von anderer Stelle wird 
darauf hingewiesen, dass in zahlreichen EU-Län-
dern Mitarbeiterbeteiligungspläne, die zwingend 
allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern of-
fen stehen müssen, bereits erfolgreich praktiziert 
werden. Dies ist z. B. in Dänemark, Finnland, 
Frankreich oder Großbritannien der Fall (siehe 
z. B. Lowitzsch/Hashi/Woodward 2009). Der dis-
kriminierungsfreie Zugang aller Beschäftigten zu 
Beteiligungsprogrammen ist auch für die Euro-
päische Kommission (2002) maßgebend. Der 
Deutsche Bundesrat hingegen hatte in seiner Stel-
lungnahme zum MKBG im Oktober 2008 sach-
liche Differenzierungsrechte eingefordert (Deut-
scher Bundestag Drucksache 16/10531 2008).

Für Lowitzsch et al. (2009) sind in diesem Zu-
sammenhang drei zentrale Fragen unbeantwor-
tet: Ist die Regelung der Gleichbehandlung gene-
rell dazu geeignet, die Mitarbeiterbindung und 
die Mitarbeitermotivation zu steigern? Sollte die 
Regelung mit Blick auf bestimmte Beschäftigten-
gruppen außer Kraft gesetzt werden? Bezieht sich 
die Voraussetzung nur auf die grundsätzliche 
 Gewährung oder auch auf die Höhe der Betei-
ligung?

Für Thüsing (2009) ist der Ansatz einer sach-
lich nicht differenzierbaren Beteiligung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter eine Fehlkonstruk-
tion des Gesetzes. Infolge des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung sind auch Beschäftigte mit be-
fristetem Arbeitsvertrag und Auszubildende zu 
beteiligen, die länger als ein Jahr im Unterneh-
men tätig sind. „Der Gesetzgeber […] hat eine un-



35

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

bedingte Gleichbehandlung geschaffen, ohne die 
Möglichkeit der Rechtfertigung zur unterschied-
lichen Behandlung. Für eine unterschiedliche 
 Behandlung kann der Arbeitgeber jedoch gute 
Gründe haben.“ (ebd.: 7) Leuner (2009a) unter-
streicht, dass bei den genannten Beschäftigten-
gruppen eine langfristige Motivation und Bin-
dung in der Regel nicht möglich bzw. nicht beab-
sichtigt ist. Alternativ schlägt er eine konkretere 
Formulierung vor, wonach die Beteiligung z. B. 
mindestens 70 Prozent der Beschäftigten anzu-
bieten sei. Damit sei das Gesetzgebungsziel „ele-
ganter“ zu erreichen und Streitigkeiten könnten 
vermieden werden (ebd.: 30). Für Thüsing (2009) 
würde allein der allgemeine arbeitsrechtliche 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ausreichen, um ei-
nen Schutz gegen Diskriminierung zu gewähren. 
Dieser schreibt vor, dass einzelne Beschäftigten-
gruppen bei Leistungen des Arbeitgebers nicht 
benachteiligt werden dürfen, sofern kein sachli-
cher Grund dafür vorliegt.

Insgesamt bleibt fraglich, unter welchen Um-
ständen eine Vorzugsbehandlung bzw. der Aus-
schluss einzelner Beschäftigtengruppen über-
haupt sachgerecht wäre (Roggemann 2010). Hier 
sind sowohl die Interessen der Unternehmen als 
auch der Arbeitnehmerschutz zu berücksichtigen. 
In den EU-Ländern, in denen breit angelegte Be-
teiligungsprogramme eingeführt wurden, sind 
neben speziellen Ausnahmeregelungen auch in-
dividuelle bzw. selektive Beteiligungsmodelle er-
laubt. Ausgeschlossen werden dürfen dort in der 
Regel kurzfristig Beschäftigte, wobei nicht die 
rechtliche Stellung des Mitarbeiters bzw. der Mit-
arbeiterin maßgeblich ist, sondern die Beschäfti-
gungsdauer. Diese Mindestbeschäftigungsdauer 
beträgt in Frankreich z. B. drei Monate, in Irland 
drei Jahre (Lowitzsch et al. (2009). Vor diesem 
Hintergrund erscheint die in Deutschland gel-
tende Mindestbeschäftigungsdauer von einem 
Jahr angemessen, wobei Auszubildende und Be-
schäftigte in der Probezeit in der Regel ausge-
schlossen werden. Damit ist jedoch nicht ohne 
Weiteres zu rechtfertigen, befristet Beschäftigte 
und Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer, 
die über einen längeren Zeitraum als ein Jahr in 
einem Unternehmen tätig sind und die gleichen 

Leistungen wie die Kernbelegschaft erbringen, 
auszuschließen (Roggemann 2010).

Übergangsregelung und Bestandsschutz
Auch zur im EStG festgelegten Übergangsrege-
lung wird kritisch Stellung bezogen. Der § 19 a 
EStG, in dem die steuerliche Förderung der Kapi-
talbeteiligung bis dato geregelt war, wurde mit 
dem MKBG aufgehoben. Für schon vor 2009 auf-
gelegte Beteiligungsprogramme wurde jedoch für 
eine Übergangszeit Bestandsschutz gewährt. D. h. 
der § 19 a EStG darf bis Ende 2015 weiterhin an-
gewendet werden, wenn die Vermögensbeteili-
gung vor dem 1. April 2009 überlassen wurde 
oder aufgrund einer am 31. März 2009 bestehen-
den Vereinbarung ein Anspruch auf die unent-
geltliche oder verbilligte Überlassung einer Ver-
mögensbeteiligung besteht sowie die Beteiligung 
vor dem 1. Januar 2016 überlassen wird. Im Rah-
men des Bestandsschutzes bleibt es beim steuer- 
und abgabenfreien Vorteil von 135 Euro, wenn 
die Voraussetzungen der Neuregelung nicht er-
füllt sind. Den Beteiligten in den Unternehmen 
steht es frei, ihre Vereinbarungen entsprechend 
anzupassen. Wurde eine Vermögensbeteiligung, 
die die Voraussetzungen der Neuregelung wie den 
Gleichbehandlungsgrundsatz oder das Freiwillig-
keitsprinzip erfüllt, bis zum 31. März 2009 über-
lassen, ist eine rückwirkende Korrektur der bishe-
rigen steuerlichen Behandlung durch den Arbeit-
geber möglich und in bestimmten Fällen vorge-
schrieben (BMAS 2009a; Deutscher Bundestag 
Drucksache 16/10531 2008). Damit ist die gleich-
zeitige Förderung nach altem und neuem Recht 
ausgeschlossen.

Lowitzsch et al. (2009) kritisieren die unter-
jährige Inkraftsetzung des MKBG. Für Unterneh-
men, die eine Vereinbarung zur Mitarbeiterka-
pitalbeteiligung vor Inkrafttreten des neuen Ge-
setzes, aber unter Erfüllung der Vorgaben des 
MKBG abgeschlossen hätten, sei wegen der erfor-
derlichen doppelten Abrechnung ein hoher Ver-
waltungsaufwand entstanden. Bundesrat (siehe 
Deutscher Bundestag Drucksache 16/10531 2008) 
und die Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft (2008c) hatten im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens angeregt, das neue Gesetz zum 
1. Januar 2009 in Kraft treten zu lassen.
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Leuner (2009a) bemängelt, dass die im Ge-
setz vorgesehene Übergangsregelung viel zu kurz 
bemessen worden wäre, um noch Beteiligungs-
programme alter Prägung aufsetzen zu können 
(zustimmender Bundesratsbeschluss war am 
13.2.2009, das Gesetz ist zum 1.4.2009 in Kraft 
gesetzt worden). Diese kurze Zeitspanne hätte es 
beispielsweise für große Unternehmen fast un-
möglich gemacht, z. B. Entgeltumwandlungsmo-
delle noch rechtzeitig zu beschließen, um die För-
derung nach altem Recht in Anspruch nehmen 
zu können. Unternehmen, die keine Mitarbeiter-
beteiligung „on top“ hätten gewähren wollen, 
wäre also nur ein sehr enger Zeitkorridor zuge-
standen worden.

Mitarbeiterbeteiligung als Weg der 
Unternehmensnachfolge 
Vielfach wird kritisch angemerkt, dass die The-
men „Unternehmensnachfolge“ und „Unterneh-
menssanierung“ im Zuge der Gesetzesreform und 
der politischen Diskussion bislang nicht ausrei-
chend berücksichtigt worden sind. Nach Meinung 
von Teilnehmerinnen und -teilnehmern der Ex-
pertenrunden ist die Übertragung von Eigentum 
bzw. Eigentumsanteilen auf die Belegschaft ein 
wichtiges Instrument zur Erleichterung der Un-
ternehmensnachfolge in KMU, insbesondere in 
Handwerksunternehmen. Eine spezifi sche Förde-
rung für die Beteiligung von Beschäftigten mit 
Blick auf Nachfolgeregelungen in KMU ist im 
 Gesetz aber nicht vorgesehen.

Als ein mögliches Modell für die Unterneh-
mensnachfolge wird von manchen Experten ein 
Employee Stock Ownership Plan (ESOP) genannt. 
Im Gegensatz zu der Übernahme eines Unterneh-
mens durch einen Private-Equity-Fonds als kurz-
fristiger Transaktion, die in erster Linie auf die 
Restrukturierung und den möglichst raschen 
Weiterverkauf des Unternehmens an einen Drit-
ten abziele, sei der ESOP als langfristiges und 
nachhaltiges Engagement anzusehen, das ein 
Weiterbestehen des Unternehmens sichere. Wäh-
rend die Übernahme durch einen Private-Equity-
Fonds das Vermögen einer kleinen Gruppe von 
Investoren mehre, sei der ESOP geeignet, die wirt-
schaftliche Sicherheit des Unternehmens und der 
Belegschaften zu erhöhen. Ein weiterer Vorteil 

des ESOP als Instrument der Rechtsnachfolge be-
stünde darin, dass diese Modelle speziell für nicht-
börsennotierte Unternehmen konzipiert seien 
(siehe ausführlich Lowitzsch 2009a). 

Neben dem ESOP als Lösungsmöglichkeit für 
das Problem der Unternehmensnachfolge wur-
den im Rahmen der Expertengespräche auch Ge-
nossenschaftsmodelle befürwortet. Wenn kein 
Nachfolger gefunden werde und die Schließung 
des Unternehmens verhindert werden solle, sei 
die Übernahme durch die Belegschaftsangehö-
rigen als Mitglieder einer zu gründenden Genos-
senschaft eine denkbare Option (siehe auch Vogt 
2011).

Mitarbeiterbeteiligung in der 
Unternehmenssanierung
In den Expertenrunden wurde mehrfach die For-
derung nach einer neuen Gesetzesinitiative geäu-
ßert, die insbesondere die steuerliche Behandlung 
von Kapitalbeteiligungen im Krisenfall themati-
siere. Es wurde bemängelt, dass die gesetzgeberi-
sche Realität hinter den praktischen Erfordernis-
sen der Stabilisierung und Stärkung von Unter-
nehmen durch eine Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
zurückbleibe. Das MKBG greife vor allem in Sa-
nierungsfällen zu kurz. Mitarbeiterbeteiligung 
kann in Verbindung mit einer bereits praktizier-
ten oder zumindest für die Zukunft glaubhaft zu 
entwickelnden partnerschaftlichen Unterneh-
mensführung ein auch kurzfristig effektives Mit-
tel der Krisenbewältigung sein, das notwendige 
Entlastungen für die Unternehmen bewirkt. Die 
sinnvolle Nutzung der Kapitalbeteiligung als Kom-
pensation für den Verzicht der Beschäftigten ist 
aber aufgrund der steuerrechtlichen und sons ti-
gen Beschränkungen bisher nur eingeschränkt an-
wendbar.

Mit der Aufnahme neuer bzw. erweiterter Be-
stimmungen in das Gesetz müsse den veränder-
ten Bedingungen im Rahmen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise Rechnung getragen werden. An 
den Gesetzgeber wurde appelliert, quasi als „Bau-
kasten für Praktiker“ Instrumente und Standard-
modelle zum Vorgehen bei einer Kapitalbeteili-
gung in Krisenfällen zu entwickeln. Ergebnisoffen 
in der Diskussion blieb jedoch die Frage, welche 
konkreten Bestimmungen/Vorgaben neben der 
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Ausweitung des Fördervolumens und der Mög-
lichkeit der nachgelagerten Besteuerung bei einer 
Kapitalbeteiligung im Krisenfall die Neuregelung 
enthalten solle.

Mitbestimmungsfragen
In der Diskussion wird grundsätzlich kritisiert, 
dass das MKBG keine Fragen des Betriebsverfas-
sungsrechts thematisiert. Da es vornehmliches 
Ziel des Gesetzgebers war, der Mitarbeiterbeteili-
gung neue Impulse zu geben, wäre es für Exper-
ten naheliegend gewesen, die Mitwirkungsrechte 
des Betriebsrats bei der Einführung einer Mitar-
beiterkapitalbeteiligung zu behandeln. Schließ-
lich weisen Beteiligungsmodelle in nicht uner-
heblichem Umfang arbeitsrechtliche Implika-
tionen auf. Hier ist etwa an mögliche Instrumente 
der Implementierung von Beteiligungsprogram-
men zu denken (Hans Böckler Stiftung 2009; Rog-
gemann 2010; Waas 2009).

Stattdessen bleibt die bisher gültige Rechtsla-
ge nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG bestehen. Da-
nach unterliegt die nähere Ausgestaltung eines 
Kapitalbeteiligungsmodells der Mitbestimmung 
des Betriebsrats – unabhängig davon, ob die Be-
teiligung den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
verbilligt oder kostenlos gewährt wird. Die grund-
sätzliche Entscheidung darüber, ob und mit wel-
chem fi nanziellen Gesamtvolumen eine Beteili-
gung angeboten wird, ist aber nicht mitbestim-
mungspfl ichtig. Hierbei handelt es sich um eine 
freiwillige Entscheidung des Arbeitgebers. Auch 
die Bestimmung der Laufzeit des Modells, der 
Umfang der vom Arbeit gebenden Unternehmen 
insgesamt bereitgestellten fi nanziellen Mittel und 
die Form der Leistungen (Barauszahlung oder in-
vestive Verwendung zu Zwecken der Vermögens-
bildung) sind nicht mitbestimmungspfl ichtig, sie 
liegen im Bereich der Entscheidungsfreiheit des 
Arbeitgebers.

Für Lowitzsch et al. (2009) wäre es durchaus 
angebracht gewesen, mit dem neuen Gesetz 
„Zweifelsfragen“ zu beantworten, die sich im 
Hinblick auf die Mitbestimmungs- und Mitwir-
kungsrechte des Betriebsrats ergeben. Eine Frage, 
die nicht eindeutig und abschließend zu beant-
worten sei, beziehe sich z. B. darauf, ob bei Rege-
lungen der Betriebsparteien, die eine Beteiligung 

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer be-
treffen – trotz § 88 Nr. 3 BetrVG, demzufolge 
Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbil-
dung durch freiwillige Betriebsvereinbarungen 
geregelt werden können – der Vorrang von Tarif-
verträgen zu beachten ist.

Darüber hinaus wird bemängelt, dass das 
MKBG neben fehlenden Regelungen auf betrieb-
licher Ebene auch tarifl iche Fragen ausspart. Es ist 
zwar bekannt, dass eine Mitarbeiterkapitalbetei-
ligung mit dem Tarifrecht im Einklang stehen 
muss (BMAS 2009a). Unklar bleibt aber z. B., ob 
die Tarifparteien eine grundsätzliche Regelungs-
kompetenz für Beteiligungsmodelle beanspru-
chen können (Waas 2009).

Schließlich scheint aus Sicht des DGB (2008) 
eine Mitbestimmung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter hinsichtlich der zu wählenden An-
lagestrategie der Mitarbeiterbeteiligungsfonds 
zwingend notwendig, um nicht nur die Attrakti-
vität, sondern auch die Bekanntheit und die Legi-
timation der Fonds innerhalb der Belegschaften 
zu steigern und die Interessen der Beschäftigten 
gegenüber dem Fondsmanagement zum Aus-
druck bringen zu können. Daher sieht der DGB in 
wirksamen Instrumenten einer Kontrolle und 
Überwachung des Fondmanagements durch die 
Beschäftigten der teilnehmenden Unternehmen 
und ihrer Gewerkschaften eine essentielle Vor-
aussetzung, um eine langfristige und nachhaltige 
Anlagepolitik des Fonds zu garantieren. Dies 
könnte im Rahmen eines für die Mitarbeiterbe-
teiligungsfonds neu zu installierenden Kontroll-
gremiums, z. B. in Form eines Beirats, erfolgen. 
Die Rechte und Pfl ichten sowie die personelle Zu-
sammensetzung eines solchen Gremiums wie 
auch Fragen der Haftung sollten vom Gesetzgeber 
festgelegt werden. Das Kontrollgremium sollte 
vor allem die Entscheidung über die Anlagestra-
tegie des Fonds treffen, die sich grundsätzlich an 
Kriterien der sozialen, gesellschaftlichen und 
ökologischen Verantwortung orientieren sollte.

Privatisierung von Staatsunternehmen 
Rückblickend ist festzustellen, dass die Privatisie-
rung von ehemaligen Staatsunternehmen in 
Deutschland in den letzten zwei Jahrzehnten 
nicht in umfassendem Maße genutzt worden ist, 
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Vorzugswürdigkeit nachzuweisen. „Die attrakti-
vere Förderung benachteiligt zum Beispiel die pri-
vate Altersvorsorge, wenn weniger Mittel in die 
ebenfalls staatlich unterstützte Riester- und Rü-
rup-Rente oder in die betriebliche Altersvorsorge 
fl ießen.“ (Scharnagel 2008) Auch Sparformen, für 
die der Sparerfreibetrag angewendet werden 
kann, oder Geldanlagen, für die keine steuerliche 
Vergünstigung geltend gemacht werden kann, 
seien im Nachteil. Von Seiten der Wirtschaftsver-
bände wird daher befürchtet, dass viele Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer fortan weniger 
Geld für die nach Ansicht der Verbände deutlich 
sichereren Altersvorsorge aufwenden. „Im Hin-
blick auf die demografi sche Entwicklung und das 
sinkende Leistungsniveau wäre dies jedoch eine 
falsche Weichenstellung.“ (zitiert nach Öchsner 
2010)

Auch die Arbeitsgemeinschaft für betriebli-
che Altersvorsorge (Aba) kritisiert die Regelungen 
des MKBG. In erster Linie wird durch die Mitar-
beiterbeteiligungsfonds eine erhebliche Konkur-
renz für die betriebliche Altersvorsorge befürch-
tet. „Die Arbeitnehmer können jeden Euro nur 
einmal ausgeben. Wenn Mitarbeiter künftig die 
Wahl zwischen einer betrieblichen Altersvorsorge 
und einem kurzfristig ausgelegten Mitarbeiter-
fonds haben, liegt der Gedanke nahe, dass sie sich 
für die Mitarbeiterfonds entscheiden – und damit 
ihre ganze Altersvorsorge aufs Spiel setzen.“ (zi-
tiert nach Petring/Röbisch 2010) Da die in den 
Kapitalbeteiligungen angesammelten Beiträge 
nicht zweckgebunden sind, so die Befürchtung, 
könnten sie schon nach kurzer Zeit in den Kon-
sum fl ießen und nicht zum Aufbau langfristigen 
Vermögens beitragen. Bei der betrieblichen Al-
tersvorsorge hingegen seien Auszahlungen vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres nicht erlaubt 
(Öchsner 2010).

Leuner (2009a) und Thüsing (2009) hinge-
gen sprechen sich für eine stärkere Verknüpfung 
von Mitarbeiterbeteiligung und Altersvorsorge 
aus, um synergetische Effekte zu erzielen. Leuner 
(2009a) schlägt z. B. die Möglichkeit einer Bar-
lohnumwandlung von Gehaltsbestandteilen 
(brutto für netto) in eine Mitarbeiterkapitalbetei-
ligung vor, die dann spätestens mit Eintritt ins 
Rentenalter (brutto für netto) in eine betriebliche 

um eine gerechte Verteilung zu erreichen. In die-
sem Zusammenhang wird kritisiert, dass in dem 
neuen Gesetz ein Passus fehlt, wonach staatliche 
bzw. kommunale Eigentümer von Unternehmen 
der öffentlichen Hand verpfl ichtet werden, im 
Falle einer Privatisierung einen festgelegten An-
teil des Unternehmenskapitals als Kapitalbeteili-
gung der Beschäftigten vorzusehen (siehe aus-
führlich Roggemann 2010, 2011).

Mitarbeiterbeteiligung und Altersvorsorge
Umstritten in der allgemeinen Diskussion ist das 
Verhältnis der fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung 
zur Altersvorsorge. Die Begründung zum MKBG 
nennt als ausdrückliche Zielsetzung für die Mitar-
beiterkapitalbeteiligung, nicht in Konkurrenz zur 
betrieblichen oder privaten Altersvorsorge zu tre-
ten (Deutscher Bundestag Drucksache 16/10531 
2008). Hiermit wurde einer Forderung von 
SPD-Parteivorstand und SPD-Bundestagsfraktion 
(2007) entsprochen, während sich CDU und CSU 
(2007) im Vorwege des Gesetzgebungsverfahrens 
für die Möglichkeit einer Überführung der Betei-
ligung in Altersvorsorgepläne eingesetzt hatten. 
Auch die FDP hatte in ihrem Änderungsantrag 
gefordert, die Trennung zwischen Mitarbeiterbe-
teiligung und betrieblicher Altersvorsorge aufzu-
heben und für beide Formen gleiche Förderregeln 
festzulegen (Deutscher Bundestag Drucksache 
16/9337 2008).

Nach einer Stellungnahme der Spitzenver-
bände der deutschen Wirtschaft (2008a) hätte die 
Regierung grundsätzlich auf die Förderung von 
Kapitalbeteiligungen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verzichten und stattdessen die 
frei gewordenen fi nanziellen Mittel zur Förde-
rung der Altersvorsorge der Beschäftigten nutzen 
sollen. Zur Begründung heißt es, dass die fi nan-
ziellen Möglichkeiten der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, in die Altersvorsorge oder in 
Beteiligungsmodelle zu investieren, begrenzt sei-
en. Viele Beschäftigte müssten sich daher für eine 
der beiden Möglichkeiten entscheiden. 

Vertreter arbeitgebernaher Wirtschaftsfor-
schungsinstitute bemängeln, dass mit den im 
MKBG festgelegten steuerlichen Regelungen Ka-
pitalbeteiligungen gegenüber anderen Sparfor-
men begünstigt würden, ohne deren besondere 



39

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

8 Ein solcher Ansatz ist das von Lowitzsch und Kudert entwickelte und im Rahmen der Deutschland-Konferenz zur fi nanziellen Mitarbei-
terbeteiligung am 30. Mai 2011 in Frankfurt/Oder vorgestellte Modell „Deutscher ESOP zur Unternehmensnachfolge“. Das Modell sieht 
die Gründung einer Treuhand-GmbH vor, mit der die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen Treuhandvertrag abschließen und 
gleichzeitig eine Treugebereinlage leisten. Die Treuhand GmbH wiederum gründet eine ESOP-Holding GmbH, die Unternehmensanteile 
des Altgesellschafters erwirbt. Das Modell setzt an den bestehenden steuerlichen Fördersätzen an, bezieht aber aufgrund seiner spezifi -
schen Konstruktion zukünftige weitere Steuervorteile für Unternehmen und Beschäftigte mit ein.

Altersversorgung umgewandelt werden kann. Der 
Vorschlag sieht also eine lohnsteuerneutrale und 
sozialversicherungsfreie Umschichtung von Ent-
gelt und Vermögen vor, wenn Beschäftigte in eine 
Mitarbeiterbeteiligung oder von dort in eine be-
triebliche Altersvorsorge investieren. Der Vorteil 
dabei wäre, dass erst im Zeitpunkt der späteren 
Ausschüttung der Mitarbeiterbeteiligung oder der 
Rentenauszahlung Lohnsteuern und Sozialversi-
cherungsabgaben anfallen würden. Auch wenn 
dies kurzfristig Steuermindereinnahmen verursa-
chen würde, könnte langfristig sogar mit Steuer-
mehreinnahmen zu rechnen sein, da nach An-
sicht von Leuner eine größere Zahl von Unter-
nehmen die Vorteile nutzen und eine Mitarbei-
terbeteiligung anbieten wollte.

Kommunikations- und Vermittlungsbedarf
Die Diskussion im Rahmen der Expertengesprä-
che hat vor allem gezeigt, dass es aus Sicht der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Umset-
zung des neuen Gesetzes noch erheblichen Kom-
munikations- und Vermittlungsbedarf gegenüber 
der Wirtschaft gibt. Seit Einführung des Gesetzes 
habe es insbesondere an einer umfassenden In-
formationskampagne seitens der Politik gefehlt. 
Denn die möglichen positiven Wirkungen von 
Beteiligungsmodellen (bessere Motivation, höhe-
re Produktivität, stärkere Bindung an das Unter-
nehmen etc.), werden in der Wirtschaft zwar er-
kannt, aber die Idee überbetrieblicher Umset-
zungsmodelle scheint vielen Unternehmen zu 
kompliziert. Bislang liegen keine systematischen 
Forschungsarbeiten zu den Auswirkungen des 
neuen Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetzes vor. 

In allen drei Expertenrunden wurde deutlich 
gemacht, dass trotz der neuen gesetzlichen Be-
stimmungen gerade kleine und mittlere Unter-
nehmen in Deutschland – im Unterschied zu den 

großen Aktiengesellschaften – immer noch deut-
lich schlechtere Ausgangsbedingungen bei der 
Einführung einer Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
haben. Dies ist vor allem auf die gesellschafts-
rechtlichen und administrativen Restriktionen 
zurückzuführen. Ein weiteres Problem wird darin 
gesehen, dass gerade inhabergeführte Unterneh-
men häufi g kein Interesse an Mitspracherechten 
der Beschäftigten hätten, die mit einer Kapitalbe-
teiligung verknüpft sind. Daher wird gerade für 
diese Unternehmen Vermittlungs- und Informa-
tionsbedarf mit Blick auf die mit Beteiligungssys-
temen verbundenen Vorteile für Beschäftigte und 
Unternehmen gesehen. 

Der Weg zu einer erfolgreichen Umsetzung 
kann aber nicht nur über eine Forderung nach 
noch stärkerer fi nanzieller Förderung gehen. 
Wichtig ist vor allem eine gemeinsame Diskussi-
on von Politik und Sozialpartnern zur Verwirkli-
chung von mehr positiven Beispielen auf Unter-
nehmensebene. Es gilt, Modelle zu identifi zieren, 
die auf die jeweiligen Bedingungen von KMU 
übertragen werden können.8

Allgemeiner Konsens in der Diskussion in 
den Expertenrunden bestand darin, dass – unab-
hängig von der Beteiligungsform – nur ein nach-
haltiges und zukunftsorientiertes Unternehmens-
konzept Basis für ein Mitarbeiterbeteiligungssys-
tem sein kann. Dabei wurde betont, dass es vor 
allem eines politischen Willens der Parteien und 
Sozialpartner bedarf, um dem Thema fi nanzielle 
Mitarbeiterbeteiligung in der öffentlichen Dis-
kussion neue Impulse zu geben. Dieser Grund-
konsens ist notwendig, um überhaupt neue bzw. 
erweiterte Bestimmungen in das Gesetz aufzu-
nehmen, beispielsweise mit Blick auf die Erarbei-
tung konkreter Instrumente und Standardmodel-
le zum Vorgehen bei einer Kapitalbeteiligung in 
Krisenfällen.
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5.1 Hintergrund: Beteiligung in der 
 Krise als „Tauschgeschäft“

In der Wirtschafts- und Finanzkrise hat die Dis-
kussion um Ziele und Funktionen der Mitarbei-
terbeteiligung eine neue Ausrichtung und neue 
Zielsetzungen bekommen. Stand in den voraus-
gegangenen Jahren des Aufschwungs noch die 
Teilhabe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer am wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen 
im Vordergrund, so wurde nun darüber disku-
tiert, ob eine fi nanzielle Beteiligung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter am Kapital der Un-
ternehmen ein möglicher Lösungsansatz zur Kri-
senbewältigung (neben anderen) sein kann. Bei 
Schaeffl er, Opel oder Daimler beispielsweise hat-
ten Unternehmensleitungen, IG Metall und Be-
triebsräte im Jahr 2009 aktiv damit begonnen, 
entsprechende Mitarbeiterbeteiligungsmodelle zu 
verhandeln (siehe z. B. Seiwert 2009; Freiberger 
2009). Die Krise hatte viele Unternehmen in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten gebracht. Die Liqui-
dität musste gestärkt und Kosten mussten kurz-
fristig reduziert werden, um drohende Entlassun-
gen zu vermeiden. In diesem Zusammenhang 
wurde eine Kapitalbeteiligung als ein weiteres In-
strument in Betracht gezogen, um das Überleben 
der Unternehmen zu sichern und Beschäftigung 
zu erhalten. Die Grundidee war, durch einen Ver-
zicht der Beschäftigten bei Entgeltbestandteilen, 
Erfolgsbeteiligungen sowie zukünftigen Tarifer-
höhungen die Eigenkapitalbasis und die Liquidi-
tät der Unternehmen zu stärken. Als Gegenleis-
tung sollten die Beschäftigten Anteile am Unter-
nehmen erhalten (siehe z. B. Apitzsch 2009; Rog-
gemann 2010; Steinhaus 2010).

In die Praxis umgesetzt wurden diese Model-
le jedoch nicht. In der Diskussion der Experten-
gespräche wurde neben der schnellen Konjunk-
turerholung ein Grund in der aktuellen steuerli-

chen Behandlung der Beteiligung (insbesondere 
in der Anfangsbesteuerung) gesehen. Steuerliche 
Aspekte waren z. B. für das Scheitern des Beteili-
gungsmodells bei der Daimler AG ausschlagge-
bend. Auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise 
im Jahr 2009 wollte der Konzern die für 2008 zu-
gesagte Erfolgsbeteiligung in Höhe von ca. 1.900 
Euro pro Beschäftigten aufgrund der angespann-
ten Situation im Jahr 2009 nicht auszahlen, son-
dern in Form einer Kapitalbeteiligung im Unter-
nehmen „stehen lassen“. Dieses Vorhaben schei-
terte jedoch, weil für jeden Beschäftigten Steuern 
und Sozialabgaben für die Zuweisung in die Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung fällig geworden wären, 
obwohl die Beschäftigten keinen fi nanziellen Zu-
fl uss gehabt hätten. Die Umsetzung des in der 
Planung am weitesten vorangetriebenen Mitar-
beiterbeteiligungsmodells – im Fall Opel – schei-
terte letztlich vor allem daran, dass die Konzern-
mutter General Motors vom Verkauf bzw. dem 
Vorhaben einer größeren Eigenständigkeit von 
Opel in Europa wieder Abstand genommen hatte 
(siehe z. B. Schwarz 2009). 

Gleichwohl spricht sich die IG Metall dafür 
aus, in Krisensituationen die Möglichkeit einer 
Kapitalbeteiligung grundsätzlich in Betracht zu 
ziehen – unter der Maßgabe: faires Tauschgeschäft 
statt einseitigem Verzicht (Huber 2009). Auch der 
ehemalige IGBCE-Vorsitzende Schmoldt hatte 
sich für die Idee der Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
zur Rettung von Unternehmen in der Krise stark 
gemacht (Creutzburg 2009a). Hier zeigt sich, dass 
vor allem durch die Erfahrungen mit der Finanz- 
und Wirtschaftskrise eine weitere Öffnung der 
gewerkschaftlichen Diskussion über Möglichkei-
ten der Mitarbeiterkapitalbeteiligung erkennbar 
geworden ist.

Die Arbeitgeberverbände sehen die Option 
einer Kapitalbeteiligung der Belegschaft in Sanie-
rungssituationen grundsätzlich eher kritisch. Hier 

5. Krisenbewältigung und Aufbau neuer Perspektiven durch 
 Mitarbeiterbeteiligung?
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9 Dass eine Mitarbeiterbeteiligung ein Stabilisierungsmechanismus für Unternehmen in der Krise sein kann, zeigt eine Studie von Lampel/
Bhalla/Jha (2010). Der Untersuchung zufolge sind britische Unternehmen, die ein Kapitalbeteiligungsmodell praktizieren, in Krisen 
wirtschaftlich stabiler, leistungsstärker und weniger insolvenzgefährdet als konventionell strukturierte bzw. rein auf Shareholder Value 
ausgerichtete Unternehmen. Aus der Studie geht auch hervor, dass sich Formen der Mitarbeiterbeteiligung insbesondere bei KMU und 
in wissens- und kompetenzintensiven Branchen als vorteilhaft erweisen.

geht es vor allem um die Frage der Höhe der Ge-
genleistung der Beschäftigten für den Entgeltver-
zicht. Nach Einschätzung von Verbandsvertretern 
ist das Tauschgeschäft bereits erfüllt, wenn ein 
Unternehmen im Gegenzug zum Lohn- und Ge-
haltsverzicht einen Kündigungsverzicht aus-
spricht und trotz Sparzwangs Arbeitsplätze erhält. 
Ein grundsätzlicher Anspruch auf eine „doppelte 
Gegenleistung“ oder eine „doppelte Entschädi-
gung“ in Form einer zusätzlichen Mitarbeiter-
beteiligung neben der Beschäftigungssicherung 
wird demnach abgelehnt (Creutzburg 2009b; o.V. 
2009).

Tatsächlich ist die Einführung eines Mitar-
beiterbeteiligungsmodells in der Krise bisher eher 
selten zu beobachten (Kirsch 2011). Neben den 
genannten Gründen ist hierfür häufi g auch aus-
schlaggebend, dass es schwierig ist, viele Einzel-
interessen der Beschäftigten zu einer einzigen In-
teressengruppe zusammenzubringen, die sich 
dann auf ein Ziel einigt: den Kauf des Unterneh-
mens mit allen Risiken und Chancen.9

5.2 Konzepte und Vorschläge der 
 Debatte im Urteil der Expertenrunde

In der Debatte der vergangenen zwei Jahre sind 
einige Vorschläge zur Nutzung von Kapitalbeteili-
gungsmodellen als Lösungsansatz in Krisenfällen 
diskutiert worden. Im Kern beziehen sich die Vor-
schläge auf eine Ausweitung der steuerlichen Be-
günstigung.

5.2.1 SPD-Konzept „Eckpunkte einer 
 Mitarbeiterbeteiligung in Sanierungsfällen“

Auf dem Höhepunkt der Wirtschafts- und Finanz-
krise und kurz vor der Bundestagswahl im Jahr 
2009 hatten der damalige Bundesminister für Ar-
beit und Soziales Scholz und der damalige Finanz-
minister Steinbrück ein Konzept über „Eckpunkte 

einer Mitarbeiterbeteiligung in Sanierungsfällen“ 
vorgelegt, wonach Möglichkeiten geschaffen wer-
den sollten, sanierungsbedürftige, aber gleichzei-
tig sanierungsfähige Unternehmen durch Beiträ-
ge der Beschäftigten in Form eines Entgeltver-
zichts zu erhalten (BMAS 2009c). Das Modell 
sollte nur in solchen Fällen zum Einsatz kommen, 
in denen ein Unternehmen trotz guter Produkte 
und gegebener Wettbewerbsfähigkeit allein auf-
grund der schlechten Wirtschaftslage in Schwie-
rigkeiten geraten ist. Mit dieser Bedingung sollten 
generelle steuerliche Mitnahmeeffekte ausge-
schlossen werden.

Ausgangspunkt des Vorschlages war die Er-
kenntnis der SPD-Politiker, dass die neuen Rege-
lungen zur Mitarbeiterkapitalbeteiligung für Un-
ternehmen in der Krise nicht ausreichten. Die 
steuerliche Förderung der Überlassung von Mit-
arbeiterkapitalbeteiligungen nach § 3 Nr. 39 EStG 
setzte damals noch voraus, dass es sich dabei um 
eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers handeln 
müsse, die zusätzlich zum Arbeitslohn bzw. -ge-
halt erbracht wird. Nach damaliger Auffassung 
der SPD-Politiker richtete sich das Erfordernis der 
„Zusätzlichkeit“ im Krisenfall aber gegen die In-
teressen der Beschäftigten, da die Anwendung 
von § 3 Nr. 39 EStG ausgeschlossen sei. Daher 
könnten die im EStG zugrundegelegten Förder-
höchstbeträge von 360 Euro pro Mitarbeiter bzw. 
Mitarbeiterin und Jahr den notwendigen Sanie-
rungsbeiträgen nicht gerecht werden.

Konkret wurde vorgeschlagen, dass Beteili-
gungen bis zu einer Höhe von 12.000 Euro pro 
Beschäftigten und Jahr zunächst steuerlich freige-
stellt werden. Die Umwandlung sollte so ausge-
staltet werden, dass es zu keiner Belastung in der 
Bilanz des Unternehmens kommt und die Fremd-
fi nanzierungsmöglichkeiten des in Schiefl age ge-
ratenen Unternehmens verbessert werden. Die 
fälligen Sozialversicherungsbeiträge sollten bis 
zur „Rückumwandlung“ der Beteiligung in Bar-
lohn (z. B. bei Veräußerung oder Rückzahlung an 
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den Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin ein-
schließlich der daraus erzielten Erträge) gestun-
det werden. Erst dann sollte die Steuer- und Bei-
tragspfl icht ausgelöst werden.

Um Rechtssicherheit für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und die Unternehmen zu 
schaffen, war geplant, unmittelbar nach der Bun-
destagswahl 2009 entsprechende steuer- und so-
zialversicherungsrechtliche Änderungen auf den 
Weg zu bringen. Die Neuregelung sollte ab Januar 
2010 in Kraft treten und Ende 2013 auslaufen 
(Hulverscheidt 2009). Diese Gesetzespläne wur-
den durch die schwarz-gelbe Koalition nicht um-
gesetzt.

5.2.2 CDU/CSU-FDP-Regierung: Änderung 
 des Entgeltumwandlungsverbots 

Mit der Umsetzung einer EU-Vorgabe wurde das 
Entgeltumwandlungsverbot im Frühjahr 2010 ge-
ändert. Seitdem kann der Steuerfreibetrag von 
bis zu 360 Euro pro Person und Jahr zumindest 
auch für die Überlassung von Beteiligungen an 
Beschäftigte in Anspruch genommen werden, 
wenn die Beteiligung durch eine Entgeltum-
wandlung zustande gekommen ist (AGP-Mittei-
lungen 1/2010). Die Neuregelung soll insbeson-
dere Unternehmen in Krisensituationen zugute-
kommen, die ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern im Zuge einer Entgeltumwandlung eine 
Beteiligung am Unternehmen gewähren wollen.

Aus Expertensicht bleibt diese Änderung der 
gesetzlichen Förderbedingungen aber unzurei-
chend: „Das haushaltspolitische Korsett ist offen-
bar auch für bekannterweise sinnvolle Maßnah-
men in diesem Bereich zu eng“ (Kersting/Kut-
scher 2011: 373). Es wird bemängelt, dass der 
Freibetrag sozialversicherungsrechtlich nach wie 
vor nicht im Fall einer Entgeltumwandlung ge-
währt wird und der fi nanzielle Ausgleich für Be-
schäftigte, die möglicherweise auf Gehaltsbe-
standteile verzichten, nicht effektiv ist. Die aktu-
ell geltenden steuerlichen Freibeträge sind zu ge-
ring, um für die einkommensteuerpfl ichtigen 
Beschäftigten attraktive Anreize zur Beteiligung 
am Kapital der Unternehmen im Sanierungsfall 
zu schaffen. Denn der Wert der Unternehmens-
anteile muss von den Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern als Einkommen versteuert werden. Ne-
ben dem ohnehin geleisteten fi nanziellen Ver-
zicht der Beschäftigten z. B. auf Sonderzahlungen 
und/oder kommende Tariferhöhungen würde 
dies gleichzeitig bedeuten, dass sie auf den Groß-
teil der Beteiligungen Steuern und Abgaben zu 
entrichten hätten. Davon sind Beschäftigte und 
Betriebsräte schwer zu überzeugen. Der Arbeitge-
ber wiederum muss auch in schwierigen wirt-
schaftlichen Situationen zusätzliche Sozialversi-
cherungsabgaben bewältigen. 

Eine mögliche Lösungsoption für dieses 
„Problem“ könnte eine nachträgliche Besteue-
rung der Beteiligung sein, bei der Steuern und So-
zialabgaben auf die erhaltenen Anteile erst zum 
Zeitpunkt der tatsächlichen Auszahlung (oder 
dem Verkauf) der Beteiligung fällig werden.

5.2.3 Das DGB-Konzept „Belegschaftskapital 
 als attraktiver Baustein einer Krisenlösung“

Auch der DGB hat einen konkreten Vorschlag zur 
Bewältigung von Krisen mit Hilfe von Mitarbei-
terbeteiligung entwickelt (Hexel 2010). Das DGB-
Vorstandsmitglied Hexel spricht sich für eine 
stärkere Nutzung der Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung zur Stabilisierung von Unternehmen in Kri-
senfällen aus. Demnach könne „gebündeltes Be-
legschaftskapital“ dazu beitragen, Liquidität und 
Eigenkapital zu stärken und die Kreditabhängig-
keit der Unternehmen zu vermindern. Gerade die 
Erfahrungen mit der Wirtschafts- und Finanzkri-
se hätten gezeigt, wie wichtig eine solide Ausstat-
tung mit Eigenkapital und eine nachhaltige Un-
ternehmensstrategie sind. Dabei geht es im DGB-
Konzept zunächst um eine kurzfristige Krisenlö-
sung durch eine Mitarbeiterkapitalbeteiligung, 
im Weiteren aber auch um eine generelle Einbe-
ziehung der Belegschaften und Arbeitnehmerver-
tretungen in die Entwicklung der Unternehmen. 
Es geht ausdrücklich nicht um eine Form der 
„Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand“. 

Im Konzept wird betont, dass die unter-
schiedlichen Rollen von Eigentümern, Managern 
sowie Beschäftigten und Arbeitnehmervertretun-
gen nicht aufgehoben werden sollen. Vielmehr 
sei ein faires Tauschgeschäft statt einseitiger Ver-
zichtsleistung der Beschäftigten wichtig. Gerade 
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10 Im Rahmen des Expertengespräches verwies Hexel in diesem Zusammenhang auch auf die spanische, genossenschaftlich organisierte 
Unternehmensgruppe Mondragon, die in verschiedenen Sektoren (u. a. Maschinenbau, Automobilindustrie, Banken und Versicherun-
gen) tätig ist. Mondragon sei ein gutes Beispiel für „neue Sozialpartnerschaften“ im Sinne einer gerechten Teilhabe der Beschäftigten am 
Haben und Sagen im Betrieb. Mit über 85.000 Beschäftigten ist Mondragon die größte Unternehmensgruppe des Baskenlandes und das 
siebtgrößte Unternehmen in Spanien. Von den 265 eigenständigen Unternehmen sind 120 rechtlich selbstständige Genossenschaften. 
Im Baskenland sind 32.000 der 33.000 Beschäftigten Mitglieder der Genossenschaft und damit Eigentümer ihrer Betriebe. Gleichzeitig 
werden sie durch demokratische Abstimmungsprozesse in die Entscheidungen des Führungspersonals eingebunden. Befi ndet sich ein 
Betrieb in fi nanziellen Schwierigkeiten, können sie mit Zustimmung der Beschäftigten durch Lohnverzicht stabilisiert werden. Erwirt-
schaftete Erlöse werden reinvestiert (siehe hierzu auch Eich/Hexel/Thannisch 2010).

11 Ein ähnliches Konzept hatte der ehemalige IGBCE-Vorsitzende Schmoldt vorgeschlagen. Dieser hatte im Jahr 2009 angeregt, für den 
Erwerb von Mitarbeiterkapitalanteilen im Insolvenzfall einen stark erhöhten Freibetrag bei Steuern und Sozialabgaben von bis zu 15.000 
Euro zu gewähren. Dieser sollte nur für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insolventer Unternehmen gelten und nur einmalig ge-
nutzt werden. Erst wenn die Anteile zukünftig Erträge abwerfen sollten oder mit Gewinn verkauft würden, sollten Steuern anfallen 
(Creutzburg 2009a).

im Sanierungsfall sollten Beschäftigte weder ohne 
Gegenleistung auf Einkommen verzichten noch 
unkalkulierbare Risiken eingehen. Von einer spä-
teren Wertsteigerung sollten sowohl Alteigentü-
mer als auch die beteiligten Beschäftigten profi -
tieren können.10 

Um pragmatische Beteiligungslösungen un-
abhängig von der Rechtsform der Unternehmen 
zu fördern, spricht sich der DGB dafür aus, die 
steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen zu verändern. Wenn Beleg-
schaften Arbeitszeit oder Einkommensansprüche 
in eine Kapitalbeteiligung umwandeln, fallen nach 
aktueller Rechtslage Lohnsteuer und Sozialversi-
cherungsbeiträge an. Wenn sich Beschäftigte im 
Sanierungsfall engagieren, dürfen sie laut DGB 
nicht durch zusätzliche Steuern und Abgaben be-
lastet werden. Die Vorschläge des DGB sehen da-
her vor, dass im Krisen- bzw. Sanierungsfall die 
Beschäftigten der betroffenen Unternehmen auf 
dem Wege einer durch die Tarifvertragsparteien 
geregelten Entgeltumwandlung bis zu 12.000 
Euro pro Jahr steuer- und sozialabgabenfrei im 
Unternehmen „stehen lassen“ können. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter erwerben dafür 
Anteile am Unternehmen. Durch die Beteiligung 
am Sanierungserfolg sollen Zugeständnisse bei 
Gehalt oder Arbeitszeit langfristig kompensiert 
werden. Die Stimmrechte der Anteile werden z. B. 
in einer Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaft ge-
bündelt und gegenüber dem Unternehmen reprä-
sentiert. Unkalkulierbare Risiken sollen jedoch 
nicht eingegangen werden.11 

Neben diesem sogenannten „Freibetragsmo-
dell“ sieht ein Alternativvorschlag des DGB vor, 
die Lohnsteuer in Form einer nachgelagerten Be-

steuerung erst bei Veräußerung bzw. Ausübung 
der eingeräumten Beteiligung durch den Beschäf-
tigten zu erheben („Stundungsmodell“). Dies soll 
auch für Dividenden/Zinsen auf die Beteiligung 
gelten. Dementsprechend sei der § 3 Nr. 39 EStG 
zu ändern.

5.3 Unternehmensbeispiele – Was lässt 
 sich aus den Erfahrungen lernen?

Einer der ersten und prominentesten Fälle einer 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung ist die Geschichte 
der Pfalz-Flugzeugwerke in Speyer, der heutigen 
PFW Aerospace AG (siehe ausführlich z. B. 
Apitzsch 2009). 1996/1997 sollte das Werk im 
Rahmen des Airbus-Restrukturierungsprogramms 
„Dolores“, das die frühere Luftfahrtsparte von 
Daimler-Benz betraf, geschlossen werden. Unter 
Mitwirkung des Betriebsrats des Unternehmens 
konnte jedoch ein Konzept zum Erhalt des Stand-
ortes entwickelt werden. Dieses sah die vorüber-
gehende Übernahme des Werks durch die Beleg-
schaft (als Aktionäre) vor, bis ein neuer Investor 
gefunden wurde. Den neuen Belegschafts-Eigen-
tümern wurde von Airbus eine Fertigungsauf-
tragsgarantie für die folgenden drei Jahre gege-
ben. In den ersten Jahren der Fortführung des 
Unternehmens durch die Belegschaft wurden 
gute Geschäftsergebnisse erzielt, so dass sich auch 
die Aussichten für eine Übernahme durch einen 
neuen Investor verbessert hatten. Vier Jahre nach 
dem drohenden Aus wurde mit dem Finanzin-
vestor Safeguard schließlich ein Käufer für das 
Unternehmen gefunden. Mit der Übernahme 
durch den Investor wurde der Aufschwung des 
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Unternehmens fortgesetzt. Beschäftigte das Un-
ternehmen damals 522 Mitarbeiter, zählt das Un-
ternehmen mit Niederlassungen u. a. in Frank-
reich und der Türkei heute rund 2.700 Beschäftig-
te, davon sind 1.200 Beschäftigte in Speyer tätig.

Ein öffentlich diskutiertes Beispiel der zu-
rückliegenden Wirtschafts- und Finanzkrise ist 
das Konzept der Mitarbeiterbeteiligung, das bei 
Opel entwickelt, aber letztendlich nicht umge-
setzt wurde (siehe ausführlich z. B. Seiwert 2009). 
In den damaligen Verhandlungen der IG Metall 
und dem Opel-Betriebsrat mit dem potenziellen 
neuen Investor, dem kanadisch-österreichischen 
Automobilzulieferer Magna, wurde darüber dis-
kutiert, nach einer Umwandlung von Opel 
Deutschland in eine Aktiengesellschaft die Beleg-
schaft mit rund 10 Prozent am Aktienkapital zu 
beteiligen. Zu diesem Zweck war bereits eine Ak-
tiengesellschaft mit dem Namen „Vorratsgesell-
schaft 4“ gegründet worden. Diese sollte rechtli-
cher Eigentümer werden und gleichzeitig die 
Anteile der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Opel treuhänderisch verwalten. Die Opel-Mitar-
beiterinnen und -Mitarbeiter sollten selbst keine 
Aktien erhalten, sondern einen Anspruch auf Ak-
tien, d. h. das Recht, den Gegenwert in Geld zu 
bekommen. Diese Konstruktion wurde gewählt, 
um steuerliche Vorteile nutzen zu können. Für 
den Aktienerwerb wären zwar Einkommensteu-
ern fällig gewesen, auf die schuldrechtlichen An-
sprüche wären hingegen keine Steuern angefal-
len, weil die Ansprüche steuerrechtlich nicht als 
Wert an sich, sondern als Chance auf künftige Ka-
pitaleinkünfte betrachtet werden. Zur Finanzie-
rung der Beteiligung an Opel durch die Beleg-
schaft wären Betriebsrat und IG Metall bereit ge-
wesen, zukünftige Tariferhöhungen sowie das 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld in Unternehmens-
anteile umzuwandeln. Hätte der neue Investor 
Einsparungen zulasten der Beschäftigten durch-
setzen wollen, hätte dies nach Plänen der IG Me-
tall in Form von Anteilen vergütet werden sollen. 
Die Arbeitnehmerseite war grundsätzlich bereit 
gewesen, Werte bis zu einer Höhe von 1,2 Milliar-
den Euro einzubringen. Der Aufsichtsrat der Vor-
ratsgesellschaft sollte mit einem Steuerrechts-
experten, einem Vertreter der IG Metall und vier 

Vertretern des Opel-Betriebsrats besetzt werden. 
Als Aktionäre sollten die Betriebsratsvorsitzenden 
der vier Opel-Standorte in Rüsselsheim, Bochum, 
Kaiserslautern und Eisenach fungieren.

Ein aus heutiger Sicht erfolgreicher Fall der 
Einführung eines Beteiligungsmodells aus einer 
Unternehmenskrise heraus ist das Beispiel der 
Flachglas Wernberg AG (siehe ausführlich z. B. 
Hexel 2010). Das Unternehmen, das heute 650 
Beschäftigte hat, war bis 1999 im Besitz der Flach-
glas AG, einer Tochtergesellschaft der Pilkington 
AG. Im Rahmen einer strategischen Neuausrich-
tung des Konzerns im Jahr 1997 sollte die Glas-
verarbeitung und -veredelung im Werk Wernberg 
ausgegliedert werden. Zu diesem Zeitpunkt 
schrieb der Standort nach einer bereits durchge-
führten Teilrestrukturierung zwar wieder schwar-
ze Zahlen, das vorgegebene Ziel des Konzern, am 
Standort eine Umsatzrendite von 15 Prozent zu 
erzielen, konnte jedoch nicht erreicht werden. 
Daraufhin stoppte der Konzern seine Investitio-
nen in Wernberg und suchte einen Kaufi nteressen-
ten für das Werk. Die Gefahr einer kompletten 
Werksschließung vor Augen, entwickelten der Be-
triebsrat und die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer daraufhin mit Unterstützung der IG BCE 
ein Konzept der Mitarbeiterbeteiligung. Da die 
Pilkington AG das Modell als eine realistische 
 Alternative zum Verkauf ansah, stoppte sie die 
Verhandlungen mit potenziellen Käufern. Das 
Ziel des Konzerns, das Werk vollständig aus der 
Bilanz herauszulösen, blieb jedoch bestehen. Aus 
der  ursprünglichen Idee der Arbeitnehmerseite, 
eine Mitarbeiterbeteiligung zu realisieren, wurde 
schließlich ein Konzept eines Belegschafts-Buy-
Outs, d. h. einer mehrheitlichen Übernahme des 
Werkes durch die Belegschaft. So ging die Flach-
glas Wernberg GmbH im Jahr 1999 für einen 
Kaufpreis von 3,7 Millionen DM zu 51 Prozent in 
den Besitz einer Mitarbeiterbeteiligungsgesell-
schaft (in Form einer GmbH) über. Diese wieder-
um ist vollständig im Besitz einer Mitarbeiter 
GbR, an der die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer u. a. stille Beteiligungen halten. Zur 
 Übernahme des Unternehmens brachten die Be-
schäftigten in einem Zeitraum von sechs Jahren 
insgesamt jeweils 800 DM ein (unter Nutzung der 
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Förderung im Rahmen des VermBG). Seit der 
Gründung des neuen Unternehmens hat sich der 
Standort erfolgreich entwickelt. Im Jahr 2009 er-
folgte sogar die Übernahme des Schweizer Toch-
terunternehmens der Pilkington Deutschland AG.

Trotz dieser positiven Erfahrungen ist klar, 
dass es für Systeme der Mitarbeiterbeteiligung in 
der Krise bislang nicht „die Generallösung“ gibt. 
Bei den bestehenden Modellen der Mitarbeiter-
beteiligung im Sanierungsfall handelt es sich in 
der Regel um komplexe Einzelfälle, die vor dem 
Hintergrund der spezifi schen Problemsituation, 
der speziellen betrieblichen Rahmenbedingun-
gen (wirtschaftlich, juristisch, kulturell), aber 
auch in Bezug auf die Rechtsform und Größe der 
jeweiligen Unternehmen entwickelt worden sind. 
Jeder Fall muss einzeln bewertet werden. So ist 
beispielsweise eine wachstumsbedingte Liquidi-
tätsschwäche anders zu beurteilen als eine struk-
turelle Ertragsschwäche. 

Es bleibt eine große Herausforderung, Be-
schäftigte, die einen fi nanziellen Verzicht üben, 
am Kapital der Unternehmen zu beteiligen. Viele 
Fragen bei der Durchführung solcher Beteiligun-
gen sind bisher noch wenig geklärt, und es kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass sich die 
erfolgreichen Beispiele der Pfalz-Flugzeugwerke 
und der Flachglas Wernberg AG problemlos wie-
derholen lassen. Fälle, in denen eine Belegschaft 
ein Unternehmen bzw. einen Unternehmensteil 
komplett übernimmt, werden daher wohl die 
Ausnahme bleiben. 

Auf Basis der bisherigen praktischen Erfah-
rungen lassen sich aber zumindest grundsätzliche 
Aussagen zum Thema „Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung als Krisenbewältigungsinstrument“ treffen, 
die wichtig für den Erfolg solcher Modelle sind:
– Bei jedem Modell der Kapitalbeteiligung in der 

Krise ist immer auch eine Ausstiegsstrategie in 
Betracht zu ziehen. Das Beteiligungsmodell 
sollte in solchen Fällen auch die Option ent-
halten, ein Übergangsmodell zu sein und die 
Mitarbeiterbeteiligung später wieder umzu-
wandeln.

– Grundlage für eine Mitarbeiterbeteiligung 
muss ein beschäftigungssicherndes und zu-
kunftsorientiertes Sanierungskonzept sein, das 

unter Beteiligung der Belegschaft entwickelt 
und von dieser auch getragen wird. Weitere 
Stakeholder (Lieferanten, Kunden, Hausban-
ken etc.) sollten einbezogen werden. Ein Sanie-
rungskonzept ist eine wichtige Basis für das 
Unternehmen bei der Aufnahme neuer Kredite 
(bzw. einer Prolongation) für notwendige In-
vestitionen. 

– Gesellschaftern und Geschäftsführung sollte 
klar sein, dass den Beschäftigten durch eine fi -
nanzielle Beteiligung neue Informationsrech-
te, wenn nicht sogar Mitspracherechte, einzu-
räumen sind. Transparenz wichtiger Kennzif-
fern des Unternehmens ist daher eine wichtige 
Voraussetzung für das Funktionieren eines Be-
teiligungssystems. 

– Gleichzeitig ist es wichtig, eine sinnvolle Tren-
nung zwischen Gesellschafter- und Arbeitneh-
merstellung beizubehalten. So gilt es, einerseits 
die Identifi kation der Beschäftigten mit ihrem 
Unternehmen zu stärken und andererseits die 
Handlungsfähigkeit der Belegschaft zu garan-
tieren. Beiden Ansprüchen kann man z. B. in 
einer Aktiengesellschaft gerecht werden.

– Beschäftigte und Arbeitnehmervertretungen 
müssen in einer Krisensituation zu fi nanziellen 
Verzichtsleistungen und Arbeitszeitfl exibilität 
bereit sein, um ggf. Minderauslastungen zu 
überbrücken. Eine fi nanzielle Beteiligung in 
der Krise mit einer festgelegten Mindesteinlage 
der Beschäftigten funktioniert zudem nur, 
wenn die gesamte Belegschaft mitmacht. Aus-
nahmen sollten dringend vermieden werden. 

– Den von den Beschäftigten eingeräumten Ver-
zichtsleistungen sollten konkrete Gegenleis-
tungen (wie Ausschluss betriebsbedingter Kün-
digungen, Standortgarantien, Investitionszu-
sagen etc.) gegenüberstehen. 

– Auch die Festlegung von Rückzahlungsklau-
seln ist hier von Bedeutung. Verzichtsleistun-
gen sollten daher mit Besserungsvereinbarun-
gen (Forderungsverzicht mit Besserungsschein) 
oder Stundungsvereinbarungen verknüpft wer-
den. Für den Fall, dass die Rückzahlung von 
verzichteten Entgeltbestandteilen aufgrund 
ausbleibender Verbesserung der wirtschaftli-
chen Situation nicht möglich ist, könnte z. B. 
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eine Umwandlung der Entgeltbestandteile in 
Genussrechte vereinbart werden.

– Elementar ist, die Individualinteressen einzel-
ner Beschäftigter zu bündeln (z. B. in einer Mit-
arbeiterbeteiligungsgesellschaft).

– Eine zentrale Frage ist, wie das eingebrachte 
Kapital gehalten und verwaltet werden soll 
bzw. welche Institution rechtlich Miteigentü-
mer wird. Möglich sind hier z. B. eine eigene 
(Treuhand-)Gesellschaft der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, eine Stiftung oder ein ein-
getragener Verein. Von der Wahl der Institu-
tion ist abhängig, welche Rechte für die betei-
ligten Beschäftigten entstehen.

Eine Umsetzung würde erleichtert, wenn der Ge-
setzgeber für den Entgeltverzicht im Zuge einer 
Kapitalbeteiligung weitergehende Erleichterun-

gen bei Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
ermöglicht. Für Umwandlungen von Entgelt in 
Kapitalanteile auf freiwilliger Basis ist der Freibe-
trag von 360 Euro zu gering. Trotzdem sollten in 
Abhängigkeit von der Unternehmensgröße Gren-
zen für die Höhe der Umwandlung festgelegt wer-
den. Die Höchstgrenze könnte nach Einschät-
zung von Teilnehmerinnen und Teil nehmern der 
Expertengespräche z. B. bei einem durchschnitt-
lichen Nettomonatseinkommen (ca. 2.300 Euro) 
liegen. Hier ist zu berücksichtigen, dass das Risiko 
des Verlustausgleichs mit der Höhe des Freibe-
trags ansteigt. Auch eine nachgelagerte Besteue-
rung erst bei tatsächlichem Liquiditäts zufl uss 
bzw. bei Veräußerung der kollektiven Anteile 
würde sich anbieten. 
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6. Mitarbeiterbeteiligung in Europa – Was können wir von unseren  
 Nachbarn lernen?

12 Die Darstellung basiert im Wesentlichen auf den Ausführungen von Eric Kaarsemaker (Niederlande), Martine Le Friant (Frankreich) und 
Max Stelzer (Österreich) im Rahmen des dritten Expertengesprächs.

In der Debatte um die fi nanzielle Mitarbeiter-
beteiligung in Deutschland werden häufi g Ver-
gleiche mit anderen Ländern vorgenommen. So-
wohl von Befürwortern als auch von Kritikern 
der Mitarbeiterbeteiligung werden diese inter-
nationalen Vergleiche in den Argumentationen 
über das Für und Wider von Beteiligungsmodel-
len herangezogen (Stracke et al. 2007). Die natio-
nal unterschiedlich ausgeprägten Bedingungen 
(staatliches Fördersystem, Wirtschaftssystem, Ka-
pitalmarktstruktur, Größenstruktur der Unter-
nehmen, Einfl uss der Sozialpartner) beeinfl ussen 
die Ausgestaltung und praktische Umsetzung von 
Beteiligungsmodellen. Was haben Politik und 
Unternehmen in unseren europäischen Nachbar-
ländern erfolgreich vorgemacht und was kann 
Deutschland davon lernen? Welche Bedeutung 
hat Mitarbeiterbeteiligung als Baustein des euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialmodells?

6.1 Drei Länderbeispiele

Im Folgenden werden Hintergründe, Bedingungs-
faktoren und maßgebliche Modelle der fi nanziel-
len Beteiligung in den Niederlanden, Frankreich 
und Österreich dargestellt.12

6.1.1 Mitarbeiterbeteiligung in den Niederlanden:  
 Die Entwicklung eines Kernmodells für KMU

In den Niederlanden verfügen rund 3,6 Prozent 
aller Unternehmen, die mindestens zehn Be-
schäftigte haben, über ein Modell der Mitarbei-
terkapitalbeteiligung. Innerhalb der letzten zehn 

Jahre hat sich die Zahl der Unternehmen mit Ka-
pitalbeteiligung nahezu verdoppelt. Die Hälfte 
dieser Unternehmen ist börsennotiert und/oder 
Teil eines internationalen Konzerns. Um ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Möglich-
keit einer Beteiligung zu bieten, gründen nicht-
börsennotierte Unternehmen häufi g eine Stiftung 
(„stichting administratiekantoor bzw. „trust“), 
die entsprechende Anteile für die Beschäftigten 
erwirbt und verwaltet und gebündelt das Stimm-
recht ausübt.

Die Förderung der fi nanziellen Mitarbeiter-
beteiligung durch den niederländischen Gesetz-
geber beruht in erster Linie auf einem Lohnspar-
modell („Spaarloonregeling“), das beim Erwerb 
von Kapitalbeteiligungen Steuervergünstigungen 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
vorsieht. Die „Spaarloonregeling“ ist eine Art ver-
mögenswirksames Sparen. Wird der Sparbetrag in 
Kapitalbeteiligungen investiert, bestehen für ein 
Anlagevolumen von maximal 1.226 Euro Steuer-
vorteile in Form eines Freibetrages. Dabei ist eine 
Sperrfrist von vier Jahren einzuhalten, während 
der die mit dem Spargeld erworbenen Anteile 
nicht verkauft werden dürfen. Die rechtliche 
Grundlage zur Förderung von Beteiligungsmodel-
len wurde im Jahr 1994 mit der Einführung des 
Gesetzes „Vermeend/Vreugendenhil“ geschaffen. 

Um die Verbreitung von Mitarbeiterkapital-
beteiligungsmodellen im KMU-Bereich zu verbes-
sern, hat das „Nederlands Participatie Instituut“ 
(das niederländische Gegenstück zur AGP e.V. in 
Deutschland) im Jahr 2009 die Initiative ergrif-
fen, ein „einfaches Kernmodell“ der Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung in den Niederlanden zu ent-
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wickeln. Dieses soll ausreichend fl exibel sein, um 
unternehmensspezifi schen, persönlichen und or-
ganisatorischen Anforderungen gerecht zu wer-
den. Die Vorschläge umfassen zum einen allge-
meine Grundsätze (z. B. die Teilnahme von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern an Beteiligungs-
modellen soll freiwillig sein, Lohnbestandteile 
sollen für die Beteiligung nicht verwendet wer-
den, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die 
Arbeitnehmervertretungen sind bei der Entwick-
lung des Modells zu beteiligen) und zum anderen 
konkrete Richtlinien, u. a. zur Beteiligungsberech-
tigung (mindestens 75 Prozent der Belegschaft) 
und zu Beteiligungsobergrenzen (maximal zehn 
Prozent des jährlichen Bruttolohns eines Mitar-
beiters dürfen in Beteiligungen investiert werden; 
die Obergrenze für die Beteiligung eines einzel-
nen Mitarbeiters liegt bei 4,99 Prozent der Unter-
nehmensanteile).

Inhaltlich muss dieses Kernmodell auch in 
den Niederlanden in der politischen Diskussion 
noch weiterentwickelt werden. Es ist heute noch 
nicht ersichtlich, in welchem Umfang der Gesetz-
geber diese Vorstellungen aufgreifen wird.

6.1.2 Mitarbeiterbeteiligung in Frankreich: Eine   
 lange Tradition staatlicher Förderprogramme

Frankreich hat eine lange Tradition der fi nanziel-
len Mitarbeiterbeteiligung. Bereits in der frühen 
Nachkriegszeit wurden von der französischen Re-
gierung Vorschläge für breit angelegte Erfolgs-
beteiligungsmodelle der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erarbeitet. Seit 1959 werden frei-
willige Systeme der fi nanziellen Beteiligung staat-
lich gefördert. Im Jahr 1967 wurden obligatori-
sche, lohnabhängige Sparpläne eingeführt. 

Heute sieht die französische Gesetzgebung 
für die verschiedenen Formen der fi nanziellen 
Beteiligung spezifi sche Förderkriterien vor. Dazu 
gehören die freiwillige Erfolgsbeteiligung, die 
 obligatorische Gewinnbeteiligung und diverse 
Arbeitnehmersparpläne. Mehr als jeder zweite Be-
schäftigte in Unternehmen mit mindestens zehn 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (d. h. 9,3 Mil-
lionen Beschäftigte) nimmt an mindestens einer 
der kollektiven Regelungen teil. Dieser Anteil hat 
sich in den Jahren zwischen 2000 und 2008 mehr 

als verdoppelt. Der größte Anstieg zeigt sich bei 
den Unternehmenssparplänen.

Die freiwillige Erfolgsbeteiligung („intéresse-
ment des salariés“) in privaten und staatlichen 
Unternehmen erfolgt zumeist auf tarifvertrag-
licher Basis. Sie besteht für private Unternehmen, 
seit 1987 auch für staatliche Unternehmen. Im 
Zuge eines Gesetzes zur Erneuerung des sozialen 
Dialogs im öffentlichen Dienst wurde die freiwil-
lige Erfolgsbeteiligung im Jahr 2010 auch auf 
 Beamte ausgedehnt. 

Die obligatorische Gewinnbeteiligung („par-
ticipation“) ist für Unternehmen mit mehr als 
50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verpfl ich-
tend. Daher ist sie auch weiter verbreitet als frei-
willige Programme. Es ist vorgeschrieben, dass 
die Unternehmen einen aufgeschobenen Ge-
winnbeteiligungsfonds (RSP) einrichten, dessen 
Höhe sich auf der Basis einer (gesetzlich) festge-
legten Gewinnbeteiligungsformel berechnet. Un-
ternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten 
 können dieses Modell auf freiwilliger Basis ein-
führen. Die Beträge, die im Rahmen der obliga-
torischen Gewinnbeteiligung fällig werden, sind 
analog zur freiwilligen Erfolgsbeteiligung förde-
rungsfähig im Rahmen der Einkommenssteuerge-
setzgebung. Im Gegensatz zur freiwilligen Erfolgs-
beteiligung unterlag die obligatorische Gewinn-
beteiligung bis 2008 einer Sperrfrist von fünf Jah-
ren. Inzwischen ist es möglich, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern die Gewinnbe-
teiligung auf Wunsch sofort ausbezahlt wird. 
Obligatorische Gewinnbeteiligungen gelten auch 
für öffentliche Unternehmen.

Daneben gibt es in Frankreich eine Reihe von 
Arbeitnehmersparplänen, die u. a. eine steuer- 
und sozialversicherungsbegünstigte Anlage in 
Wertpapiere vorsehen. Die Sparprogramme die-
nen im weitesten Sinne der Vermögensbildung 
inklusive der Altersvorsorge. Drei Formen von 
Sparplänen sind von besonderer Bedeutung:
– Unternehmenssparplan („plan d’épargne ent-

reprise“, PEE), betrieblich;
– Zwischen- bzw. überbetrieblicher Sparplan 

(„plan d’épargne interentreprises“, IEP), insbe-
sondere zur Förderung vermögenswirksamer 
Sparmaßnahmen für Mitarbeiter in KMU (ge-
meinsamer Sparplan für mehrere Unterneh-
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men, die sich die Kosten für Einrichtung und 
Verwaltung teilen);

– Sparplan für die kollektive Altersversorgung 
(„plan d’épargne retraite collectif“, PERCO), 
Vermögensbildungsplan für Betriebsrenten.

Sehr weit verbreitet in Frankreich ist der PEE. 
 Dabei handelt es sich um ein Beteiligungspro-
gramm in Form eines betrieblichen Vermögens-
bildungsplans, der es Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern ermöglicht, zu steuerlich und sozialver-
sicherungsrechtlich günstigen Bedingungen ein 
Wertpapierportfolio aufzubauen. Der Plan speist 
sich in erster Linie durch Beiträge des Arbeitge-
bers und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die in einen für die Beschäftigten bestimm-
ten geschlossenen Investmentfonds („fonds com-
mun de placement d’enterprise, FCPE) einge-
bracht werden. Die Beiträge können in frei 
wählbaren Formen angelegt werden, z. B. in Ak-
tien des Arbeitgebers oder der entsprechenden 
Muttergesellschaft. Der Vorteil eines FCPE wird 
generell in der erleichterten Verwaltung der An-
teilsscheine sowohl für die Inhaber der Beteili-
gungen als auch für die Arbeitgeber gesehen. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an einem 
solchen Beteiligungsprogamm teilnehmen, er-
werben Anteile an dem FCPE. Für die Anlage gilt 
eine Sperrfrist von mindestens fünf Jahren. Nach 
Ablauf der Frist (bzw. im Fall einer vorzeitigen 
Freigabe, z. B. aufgrund der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses) werden die im FCPE kumu-
lierten Mittel auf persönlichen Wunsch jedes ein-
zelnen Beschäftigten zum aktuellen Marktwert 
ausgezahlt. Dafür muss die Mitarbeiterin bzw. der 
Mitarbeiter seine Anteile an dem FCPE verkaufen. 
Während der Sperrfrist anfallende Dividenden 
werden in der Regel nicht ausbezahlt, sondern 
durch den Fonds reinvestiert.

Aufgrund einer Reform des Rentengesetzes 
werden PERCO ab 2011 stärker gefördert. So kön-
nen nun auch Guthaben aus den Arbeitszeitkon-
ten berücksichtigt werden. Im Rahmen jedes 
PERCO muss ein kontrollierter Fonds („fonds pi-
lotés“) eingerichtet werden, der das Anlagerisiko 
in Abhängigkeit vom Alter des Mitarbeiters bzw. 
der Mitarbeiterin reduziert. Bis Januar 2013 sol-
len sektorweite PERCO eingerichtet werden. Das 

Gesetz zur Modernisierung der Wirtschaft („Loi 
de modernisation de l’économie“) aus dem Jahr 
2008 verpfl ichtet zur Schaffung von Solidaritäts-
fonds („Fonds solidaire“) bei jedem PEE und 
PERCO, der ab Januar 2010 gültig ist. Die Inves-
titionen dieser Anlagefonds in Solidaritätsanlei-
hen („titre solidaire“) stiegen von 480 Millionen 
Euro Ende 2008 auf eine Milliarden Euro im Jahr 
2009.

6.1.3 Mitarbeiterbeteiligung in Österreich: 
 Das Konzept des „strategischen 
 Eigentums“ bei der voestalpine AG

Der österreichische Stahlkonzern voestalpine AG 
(mit weltweit rund 42.000 Beschäftigten) hat im 
Jahr 2000 ein Mitarbeiterbeteiligungsmodell auf-
gelegt, das in vielen Ländern der EU als beispiel-
gebend bezeichnet wird. Das Modell wurde im 
Zuge des Verkaufs der österreichischen Staatsbe-
teiligung am voestalpine-Konzern, die zum da-
maligen Zeitpunkt 38,8 Prozent betrug, unter in-
tensiver Beteiligung der Interessenvertretungen 
im Konzern entwickelt. Grundlage der Mitarbei-
terbeteiligung ist das Konzept des „strategischen 
Eigentums“ der Belegschaft am eigenen Unter-
nehmen, welches einen Spezialfall in der Diskus-
sion um Mitarbeiterkapitalbeteiligung darstellt. 
Das Beteiligungssystem wurde als Beitrag zur 
 Stabilität der Eigentümerstruktur und damit als 
Beitrag zur langfristigen Entwicklung und Stand-
ortsicherung des Konzerns konzipiert. Die Stimm-
rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 werden in der voestalpine Mitarbeiterbeteiligung 
Privatstiftung, die in ihren Gremien durchgängig 
paritätisch mit Vertretern des Managements und 
des Betriebsrats besetzt ist, langfristig gebündelt 
und treuhänderisch verwaltet. 13 Prozent der Ak-
tien des Konzerns werden von der Belegschaft ge-
halten (Stand Feb. 2011), die Stiftung ist zweit-
größter Einzelaktionär. Damit sollen unerwünsch-
te Übernahmen des Konzerns erschwert bzw. im 
Vorhinein verhindert werden, da die in Öster-
reich notwendige Mehrheit von mehr als 90 Pro-
zent der Anteile zur gänzlichen Einverleibung ei-
ner Aktiengesellschaft nicht erreicht werden 
kann.13

13 Die Squezze-Out-Grenze in Österreich beträgt zehn Prozent.



Friedrich-Ebert-Stiftung

50

WISO
Diskurs

Das Beteiligungsmodell ist auf die österrei-
chische Gesetzgebung zugeschnitten. Basis der 
Beteiligung ist eine Reihe sogenannter Zusatz-
kollektivverträge (Öffnungsklauseln), durch die 
Teile der fl ächendeckenden Lohn- und Gehalts-
erhöhung zweckgebunden alternativ verwendet 
werden können. Bei innerbetrieblichen Lohnab-
schlüssen wird ein Teil der eigentlichen Entgelt-
erhöhung für den Aufbau der Mitarbeiterbetei-
ligung (in Form von Aktien) verwendet. Das Ge-
samtausmaß der Aktienübertragungen beläuft 
sich inzwischen auf ein Volumen von ca. 3,25 
Prozent der Lohn- und Gehaltssumme. Bei der 
Übertragung können Steuervorteile genutzt wer-
den, denn das österreichische Steuergesetz sieht 
eine Förderung von Aktienzuteilungen vor. So 
können jährlich bis zu einer Höhe von 1.460 Euro 
Aktien des eigenen Unternehmens steuer- und 
abgabenfrei an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter übertragen werden. Die Abgabenfreiheit 
gilt auch für die arbeitgeberseitigen Lohnneben-
kosten. Diesen Vorteil des Unternehmens erhal-
ten die Mitarbeiter als zusätzlichen Bonus.

Um auch den rund 20.000 Mitarbeitern 
 außerhalb Österreichs (Großbritannien, Deutsch-
land, Niederlande, Belgien, Polen) eine Teilnah-
me an der Mitarbeiterbeteiligung des Konzerns zu 
ermöglichen, wird an der Entwicklung eines in-
ternational umsetzbaren Modells gearbeitet, das 
im Geschäftsjahr 2009/2010 in einzelnen Gesell-
schaften des Konzerns in Großbritannien und 
Deutschland erstmals getestet wurde. Bereits im 
Jahr 2004 wurde in einer niederländischen Toch-
tergesellschaft (und deren Töchtern) unter den 
dort geltenden Steuervorschriften eine Adaptie-
rung des österreichischen Modells umgesetzt. Seit 
2011 wird auch in Polen ein entsprechendes 
 Modell praktiziert. 

Aufgrund unterschiedlicher rechtlicher Rah-
menbedingungen in den einzelnen Ländern war 
es nicht möglich, das österreichische Modell in 
der bestehenden Form 1:1 zu übertragen. Daher 
musste zunächst ein kompaktes Modell gefunden 
werden, das trotz großer Unterschiede im Steuer- 
und Arbeitsrecht in den einzelnen Ländern ein-
gesetzt werden kann. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter werden dazu eingeladen, sich durch in-
dividuellen Erwerb preisreduzierter Aktien am 

 eigenen Konzern zu beteiligen. Die Aktien sind 
dividendenbezugsberechtigt, unterliegen aber 
 einer Sperrfrist von fünf Jahren. Das Stimmrecht 
wird auch auf internationaler Ebene von der 
 voestalpine Mitarbeiterbeteiligung Privatstiftung 
gebündelt ausgeübt. Die kollektive Meinungsbil-
dung für die Diskussionen während der Haupt-
versammlung wird über den Europäischen Be-
triebsrat des Konzerns organisiert. Die Beteili-
gungsquote in den deutschen, britischen, polni-
schen und niederländischen Tochtergesellschaf-
ten liegt bei rund 14 Prozent. Der Konzern plant, 
das internationale Modell der Mitarbeiterbetei-
ligung sukzessive in weiteren Ländern auszu-
bauen.

6.2 Mitarbeiterbeteiligung als Baustein 
 des europäischen Wirtschafts- und 
 Sozialmodells

Seit Anfang der 1990er Jahre wurden auch auf 
 europäischer Ebene erste Schritte zur Unterstüt-
zung und Förderung fi nanzieller Mitarbeiterbe-
teiligung durch die Politik unternommen. Die 
Kommission hat vier PEPPER-Berichte (Uvalić 
1991; European Commission 1996; Lowitzsch et 
al. 2006 und 2009) veröffentlicht und zwei Ex-
pertengruppen eingerichtet, um bestehende Hin-
dernisse für die weitere Verbreitung fi nanzieller 
Mitarbeiterbeteiligung zu identifi zieren und eine 
Harmonisierung des gesetzgeberischen Rahmens 
auf europäischer Ebene voranzubringen. Die erste 
Expertengruppe hatte u. a. eine Harmonisierung 
der steuerlichen Förderbedingungen und eine 
Vereinheitlichung der Börsenregeln empfohlen 
(European Commission 2003; siehe auch Euro-
pean Commission 2001). Zusätzlich wurde vor-
geschlagen, ein einheitliches Programm zur För-
derung fi nanzieller Mitarbeiterbeteiligung auf 
Unternehmensebene zu entwickeln. Zu diesem 
Zweck wurde 2004 eine zweite Expertengruppe 
einberufen, die 2005 ein umfassendes Konzept 
mit Empfehlungen zur Vereinheitlichung der 
Rahmenbedingungen zur Förderung fi nanzieller 
Mitarbeiterbeteiligung (mit der Aufl istung von 
„Mindestkriterien“) vorgelegt hat. 
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Die Bemühungen zur Harmonisierung der 
Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene im 
Bereich fi nanzieller Mitarbeiterbeteiligung waren 
aber bisher nicht sehr erfolgreich, obwohl die im 
Rahmen der Lissabon-Strategie, die sich zum Ziel 
gesetzt hatte, die Wettbewerbsfähigkeit, den so-
zialen Zusammenhalt und ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum in Europa zu verbinden, die Be-
deutung der Mitarbeiterbeteiligung ausdrücklich 
hervorhebt (European Commission 2002). Daher 
hat es in letzter Zeit weitere politische Initiativen 
auf EU-Ebene gegeben, um die Entwicklung und 
Verbreitung der fi nanziellen Mitarbeiterbetei-
ligung zu fördern. Unter anderem kündigte die 
französische Finanzministerin Christine Lagarde 
im September 2007 den Start eines neuen „eu-
ropäischen Beteiligungsmodells“ an, das für die 
französische EU-Ratspräsidentschaft 2008  ge-
plant war. 

Mit Blick auf die EU-2020-Strategie und die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU 
in Europa fordert auch die im Oktober 2010 vom 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
verabschiedete Initiativstellungnahme zum The-
ma „Finanzielle Mitarbeiterbeteiligung in Euro-
pa“ die Förderung von Konzepten der fi nanziel-
len Mitarbeiterbeteiligung (EESC 2010). Finanzi-
elle Mitarbeiterbeteiligung wird danach als eine 
Möglichkeit gesehen, Unternehmen und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, aber auch die 
Gesellschaft insgesamt, besser und zusätzlich am 
„Erfolg zunehmender Europäisierung wirtschaft-
licher Tätigkeit“ teilhaben zu lassen. Mit der Stel-
lungnahme will der Ausschuss die Diskussion um 
fi nanzielle Mitarbeiterbeteiligung auf europäi-
scher Ebene wieder aufgreifen und einer EU-wei-
ten Debatte neue Impulse geben. Die Sozialpart-
ner sowohl auf europäischer und nationaler 
 Ebene sollen dazu ermutigt werden, sich des 
 Themas eingehend anzunehmen. Für den Aus-
schuss besteht in fi nanzieller Mitarbeiterbeteili-
gung eine Möglichkeit, Unternehmen und Beleg-
schaften, aber auch die Gesellschaft insgesamt 
besser und zusätzlich am Erfolg zunehmender 
 Europäisierung wirtschaftlicher Tätigkeiten teil-
haben zu lassen. Mitarbeiterbeteiligung könne 

zudem ein Mechanismus sein, die fi nanzielle 
 Situation von KMU zu verbessern und damit ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Ziel der Stel-
lungnahme ist es, Europa zu animieren, ein Rah-
menkonzept zu erarbeiten, das den sozialen und 
wirtschaftlichen Zusammenhang Europas fördert, 
indem es die Anwendung von Beteiligungsmo-
dellen auf unterschiedlichen Ebenen erleichtert 
(z. B. Gewinnbeteiligungen, Belegschaftsaktien, 
vermögenswirksame Leistungen). Aus Sicht des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
sollten vor allem steuerliche Hindernisse für 
grenzübergreifende Beteiligungsmodelle interna-
tional tätiger Unternehmen identifi ziert und 
mögliche Lösungen erarbeitet werden.

Im Detail fordert der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss die Erlassung einer 
neuen Empfehlung des Rates (ähnlich wie etwa 
92/443/EWG von 1992) über die Förderung von 
Beteiligungsmodellen. Zudem wird Europa aufge-
fordert, Vorschläge zu unterbreiten, wie mit den 
Hindernissen für grenzüberschreitende Pläne um-
gegangen werden soll. Auf europäischer Ebene 
sollen vor allem folgende Maßnahmen zielfüh-
rend sein:
– Erleichterung der EU-weiten Anwendung fi -

nanzieller Mitarbeiterbeteiligung auf Basis ge-
meinsamer Prinzipien;

– Analyse der Verschiedenartigkeit der (nationa-
len) Formen der Mitarbeiterbeteiligung, um 
ihre praktische Anwendung insbesondere in 
KMU zu erleichtern;

– Unterstützung transnationaler Unternehmen 
bei der Überwindung vor allem steuerlicher 
Hindernisse je nach EU-Land, um das Ziel ei-
ner besseren Mitarbeiterbindung und -identifi -
kation durch Mitarbeiterbeteiligung besser er-
reichen zu können, und Herausarbeitung ent-
sprechender Beteiligungsmodelle;

– Herausarbeitung weiterer Best-Practice-Beispiele 
(auch zum Thema Unternehmensnachfolge);

– Aufbau von Informationsquellen zu den Aus-
wirkungen fi nanzieller Mitarbeiterbeteiligung 
für Unternehmen und Beschäftigte sowie von 
Fortbildungs- und Beratungsangeboten unab-
hängiger Institutionen.
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Im April 2009 ist eine Neufassung des Gesetzes 
zur fi nanziellen Mitarbeiterbeteiligung (MKBG) 
in Kraft getreten. Als politisches Ziel sollte hier-
durch eine stärkere Verbreitung der Beteiligung 
von Beschäftigten an Erfolg und Kapital der Un-
ternehmen erreicht werden. Der wirtschaftspoli-
tische Kontext der vorausgegangenen Diskussion 
war geprägt durch einen konjunkturellen Auf-
schwung und steigende Unternehmensgewinne. 
Die Verabschiedung des Gesetzes fi el jedoch ge-
nau in die Zeit der Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Damit änderten sich die Rahmenbedingungen 
 erheblich. In der Diskussion seit Einführung des 
Gesetzes werden die Chancen, aber vor allem die 
mit den neuen gesetzlichen Regelungen verbun-
denen praktischen Anwendungsprobleme the-
matisiert.

Die Weiterentwicklung der Förderbedingun-
gen für Kapitalbeteiligungen umfasste v. a. drei 
Komplexe: die Erhöhung der Arbeitnehmerspar-
zulage für in Beteiligungen angelegte vermögens-
wirksame Leistungen von 72 auf 80 Euro jährlich, 
die Erhöhung des steuer- und sozialversiche-
rungsfreien Höchstbetrages für die Überlassung 
einer Mitarbeiterbeteiligung am Arbeit gebenden 
Unternehmen von 135 auf 360 Euro pro Jahr und 
schließlich die Schaffung überbetrieblicher Mög-
lichkeiten einer Beteiligung durch Mitarbeiter-
beteiligungsfonds. Nach den Vorstellungen der 
damaligen Regierungskoalition von CDU/CSU 
und SPD sollte die Anzahl der am Unternehmen 
beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
zwei auf drei Millionen erhöht werden.

In Deutschland gibt es inzwischen relativ 
verlässliche Zahlen über die Zahl der Unterneh-
men, die Beteiligungsmodelle anbieten. Dem 
IAB-Betriebspanel zufolge bieten ca. zwei Prozent 
aller Unternehmen in Deutschland ihren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit 
 einer Kapitalbeteiligung an. Allerdings wird der 

Verbreitungsgrad stark von der Unternehmens-
größe beeinfl usst. Während in Unternehmen mit 
weniger als 50 Beschäftigten lediglich zwei Pro-
zent der Betriebe über eine Kapitalbeteiligung 
verfügen, sind es bei Unternehmen mit 500 und 
mehr Beschäftigten immerhin schon sieben Pro-
zent. Da es sich hierbei zumeist um Aktiengesell-
schaften handelt, sind Belegschaftsaktien die 
häufi gste Form der Mitarbeiterbeteiligung. Bei 
Personengesellschaften und GmbHs sind stille 
Beteiligungen die üblichste Form. Im internatio-
nalen Vergleich ist die Verbreitung von Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen damit jedoch eher unter-
durchschnittlich.

Durch das neu geschaffene Instrument einer 
überbetrieblichen Beteiligung durch Mitarbeiter-
beteiligungsfonds sollte insbesondere für KMU 
eine Möglichkeit geschaffen werden, ihren Be-
schäftigten ein Beteiligungsangebot zu machen. 
Durch solche Fonds sollte auf der einen Seite die 
Risikostreuung von Beteiligungen für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter verbessert und an-
dererseits die Eigenkapitalausstattung von KMU 
erhöht werden. In der Praxis sind solche Betei-
ligungsfonds bisher jedoch noch nicht realisiert 
worden. Dies wird von Kritikern darauf zurück-
geführt, dass Mitarbeiterbeteiligungsfonds zu 
komplex und den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern kaum zu erklären sind. Damit die Fonds-
modelle als zusätzliche Beteiligungsmöglichkeit 
überhaupt für KMU attraktiv sind, ist eine Ver-
einfachung und Überarbeitung zu empfehlen.

Darüber hinaus liegen Anwendungsproble-
me des MKBG vor allem in der Höhe der steuer-
lichen Förderung. Hier ist zu fragen, ob eine wei-
tere Steigerung der Zuschüsse gewünscht und 
 fi nanzierbar ist. Auch in der nachgelagerten Be-
steuerung von erhaltenen Unternehmensantei-
len werden Chancen für eine Steigerung der 
Attrak tivität von Beteiligungsmodellen gesehen.

7. Fazit
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Für die Beteiligung in Krisenfällen ist zu prü-
fen, ob eine Ausweitung des Freibetrags bis zu 
12.000 pro Beschäftigten und Jahr möglich ist, 
um die Liquidität und die Eigenkapitalausstat-
tung von Unternehmen zu stärken, die in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten sind. Grund-
sätzlich sollte über eine neue Gesetzesinitiative 
nachgedacht werden, die sich vor allem mit der 
steuerlichen Behandlung von Kapitalbeteiligun-
gen im Sanierungsfall auseinander setzt. Eine Ka-
pitalbeteiligung kann als Bestandteil eines tragfä-
higen Sanierungskonzeptes ein kurzfristig wirksa-
mes Mittel der Krisenbewältigung sein, das not-
wendige Entlastungen für die Unternehmen mit 
sich bringt. Die sinnvolle Nutzung einer Kapital-
beteiligung als Kompensation für den Verzicht 
der Beschäftigten ist auf Basis der bestehenden 
gesetzlichen Regelungen – und trotz der Neurege-
lung aus dem Jahr 2010, wonach Teile des Lohnes 
bzw. des Gehalts der Beschäftigten oder der Son-
derzahlungen des Unternehmens bis zu einer 
Höhe von 360 Euro pro Jahr steuerfrei im Unter-
nehmen angelegt werden dürfen – in der Praxis 
bisher nur eingeschränkt anzuwenden. Hier ist 
der Gesetzgeber gefordert, praktikable Instrumen-
te und Standardmodelle zum Vorgehen bei einer 
Kapitalbeteiligung in Krisenfällen zu entwickeln.

Der Weg zu einer stärkeren Verbreitung von 
Mitarbeiterbeteiligung kann aber nicht allein 
über eine Forderung nach noch stärkerer fi nanzi-
eller Förderung gehen. Ohne die politische Initia-
tive der Parteien und Sozialpartner kann das The-
ma Mitarbeiterbeteiligung in der öffentlichen 
Diskussion keinen neuen Schwung erhalten. 
Wichtig ist vor allem eine gemeinsame Diskus-
sion von Politik und Sozialpartnern zur Verwirk-
lichung von mehr positiven Beispielen auf Unter-
nehmensebene. Hier empfi ehlt sich auch ein stär-
kerer Blick über den „nationalen Tellerrand“ hin-
aus. Trotz teilweise großer nationaler Unterschiede 
in der steuerlichen Förderung fi nanzieller Mitar-
beiterbeteiligung fi nden sich in unseren Nach-
barländern sinnvolle Anknüpfungspunkte. In 
diesem Zusammenhang ist vor allem das öster-
reichische Stiftungsmodell zu nennen, auf dessen 

Basis beispielsweise die voestalpine AG den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern an ihren europä-
ischen Standorten – angepasst an die jeweiligen 
nationalen Förderbedingungen – Angebote einer 
Beteiligung macht. Eine praxistaugliche Weiter-
entwicklung des MKBG könnte z. B. darin beste-
hen, statt der bislang völlig ungenutzten über-
betrieblichen Fonds Stiftungsmodelle und andere 
betriebliche Beteiligungsgesellschaften in den 
Mittelpunkt der Förderung zu stellen. 

Darüber hinaus sollte darüber diskutiert wer-
den, inwieweit die Nutzung der für Arbeitgeber 
und Beschäftigte relativ einfach handhabbaren, 
in Frankreich üblichen FCPE-Modelle („fonds 
commun de placement d’enterprise“; vgl. Kap. 
6.1.2) auch als Vorbild für Deutschland dienen 
kann. Solche Mitarbeiterbeteiligungsprogramme 
nach französischem Recht werden inzwischen 
von den deutschen Finanzbehörden akzeptiert. 
In diesen Fällen erfolgt eine Besteuerung des 
 geldwerten Vorteils erst zum Zeitpunkt der Auf-
lösung des Programmes und des Zufl usses eines 
Geldbetrages beim Beschäftigten. Die während 
der Laufzeit des Programmes vom Fonds erzielten 
Dividenden, Zinsen etc. stellen für den Beschäf-
tigten keine Kapitaleinkünfte dar, sondern führen 
zu Wertsteigerungen und somit zur Steigerung 
des geldwerten Vorteils. Die Besonderheit der ge-
setzlichen Regelungen für betriebliche Kapital-
beteiligungen in Frankreich liegt insbesondere in 
der breiten Zielgruppe, die unabhängig von der 
Rechtsform und der Branche von den Förder-
möglichkeiten profi tiert.

Von einer praxistauglichen Weiterentwick-
lung des MKBG im Sinne der hier aufgeführten 
Punkte könnten neue Impulse für eine weitere 
Verbreitung der Mitarbeiterbeteiligung vor allem 
in KMU ausgehen. Entscheidend für eine ver-
stärkte Nutzung von Mitarbeiterbeteiligung als 
ein mögliches Instrument zur Sanierung von 
 Unternehmen dürfte sein, inwiefern es dem 
 Gesetzgeber gelingt, die steuerlichen und recht-
lichen Rahmenbedingungen selektiv an die An-
forderungen aus der Praxis anzupassen.
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WISO direkt

Steuerpolitik
Progressive Sozialversicherungsbeiträge –
Entlastung der Beschäftigten oder Verfestigung 
des Niedriglohnsektors?
WISO Diskurs

Arbeitskreis Mittelstand
Soloselbstständige in der Insolvenz – 
Zwischen Stigmatisierung und Neustart
WISO direkt

Gesprächskreis Verbraucherpolitik
Welche Politik brauchen die Verbraucher? 
WISO direkt

Gesprächskreis Verbraucherpolitik
Die Chance für den fairen Handel?
Verbraucherkenntnis und -akzeptanz von 
Sozialstandards im Lebensmittelsektor 
WISO direkt

Arbeitskreis Innovative Verkehrspolitik
Reform des Personenbeförderungsgesetzes –
Perspektiven für ein nachhaltiges und 
integriertes Nahverkehrsangebot
WISO Diskurs

Arbeitskreis Stadtentwicklung, Bau und Wohnen
Das Programm Soziale Stadt – 
Kluge Städtebauförderung für die Zukunft 
der Städte
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Rente mit 67? Argumente und Gegenargumente 
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Erwerbsminderungsrente – 
Reformnotwendigkeit und Reformoptionen 
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Soziale Gesundheitswirtschaft: mehr Gesundheit, 
gute Arbeit und qualitatives Wachstum 
WISO direkt

Gesprächskreis Arbeit und Qualifi zierung
Öffentlich geförderte Beschäftigung
Plädoyer für eine konzeptionelle Neuausrichtung
WISO direkt

Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik
Perspektiven der Unternehmensmitbestimmung 
in Deutschland – ungerechtfertigter Stillstand auf 
der politischen Baustelle? 
WISO Diskurs

Arbeitskreis Dienstleistungen
Dienstleistungen in der Zukunftsverantwortung – 
Ein Plädoyer für eine (neue) Dienstleistungspolitik
WISO Diskurs

Gesprächskreis Migration und Integration
Prekäre Übergänge vermeiden – Potenziale nutzen 
Junge Frauen und Männer mit Migrationshintergrund 
an der Schwelle von der Schule zur Ausbildung
WISO Diskurs

Frauen- und Geschlechterforschung
Geschlechterpolitik zu Pfl ege/Care
Anregungen aus europäischen Ländern 
WISO Diskurs


